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1. Einleitung 
 
Der derzeit gültige Flächennutzungsplan (F-Plan) der Gemeinde Hohenwestedt wurde 
am 28.06.2002 rechtsgültig und hat bisher 8 wirksame Änderungen erfahren, ebenfalls 
ist die 12. Änderung wirksam. Die 9 bis 17. Änderung (ausgenommen der 12. 
Änderung) befinden sich in der Realisierung. Bei diesem Verfahren handelt es sich um 
die 10. Änderung des F-Planes. 
 
Die Gemeinde Hohenwestedt liegt in der Mitte Schleswig-Holsteins zwischen den 
Städten Itzehoe, Neumünster und Rendsburg. Die Region um Hohenwestedt ist 
ländlich geprägt. Die Gemeinde selbst ist im „Zentralörtlichen System der 
Landesplanung Schleswig-Holstein“ als Unterzentrum ausgewiesen und bietet mit 
ihren Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen einen wichtigen Ankerpunkt für 
den strukturschwachen, ländlichen Raum.  
  
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenwestedt hat am 04.04.2023 den 
Aufstellungsbeschluss für die 10. Änderung des F-Planes gefasst, um die parallel in 
Aufstellung befindlichen B-Pläne zu realisieren: 
 

• vorhabenbezogener B-Plan Nr. 59 „PV-Freiflächenanlage am Wasserwerk“ 
• vorhabenbezogener B-Plan Nr. 62 „SO PV-Freiflächenanlage Hohenwestedt 

südlich der Bahnlinie Neumünster-Heide“ 
 
Die Flächen der vorgesehenen B-Pläne sehen ein Sonstiges Sondergebiet (SO) 
„Photovoltaikanlagen“ vor. Diese Ausweisung stimmt nicht mit der Darstellung des 
gültigen F-Plans überein. Dieser stellt die Plangebiete als Wohnbauflächen (W), 
Flächen für die Landwirtschaft und Flächen für Versorgungsanlagen dar. Die 10. 
Änderung des F-Plans wird aufgestellt, um die Inhalte der B-Pläne zu ermöglichen.  

Hinzukommend soll eine Flächennutzungsplanänderung erfolgen, um eine 
Vorratsfläche für die Erweiterung der angrenzenden örtlichen Kläranlage vorzuhalten.  

Die 10. Änderung des F-Plans beinhaltet daher drei Änderungsbereiche/Teilgebiete. 

Die Gemeinde entschied sich zur Aufstellung der vorgenannten Bauleitpläne, um sich 
den aktuellen Herausforderungen des Klimawandels zu stellen sowie eine 
umweltfreundliche Energieversorgung unabhängig von fossilen, repressiven 
Energieträgern zu gewährleisten, die vor allem die lokale Wirtschaft in den ländlichen 
Regionen stark beeinflussen. Des Weiteren hält die Gemeinde mit der Erweiterung des 
Klärwerks Flächen für Versorgungseinrichtungen vor. Damit kommt die Gemeinde 
Hohenwestedt ihrer Aufgabe als Unterzentrum im ländlichen Raum nach.  
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Abbildung 1: Auszug aus dem rechtskräftigen F-Plan mit Kennzeichnung der Änderungsflächen 
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2. Gebietsbeschreibung 
 
Die Gemeinde Hohenwestedt liegt im Süden des Kreises Rendsburg-Eckernförde in 
Schleswig-Holstein, zwischen den Städten Itzehoe (ca. 20 km), Neumünster (ca. 26 
km) und Rendsburg (ca. 25 km). 
 
Insgesamt leben 5.410 Einwohner:innen (Stand 31.12.2023) in der Gemeinde, die die 
sieben Ortsteile (OT) Glüsing, Falkenburg, Vassbüttel, Böternhöfen, Bockhorst, 
Quellental und Ludwigslust umfasst.  
 
Der Änderungsbereich der 10. Änderung des F-Planes umfasst 3 Teilgebiete. 
 
Teilgebiet 1 (Geltungsbereich des B-Plans Nr. 59) 
Das Teilgebiet 1 befindet sich östlich des Wasserwerks Hohenwestedt und nördlich 
der Straße „Am Wasserwerk“. Der Änderungsbereich umfasst eine Größe von ca. 0,3 
ha. 
 
Teilgebiet 2 (Geltungsbereich des B-Plans Nr. 62) 
Das Teilgebiet 2 befindet sich südöstlich des Wapelfelder Wegs (K 84), südlich der 
Bahnlinie Neumünster-Heide, westlich der Wohnbebauung Waidmannsruh und der 
Itzehoer Straße (B 77), sowie nördlich Glüsing und der örtlichen Kläranlage. Der 
Änderungsbereich umfasst eine Größe von ca. 20 ha.  
 
Teilgebiet 3 (Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk) 
Das Plangebiet befindet sich südlich am Grundstück der örtlichen Kläranlage, 
südwestlich des Firmengeländes LESER GmbH & Co. KG sowie westlich und nördlich 
der Straße Glüsing. Der Änderungsbereich umfasst eine Größe von ca. 0,82 ha. 
  
Insgesamt handelt es sich bei den drei Teilgebieten um eine Flächenänderungsgröße 
von ca. 21 ha.  
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Abbildung 2: Lage der Geltungsbereiche im Raum (DANord; topographische Karte) 
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3. Planerische Vorgaben 
 
3.1 Landesentwicklungsplanung 2021 
 
Der Landesentwicklungsplan (LEP) Schleswig-Holstein ist Grundlage für räumliche 
Entwicklung des Landes Schleswig-Holstein. Die Gemeinde Hohenwestedt liegt 
danach im ländlichen Raum. Die Gemeinde ist als Unterzentrum mit Anbindung an die 
Bundesstraßen B 430 und B 77 sowie Lage an der Bahnstrecke Neumünster – Heide 
– Büsum ausgewiesen. Die Unterzentren sind eine Einstufung des Zentralörtlichen 
Systems, das wiederum die Schwerpunkte für Infrastruktur und 
Versorgungseinrichtungen sowie für bauliche und gewerbliche Entwicklung darstellt. 
Unterzentren dienen der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des 
qualifizierten Grundbedarfs (LEP 2021, Kap. 3.1.3). 
 

 
 
Abbildung 3: Auszug aus dem LEP (Stand 2021) 

3.2 Regionalplan Planungsraum III (Fortschreibung 2000) 
 
Die Grundsätze der Landesentwicklungsplanung werden in teilräumlichen 
Regionalplänen (RP) konkretisiert. In Schleswig-Holstein werden alle Regionalpläne 
neu aufgestellt, so dass es statt fünf Planungsräumen für das Land Schleswig-Holstein 
künftig nur noch drei Planungsräume geben wird. Der Kreis Rendsburg-Eckernförde 
gehört zum neuen Planungsraum II. Bezug für die regionalplanerischen Vorgaben ist 
noch der Regionalplan für den Planungsraum III (Fortschreibung 2000). Die Gemeinde 
ist ein Unterzentrum, umgeben von einem baulich zusammenhängenden Gebiet und 
liegt in einem Vorranggebiet für den Grundwasserschutz. 
 
Im Regionalplan wird die Bedeutung der ländlichen Räume und der 
Versorgungszentren näher beschrieben. Die Gemeinde Hohenwestedt ist als 
Unterzentrum zu stärken. Dabei soll die Entwicklung „durch eine vorausschauende 
Bodenvorratspolitik, durch eine der künftigen Entwicklung angepasste Ausweisung 
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von Wohnungs-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen sowie durch die 
Bereitstellung entsprechender Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen gerecht“ 
(RP 2002, Kap. 6.1) erfüllt werden.  Der Nahbereich Hohenwestedt ist aufgrund seiner 
guten Verkehrsanbindung im Hinblick auf eine Verbesserung des 
Arbeitsplatzangebotes zu stärken. Im Hinblick auf den Tourismus sind die 
Landschaften zu pflegen, insbesondere der Naturpark Aukrug und die 
Niederungsflächen der Buckener Au.  
 

 
Abbildung 4: Auszug aus dem Regionalplan III (Stand 2000) 

3.3 Landschaftsplan 
 
Die Gemeinde Hohenwestedt besitzt einen Landschaftsplan aus dem Jahr 2001. Der 
Landschaftsplan der Gemeinde Hohenwestedt stellt die Änderungsbereiche wie folgt 
dar: 
 
Das Teilgebiet 1 – B-Plan Nr. 59 – ist als intensiv genutztes Grünland dargestellt und 
weist einen mäßigen Biotopwert auf. Es handelt sich um eine neutrale Fläche in Bezug 
auf den Naturhaushalt. Es sind Knickstrukturen nördlich des Geltungsbereichs 
vorhanden. Des Weiteren liegt Teilgebiet 1 in einem Raumabschnitt mit hoher 
Knicknetzdichte. 
 
Im Teilgebiet 2 – B-Plan Nr. 62 – wird die Fläche als intensiv genutztes Grünland und 
landwirtschaftlich genutzte Fläche dargestellt und weist einen großteilig mäßigen 
Biotopwert auf, während die südlich liegenden Flächenbereiche einen geringen 
Biotopwert besitzen. Die Flächen sind in Bezug auf den Naturhaushalt als 
überwiegend neutral zu werten. Es sind zahlreiche Knickstrukturen im und um den 
Geltungsbereich vorhanden, die Flächen liegen in einem Raum mit hoher 
Knicknetzdichte. 
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Im Teilgebiet 3 – Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk – wird die Bodennutzung als 
intensiv genutztes Grünland erfasst. Das Plangebiet wird als Fläche mit mäßigen 
Biotopwert bewertet. Damit gilt das Plangebiet als neutral zu wertende Fläche für den 
Naturhaushalt. 
 
3.4 Informelle Rahmenplanung 
 
Die Teilbereiche 1 + 2 sind als Flächen für Photovoltaikanlagen, das Ergebnis eines 
PV-Standortkonzeptes der Gemeinde Hohenwestedt. Das Planungsbüro Elbberg 
stellte das Konzept im Januar 2024 abschließend mit folgendem Ergebnis auf: 
 
Die Gemeinde Hohenwestedt verfügt über mehrere Weißflächen im Westen und Osten 
des Gemeindegebietes. Aufgrund der Ortslage und zukünftigen Entwicklungen auf 
Grundlage des Flächennutzungsplans entfallen große Flächen in der Mitte der 
Gemeinde. Im Osten des Gemeindegebietes erfüllen große Gebiete die 
Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung als Landschaftsschutzgebiet. Da im 
Gemeindegebiet Weißflächen ohne diese Einschränkung vorhanden sind, stellen 
diese Bereiche keine Potenzialflächen da.  
 
Nördlich und nordwestlich von Hohenwestedt ist das Gemeindegebiet durch eine 
historische Kulturlandschaft (Knicklandschaft) geprägt und im Landschaftsrahmenplan 
ausgewiesen. Die Errichtung von PV-Anlagen innerhalb dieser Landschaften ist mit 
besonderem Abwägungs- und Prüfungsbedarf nach Solarerlass verbunden. Da hier 
auch gesetzlich geschützte Biotope, kleinteilige Waldflächen, Verbundbereiche des 
Biotopverbundsystems, Wasserflächen und FFH-Gebiete vorkommen, wird dazu 
geraten, diese Flächen ebenfalls nicht weiter als PV-Standorte zu verfolgen, sondern 
die Suche auf vorbelastete Gebiete in der Gemeinde zu konzentrieren.  
 
Auf Grundlage von Vorgaben des Landes sollten Suchräume für Freiflächen-PVA 
vorrangig „Flächen entlang von Autobahnen, stark befahrenen Hauptstraßen und 
Haupt-Schienenwegen sowie vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund 
vorhandener Infrastrukturen ein eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen“ sein.  
 
Als Vorbelastung des Landschaftsbilds können auf den geeigneten Flächen die 
Bahntrasse Neumünster-Heide, die Bundestraßen B 430 und B 77, eine 110 kV-
Freileitung und ein Vorranggebiet Windenergienutzung benannt werden. Die 
Bahnstrecke ist keine Hauptstrecke und ist formal nach LEP daher kein bevorzugter 
Suchraum. Entlang der Bahnstrecke Heide – Neumünster sind schon eine Reihe von 
Solarparks gebaut bzw. in einem fortgeschrittenen Planungsstadium. Entlang der 
gesamten Strecke werden PV-Planungen direkt an der Bahn landesplanerisch positiv 
beurteilt und für geeigneter gehalten als Flächen in der freien Landschaft. Die im 
Gemeindegebiet liegenden Bundesstraßen lassen sich als nur mäßig verkehrsbelastet 
klassifizieren und fallen demnach nicht unter besonders vorbelastete Flächen. Zudem 
sind entlang dieser Straßen nur kleinräumige Weißflächen vorhanden oder es sind 
Siedlungen an den Straßen vorhanden.  
 
Auf Grundlage der oben genannten Gründe und um die Landschaft zu schonen, wird 
sich auf die Gebiete beidseitig der Bahnstrecke Neumünster-Heide konzentriert.  
 
Die Potentialstudie für Freiflächen-Photovoltaikanlagen nimmt Bezug auf zwei 
Suchräume. Der gekennzeichnete Suchraum 2 liegt innerhalb einer Waldfläche, dies 
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sorgt für eine Verschattung. Durch eine teilweise südlichere Lage der Potenzialfläche 
kommt es ebenfalls zu ungünstigen Besonnungsverhältnissen. Zusätzlich wird die 
Potenzialfläche durch einen im Landeswaldgesetz festgelegter Abstand von 30 m vom 
Wald verkleinert. Ein weiterer Abstand ist zu den angrenzenden Einzelhäusern im 
Westen und Osten zu beachtet. Des Weiteren sind im Suchraum 2 wertvollere 
Bodenstrukturen vorhanden. Aufgrund dieser Einschränkungen wird der Suchraum 2 
nicht als Freiflächen für Photovoltaikanlagen empfohlen.  
 

 
Abbildung 5: PV-Standortkonzept Hohenwestedt - Darstellung der Suchräume 1 + 2 (Elbberg, 2024) 

Innerhalb des präferierten Suchraums 1 wird empfohlen, eine Entwicklung von der 
Bahn ausgehend zu verfolgen. Eine Sonderrolle spielt das ca. 800 m nördlich der Bahn 
gelegene Wasserwerk. Es ist im Flächennutzungsplan als Fläche für 
Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Wasser und Brunnen dargestellt. Der 
Bau von PV-Anlagen auf dem Grundstück würde zur Eigenversorgung des 
Wasserwerks beitragen. Dies sichert nicht nur günstige Energiepreise für die 
Wasserförderung und Versorgung, sondern sorgt im Katastrophenfall (mit 
entsprechenden Speichermöglichkeiten) für eine Notstromversorgung und 
Wasserversorgung auch bei Stromausfall im Netz. 
 
Aufgrund der vorgenannten Aspekte stellt die Gemeinde daher für den Suchraum 1 
(siehe Abb. 6) im Bereich des Wasserwerks einen Bebauungsplan (Nr. 59) sowie den 
Bebauungsplan südlich der Bahnlinie Neumünster-Heide (Nr. 62) auf. 
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Abbildung 6: PV-Standortkonzept Hohenwestedt – Darstellung des Suchraums 1 

3.5 Klimaschutz  
 
In den drei Teilgebieten handelt es sich um erneuerbare Energieprojekte und ein 
Projekt für sauberes kommunales Abwasser, welche einen positiven Einfluss auf den 
Klimaschutz haben.  
 
Teilgebiet 1 – B-Plan Nr. 59 - 
 
Im Teilgebiet 1 wird eine Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) errichtet, welche 
als erneuerbare Energiequelle einen Beitrag zur klimafreundlichen Stromerzeugung 
leistet. Der Energieeigenbedarf des angrenzenden Wasserwerks wird sichergestellt. 
 
Teilgebiet 2 – B-Plan Nr. 62 - 
 
Auf dem Teilgebiet 2 wird ebenfalls eine Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) 
errichtet, welche als erneuerbare Energiequelle einen Beitrag zur klimafreundlichen 
Stromerzeugung leistet. Die Stromproduktion dient der kommunalen Versorgung der 
Gemeinde und wird in das angrenzende Umspannwerk geleitet.  
 
Teilgebiet 3 – Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk - 
 
Auf dem Teilgebiet 3 ist in Planung eine zusätzliche 4. Reinigungsstufe zu schaffen. 
Die Einführung einer vierten Reinigungsstufe ist eine wesentliche Innovation bei der 
Behandlung von kommunalem Abwasser. Eine Begrenzung schädlicher Stoffe durch 
kommunales Abwasser ist ein wichtiger Beitrag für den europaweiten 
Gewässerschutz. 
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4. Erfordernis und Ziel der Planänderung 
 
Die Gemeinde Hohenwestedt muss entsprechende Versorgungs- und 
Infrastrukturflächen vorhalten, um ihrer Funktion als Unterzentrum im ländlichen Raum 
gerecht zu werden.  
 
Die im Gemeindegebiet vorhandenen Flächenpotentiale wurden unter diesem 
Gesichtspunkt geprüft und sollen einer effektiven Nutzung zugeführt werden.  
 
Die Gemeinde Hohenwestedt sieht folgende Erfordernisse der F-Plan Änderungen: 
 
Teilgebiet 1 - Erfordernis zur Änderung von einer Fläche für Versorgungsanlagen mit 
der Zweckbestimmung Brunnen/Wasser in ein Sonstiges Sondergebiet (SO) 
„Photovoltaikanlagen“ 
 
Die „Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH“ planen die Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage (PV-FFA) auf eigener Fläche und sind mit diesem Ansinnen an die 
Gemeinde Hohenwestedt herangetreten.  
 
Teilgebiet 2 – Erfordernis zur Änderung von einer Fläche für Landwirtschaft und 
Wohnbaufläche in ein Sonstiges Sondergebiet (SO) „Photovoltaikanlagen“ 
 
Die „Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice“ planen auf den Flächen von 
den Herren Frederik und Christoph-Robert Lutze die Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage (PV-FFA) und sind mit diesem Ansinnen an die Gemeinde 
Hohenwestedt herangetreten.  
 
Teilgebiet 3 – Erfordernis zur Änderung von einer Fläche für Landwirtschaft in eine 
Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung "Erweiterung Klärwerk“ 
 
Die Gemeindewerke Hohenwestedt planen auf eigener Fläche die Erweiterung der 
örtlichen Kläranlage zur Schaffung einer zusätzlichen 4. Reinigungsstufe und sind mit 
diesem Ansinnen an die Gemeinde Hohenwestedt herangetreten.  
 
Bei den Teilgebieten 1 + 2 handelt es sich um erneuerbare Energie-Projekte. 
Erneuerbare Energien sind der Baustein für eine nachhaltige Energieversorgung. Sie 
sind klimaschonend, sorgen als heimische Energieträger für Versorgungssicherheit 
und können zudem als Wachstums- und Jobmotor die Wettbewerbsfähigkeit erhöhen. 
 
Der politische Wille zum Ausbau der erneuerbaren Energien ist höher denn je. Im April 
2022 wurde hierfür ein Energiesofortmaßnahmenpaket („Osterpaket“) der 
Bundesregierung vorgelegt, welches die größte energiepolitische Novelle seit 
Jahrzehnten darstellt. Infolgedessen wurde unteranderem die bekannteste Zielgröße 
in diesem Bereich das „Erneuerbare-Energien-Gesetz“ (EEG) im Jahr 2023 
aktualisiert. Der geplante Ausbau erneuerbarer Energien soll bis zum Jahr 2030 
mindestens 80 Prozent des Bruttostromverbrauchs darstellen. Das EEG 2023 hebt in 
§ 2 die besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien hervor. Danach liegen die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen im „überragenden öffentlichen Interesse und 
dienen der öffentlichen Sicherheit“. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu 
treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien bei der Abwägung vorrangig 
behandelt werden. 
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Die Gemeinde hat das Ziel, den immer dringender werdenden Ansprüchen für den 
Klimaschutz gerecht zu werden und den Haushalten in der Gemeinde eine Alternative 
zu den konventionellen Energieträgern zu bieten. Für die Zukunft möchte die 
Gemeinde eine gleichermaßen bezahlbare wie klimaschonende Energieversorgung 
gewährleisten und die konventionellen Energieträger schrittweise durch regenerative 
Energien ersetzen.  

Darüber hinaus möchte die Gemeinde Flächen für Versorgungsanlagen vorhalten, um 
dem Fortschritt in der kommunalen Abwasserbehandlung gerecht zu werden. Eine 
wesentliche Innovation stellt die Einführung der Reduzierung von Spurenstoffen im 
Abwasser durch Einführung einer vierten Reinigungsstufe dar.  

Zur Erreichung der vorgenannten Ziele sollen: 

• eine PV-FFA, welche klimaneutral Strom für die Eigenversorgung des 
Wasserwerks herstellt (Teilgebiet 1), 

• eine PV-FFA, welche klimaneutral Strom zur Unterstützung der kommunalen 
Energieversorgung produziert (Teilgebiet 2), 

• eine Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk zur Schaffung einer zusätzlichen 
4.Reinigungsstufe (Teilgebiet 3) 

errichtet werden. Die vorgenannten Aspekte begründen die Ausweisung der Sonstigen 
Sondergebiete (SO) im Sinne des § 11 Abs. 2 Baunutzungsverordnung, welche für die 
Errichtung von Anlagen zur Herstellung von erneuerbaren Energien dienen, 
ausgewiesen werden sowie die Ausweisung einer Fläche für Versorgungsanlagen.  

Wesentliches Ziel dieser Planungen ist somit die Schaffung rechtsverbindlicher und 
bauplanungsrechtlicher Voraussetzungen für die Errichtung erneuerbarer 
Energieprojekte, um den Ausbau der kommunalen Energieversorgung mit 
erneuerbaren Energien zu erzielen, Versorgungssicherheit zu schaffen und Flächen 
für zeitgemäße Innovationen im Versorgungsbereich vorzuhalten. So können neben 
der Sicherung der städtebaulichen Ordnung notwendige Versorgungsflächen 
vorgehalten werden.  

 
Um auf den Teilgebieten 1 + 2 Baurecht für die PV-Freiflächenanlagen zu schaffen, 
müssen neben der F-Planänderung Bebauungsplanverfahren eingeleitet werden. Die 
Gemeinde Hohenwestedt hat daher folgende Aufstellungsbeschlüsse gefasst: 
 

- am 14.12.2021 für den vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 59 „PV-
Freiflächenanlage am Wasserwerk“ gefasst (Teilgebiet 1) 

- am 28.03.2022 für den vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 62 „SO PV-
Freiflächenanlage Hohenwestedt“ (Teilgebiet 2) 

 
Die Darstellungen des rechtsgültigen F-Plans vom Jahr 2002 stimmen nicht mit den 
vorgesehenen Inhalten der og. Projekten überein. Die 10. Änderung des F-Planes ist 
notwendig, um die vorgenannten Planungen realisieren zu können.  
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5. Inhalte des Bauleitplans 
 
5.1 Darstellungen 
 
Art der baulichen Nutzung (§ 5 Abs. 2 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO) 
 
Teilgebiet 1 
 
Sonstige Sondergebiete (SO) (§ 11 BauNVO) 
 
Die Änderungsfläche stellt die Ausweisung eines Sonstiges Sondergebiets (SO) mit 
der Zweckbestimmung „Photovoltaikanlagen" dar.  
 
Zu diesem Zweck erfolgt eine Änderung der Fläche für Versorgungsanlagen mit der 
Zweckbestimmung Brunnen/ Wasser in ein Sonstiges Sondergebiet (SO). 
 
Teilgebiet 2 
 
Sonstige Sondergebiete (SO) (§ 11 BauNVO) 
 
Die Änderungsfläche stellt die Ausweisung eines Sonstiges Sondergebiets (SO) mit 
der Zweckbestimmung „Photovoltaikanlagen" dar.  
 
Zu diesem Zweck erfolgt eine Änderung von Fläche für Landwirtschaft und 
Wohnbaufläche in ein Sonstiges Sondergebiet (SO). 
 
Grünflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB) 
 
Im Teilgebiet 2 sind private Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
Abstandsgrün/Abstandsflächen dargestellt. 
 
Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) 
 
Im Teilgebiet 3 wird eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung 
„Erweiterung Klärwerk“ als Vorratsfläche für den Erweiterungsbedarf der örtlichen 
Kläranlage ausgewiesen.  
 
Zu diesem Zweck erfolgt eine Änderung von Fläche für Landwirtschaft in eine Fläche 
für Versorgungsanlagen „Erweiterung Klärwerk“. 
 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB) 
 
Zum Erhalt und Schutz der Knicks sowie zur Sicherung und Entwicklung von 
Maßnahmenflächen werden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt. 
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Nachrichtliche Übernahmen (§ 5 Abs. 4 BauGB) 
 
Innerhalb und außerhalb der Sonstigen Sondergebiete sind besonders geschützte 
Biotopstrukturen gemäß § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) i.V.m. § 
21 des Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) dargestellt, welche dem Schutz der 
Knicks dienen. 
 
Im Teilgebiet 2 sind geschützte Bodendenkmäler nach § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG 
dargestellt, welche dem Schutz und Erhalt der Bodendenkmäler dienen.  
 
Im Teilgebiet 2 wird zur Kreisstraße K 84 eine Anbauverbotszone (Abstand 15 m, 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn) gem. § 9 (1) FStrG 
festgesetzt.  
 
Im Teilgebiet 2 verläuft eine unterirdische Gashochdruckleitung, welche als solche mit 
einem 8,00 m breiten Schutzstreifen nachrichtlich übernommen wurde. 
 
Ebenfalls verläuft eine 110kV-Hochspannungsleitung zum angrenzenden 
Umspannwerk über das Plangebiet 2 hinweg. Diese ist als oberirdische Leitung mit 
19,50 m breiten Schutzstreifen nachrichtlich dargestellt. 
 
Begründung der Darstellungen 
 
Diese Darstellungen erfolgen, um die entsprechenden Flächen für das unter Kapitel 4 
beschriebenen Erfordernis vorzuhalten (Darstellung siehe Abb. 7 – Planzeichnung). 
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Abbildung 7: Auszug aus der 10. Änderung des F-Planes  
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5.2 Ver- und Entsorgung 
 
Teilgebiet 1 
 
Der produzierte Strom wird von einer Übergabestation an eine vorhandene 
Trafostation im Wasserwerk weitergeleitet. Ein Anschluss an die 
Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung ist nicht erforderlich. lm Sonstigen 
Sondergebiet (SO) fällt im Zuge des geplanten Vorhabens kein Abwasser an. 
 
Teilgebiet 2 
 
Der produzierte Strom wird in das Netz der Schleswig-Holstein Netz AG eingespeist. 
Die Einbindung erfolgt über eine Mittelspannungsstation mittels Einschleifung. Ein 
Anschluss an die Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung ist nicht 
erforderlich. lm Sonstigen Sondergebiet (SO) fällt im Zuge des geplanten Vorhabens 
kein Abwasser an. 
 
Teilgebiet 3 
Wasserver- und entsorgung 
Für eine ggf. notwendige Frischwasserversorgung können die vorhandenen Leitungen 
des öffentlichen Netzes genutzt werden. Für einen ggf. notwendigen 
Abwasseranschluss kann der Anschluss unmittelbar am Klärwerk selbst erfolgen. Das 
anfallende Niederschlagswasser ist, wo möglich, zu versickern. Im Zuge der 
konkreteren Planung ist ggf. ein Entwässerungskonzept vorzuweisen. 
 
Strom- und Gasversorgung 
Der Anschluss erfolgt über die vorhandenen Leitungen im öffentlichen Netz. 
 
5.3 Belange des Denkmalschutzes – Archäologische Kulturdenkmäler 
 
Teilbereiche 1 (BP 59) und 2 (BP 62) der 10. Änderung des Flächennutzungsplans 
liegen in einem archäologischen Interessengebiet. Das Archäologische Landesamt SH 
(ALSH) wurde daher frühzeitig von den Vorhaben unterrichtet. 
 
Das ALSH stimmt der vorliegenden Planung unter folgenden Auflagen zu: 
 
Vor dem Beginn von Erdarbeiten in den Teilgebieten 1 und 2 in Bereichen, wo tiefere 
Bodeneingriffe (ca. 30 cm Tiefe oder mehr) oder der Abtrag von Mutterboden 
durchgeführt werden sollen (z.B. für Kabelgräben, Konverter Stationen, Wegetrassen 
u.ä.), müssen die Planflächen durch das Archäologische Landesamt Schleswig-
Holstein untersucht und vorhandene Denkmale geborgen und dokumentiert werden. 
Darüber hinaus ist auf den gesamten überplanten Flächen grundsätzlich auf eine 
möglichst eingriffsarme Bauweise (z.B. keine Planierarbeiten) und während des Baus 
nach Möglichkeit auf das Einhalten fester Fahrgassen zu achten, um die 
Bodenbelastung so gering wie möglich zu halten. 
 
Für die o.g. überplanten Flächen liegen zureichende Anhaltspunkte vor, dass im 
Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird. Die Flachen 
befinden sich im Bereich und im unmittelbaren Umfeld mehrerer Objekte der 
Archäologischen Landesaufnahme (u.a. mehrere vorgeschichtliche Grabhügel und 
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Siedlungsflachen). Es liegen daher deutliche Hinweise auf ein hohes archäologisches 
Potential dieser Planflache vor. 
 
Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein 
können und eine Absprache möglichst frühzeitig getroffen werden sollte, damit keine 
Verzögerungen im sich anschließenden Bauablauf entstehen. Die Kosten sind vom 
Verursacher zu tragen. 
 
Mit der Umsetzung dieser Planung sind bedeutende Erdarbeiten zu erwarten. Bei den 
o.g. überplanten Flächen handelt es sich um Stellen, von denen bekannt ist oder den 
Umstanden nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Die 
archäologischen Interessengebiete in diesen Bereichen dienen zur Orientierung, dass 
mit einem erhöhten Aufkommen an archäologischen Denkmalen zu rechnen ist und 
das Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein bei Maßnahmen beteiligt werden 
muss. 
 
Archäologische Kulturdenkmale können nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit sein. 
 
Erdarbeiten an diesen Stellen bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH 2015 der 
Genehmigung des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein. 
 
Nach Abwägung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmalschutzes 
stehen aus unserer Sicht an dieser Stelle keine Grunde des Denkmalschutzes 
einer Genehmigung entgegen. Sie ist daher gem. § 13 Abs. 2 DSchG SH zu 
erteilen. 
 
Die Genehmigung wird mit Auflagen in Form von archäologischen 
Untersuchungen gem. § 13 Abs. 4 DSchG SH versehen, um die Beeinträchtigungen 
von Denkmalen zu minimieren. Das Denkmal kann der Nachwelt zumindest als 
wissenschaftlich auswertbarer Datenbestand aus Dokumentation, Funden und Proben 
in Sinne eines schonenden und werterhaltenen Umgangs mit Kulturgütern (gem. §1 
Abs 1 DSchG SH) und im Sinne des Dokumentationsauftrags der Denkmalpflege 
(gem. §1 Abs. 2 DSchG SH) erhalten bleiben. 
 
Eine archäologische Untersuchung ist vertretbar, da die vorliegende Planung unter 
Einhaltung der Auflagen umgesetzt werden kann. Die Konfliktlage zwischen 
vorliegender Planung und zu vermutenden Kulturdenkmalen wird dadurch gelöst, dass 
archäologische Untersuchungen an den Stellen durchgeführt werden, an denen 
Denkmale zu vermuten sind. 
 
Der Verursacher des Eingriffs hat gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die für die 
Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation 
des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im 
Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder der Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 
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Grundstücks oder des Gewässers auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. 
Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, 
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. 
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der 
Mitteilung. 
 
Eine Abstimmung mit der Zuständigen Frau Briel vom ALSH ist bereits erfolgt. 
Danach wurden im Teilbereich 1 im Frühjahr 2024 archäologische 
Untersuchungen durchgeführt. Im Teilgebiet 2 wird durch das Treffen 
verschiedener Maßnahmen kein Eingriff in tiefere Bodenschichten erfolgen, so 
dass hier von einer Untersuchung abgesehen werden kann.  
 
Der Teilbereich 3 (Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk) liegt nahe einer Fundstelle 
von archäologischen Siedlungsresten. 
 
Das Archäologische Landesamt SH stimmt der vorliegenden Planung unter folgender 
Auflage zu: Vor dem Beginn von Erdarbeiten muss die überplante Fläche durch das 
Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein untersucht und vorhandene Denkmale 
geborgen und dokumentiert werden. 
 
Mit der Umsetzung dieser Planung sind bedeutende Erdarbeiten zu erwarten. Bei den 
überplanten Fläche handelt es sich um eine Stelle, von der bekannt ist oder den 
Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden.  
 
Für diese Fläche liegen zureichende Anhaltspunkte vor, dass im Verlauf der weiteren 
Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird. Sie befindet sich im Umfeld 
mehrerer Objekte der Archäologischen Landesaufnahme (u.a. Grabhügel, 
Siedlungsflächen und 1 Brandgräberfeld). Es liegen daher deutliche Hinweise auf ein 
hohes archäologisches Potential dieser Planflächen vor. 
 
Archäologische Kulturdenkmale können nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit sein. 
 
Erdarbeiten an diesen Stellen bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH 2015 der 
Genehmigung des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein. 
 
Nach Abwägung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmalschutzes 
stehen aus unserer Sicht an dieser Stelle keine Gründe des Denkmalschutzes 
einer Genehmigung entgegen. Sie ist daher gem. § 13 Abs. 2 DSchG SH zu 
erteilen. 
  
Die Genehmigung wird mit Auflagen in Form von archäologischen 
Untersuchungen gem. § 13 Abs. 4 DSchG SH versehen, um die Beeinträchtigungen 
von Denkmalen zu minimieren. Das Denkmal kann der Nachwelt zumindest als 
wissenschaftlich auswertbarer Datenbestand aus Dokumentation, Funden und Proben 
in Sinne eines schonenden und werterhaltenen Umgangs mit Kulturgütern (gem. §1 
Abs. 1 DSchG SH) und im Sinne des Dokumentationsauftrags der Denkmalpflege 
(gem. §1 Abs. 2 DSchG SH) erhalten bleiben.  
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Eine archäologische Untersuchung ist vertretbar, da die vorliegende Planung unter 
Einhaltung der Auflagen umgesetzt werden kann. Die Konfliktlage zwischen 
vorliegender Planung und zu vermutenden Kulturdenkmalen wird dadurch gelöst, dass 
archäologische Untersuchungen an den Stellen durchgeführt werden, an denen 
Denkmale zu vermuten sind.  
 
Der Verursacher des Eingriffs hat gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die für die 
Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation 
des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im 
Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 
Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand 
zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten 
geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
 
Eine Abstimmung mit der Zuständigen Frau Briel vom ALSH ist bereits erfolgt. 
Danach wurden im Teilbereich 3 im Frühjahr 2024 archäologische 
Untersuchungen durchgeführt. Anschließend wurde eine Freigabe der Fläche 
erteilt.  
 
5.4 Wasserhaushalt 
 
Teilgebiet 1+ 2 
 
Zwischen den Modulreihen sind ausreichend breite Abstände vorgesehen, zwischen 
denen das anfallende Niederschlagswasser auf den Flächen natürlich versickern kann. 
Insgesamt wird in den Plangebieten das anfallende Niederschlagswasser weiterhin 
dem Boden- und Wasserhaushalt zugeführt. Somit wird der natürliche Wasserkreislauf 
nicht beeinträchtigt.  
 
Teilgebiet 3 
 
Für das Teilgebiet 3 sind im Zuge eines konkreteren Bauvorhabens, die 
wasserrechtlichen Belange zu berücksichtigen und ggf. Maßnahmen zum Erhalt des 
potenziell natürlichen Wasserhaushalts sowie zum Schutz des Grundwassers 
vorzunehmen.  
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5.5 Schallimmissionen 
 
Teilgebiet 1 + 2 
 
Die PV-Anlage funktioniert praktisch geräuschlos und ohne stoffliche Emissionen. 
Schall wird im gleichen Winkel des Einfalls abgestrahlt. Hier ist jedoch nicht mit einer 
Absorption der Oberfläche zu rechnen, weil lediglich eine weiche Oberfläche die 
Energie der Reflexion abbauen könnte. Durch die Neigung der Solarmodule wird eine 
Reflexion des auftretenden Schalls (aus statischem Höhenniveau) grundsätzlich nach 
oben oder von der Unterseite, nach unten (in den Boden) reflektiert. Nach oben 
reflektiertem Schall findet eine schadlose Ausbreitung ohne Auswirkung auf 
lärmempfindliche Nutzungen. Nach unten reflektiertem Schall wird im Boden schadlos 
absorbiert. Mit verstärktem Lärm ist nur während der Bau- / Abbauphase durch erhöhte 
Baustellen- und Fahrzeuggeräusche sowie durch das Rammen der 
Trägerkonstruktionen zu rechnen. Die Bauphase der Anlage wird aber nur wenige 
Wochen in Anspruch nehmen. Unter Umständen können Lärmemissionen auch von 
Trafogebäuden und Wechselrichtern ausgehen, sie sind jedoch als sehr gering und 
örtlich begrenzt einzustufen. Die Vorgaben der Technischen Anleitung Lärm (TA Lärm) 
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz werden eingehalten. Das Teilgebiet 2 befindet 
sich unmittelbar neben der Bahnverbindung, die bereits jetzt eine Lärmvorbelastung 
aufweist. Schalltechnische Untersuchungen sind für Teilgebiet 1 und 2 aus den 
benannten Gründen nicht notwendig. 
 
Teilgebiet 3 
 
Für das Teilgebiet 3 der Vorratsfläche „Erweiterung Klärwerk“ liegt noch keine konkrete 
Planung vor. Im Zuge eines konkreten Bauvorhabens ist auf die Einhaltung der 
Vorschriften der TA Lärm zu achten und ggf. schalltechnische Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen. 
 
5.6 Artenschutzrechtliche Untersuchungen (Bioplan, 2023) 
 
Für das Teilgebiet 2 (B-Plan Nr. 62) wurde das Büro „Bioplan“ beauftragt ein 
artenschutzrechtliches Gutachten zu erstellen.  Nachfolgend werden die 
zusammenfassenden Ergebnisse dargestellt. 
 

Die Untersuchungen zum Bebauungsplan Nr. 62 der Gemeinde Hohenwestedt haben 
Vorkommen von artenschutzrechtlich relevanten Arten aus den Gruppen der Vögel, 
Fledermäuse und der Haselmaus ergeben. Mögliche durch die Umsetzung des im 
Geltungsbereich des o. g. B-Plans geplanten Solarparks entstehende Konflikte mit 
dem Artenschutzrecht nach § 44 Abs.1 BNatSchG können vermieden werden, indem 
Bauzeitenregelungen eingehalten werden (Maßnahmen AV1, AV2, AV3, AV4). Die 
fach- und zeitgerechte Umsetzung der Maßnahmen wird durch eine biologische 
Baubegleitung sichergestellt (AV5). 
 
Bei Einhaltung der artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen (AV) ist nach 
gutachterlicher Einschätzung der Eintritt artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
nach § 44 Abs.1 BNatSchG sicher auszuschließen:  
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AV1 (Brutvögel) - Bauzeitenregelung Bodenbrüter:  
Alle Arbeiten zur Baufeldfreimachung (z. B. zur Herstellung der Zuwegungen, 
Vegetationsbeseitigungen, Abschieben von Oberboden etc.) sowie der Anlagen-
Aufbau sind außerhalb der Brutzeit der Offenlandarten inkl. der Wachtel im Zeitraum 
vom 01. Oktober bis 28./29. Februar durchzuführen. 
 
AV2 (Brutvögel) - Bauzeitenregelung Gehölzbrüter: Alle Eingriffe in Gehölze 
(Knickdurchbrüche etc.) sind außerhalb der Brutzeit der Bodenbrüter im Zeitraum vom 
01. Oktober bis 28./29. Februar des jeweiligen Folgejahres durchzuführen. 
 
AV3 - Bauzeitenregelung Fledermäuse: Alle Fällungen von Bäumen mit einem 
Stammdurchmesser von mehr als 20 cm (vgl. LBV-SH 2020) finden außerhalb der 
Aktivitätszeit der Fledermäuse, also außerhalb des Zeitraumes vom 01.03. bis 30.11. 
statt. In der Folge erstreckt sich der Zeitraum, in dem o.g.Fällungen stattfinden können 
vom 01.12. bis zum 28./29.02. des jeweiligen Folgejahres. 
 
AV4 - Bauzeitenregelung Haselmaus: Es werden im Zuge einer schrittweisen 
Gehölzentnahme in einem ersten Schritt alle oberirdischen Gehölzteile außerhalb der 
Vogelbrutzeit, d.h. bis zum 29.02., auf den Stock gesetzt (Achtung: Hierbei muss die 
AV3 [Fledermäuse] beachtet werden!). Hierbei ist dringend darauf zu achten, dass die 
Knickbereiche inkl. Knicksaum nicht mit Gerät befahren, und keine Stämme etc. auf 
den Knickfüßen / Knicksäumen abgelagert werden. Hierbei könnten in den 
unterirdischen Winterquartieren befindliche Individuen durch Kompaktion / Druck 
getötet werden. Im Sommer baut die Haselmaus Sommernester. Diese sind i.d.R. in 
einer Höhe ab etwa einem Meter zu finden. Das heißt, dass die Haselmaus in den 
bereits auf den Stock gesetzten Knickbzw. Gehölzabschnitten kein Sommerhabitat 
mehr vorfindet und nach dem Verlassen der Winterquartiere ab Mitte Mai in 
benachbarte Knickabschnitte oder Gehölzbestände ausweichen muss. Grundsätzlich 
ist in unseren Breiten ab dem 15.05. die Wahrscheinlichkeit groß, dass alle 
Haselmäuse ihre Winternester verlassen haben. Insofern müssen in einem zweiten 
Schritt ab dem 15.05. anschließend die Rodungs- und Bodenarbeiten durchgeführt 
werden (Beseitigung der Wurzelstöcke). Da hier jedoch eine Überschneidung mit der 
AV2 (Gehölz brütende Vogelarten) auftritt, darf der Beginn der Rodungs- und 
Bodenarbeiten erst ab dem 01.10. des jeweiligen Jahres erfolgen. Ein früherer Beginn 
ist ab dem 15.05. des jeweiligen Jahres möglich, wenn vorher ein Besatz der 
betroffenen Areale (Knicks und angrenzende Flächen) durch Vögel im Zuge einer 
fachgutachterlichen Besatz-Kontrolle ausgeschlossen wurde. Um eine Besiedelung 
der Strukturen durch Vögel zu verhindern, können im Rahmen einer biologischen 
Baubegleitung Vergrämungsmaßnahmen durchgeführt werden, welche jedoch nicht 
die o. g. Besatzkontrolle ersetzen! Die Rodungsarbeiten (Beseitigung der 
Wurzelstöcke) müssen bis zum 15.10. des jeweiligen Kalenderjahres abgeschlossen 
sein, da sonst Tiere aus den angrenzenden Knick- und Gehölzabschnitten 
Winterquartiere in dem zu rodenden Bereich beziehen können. Problemlos und ohne 
weitere Vorarbeiten ist eine Rodung der Wurzelstöcke also zwischen dem 01.10. und 
dem 15.10. des jeweiligen Jahres möglich. 
 
AV5 (Artengruppen-übergreifend) - Biologische Baubegleitung: Es wird eine 
fachkundige, qualifizierte biologische,artenschutzfachliche Baubegleitung eingesetzt, 
welche gewährleistet, dass die o. g. Maßnahmen (AV1 – AV4) fach- und zeitgerecht 
umgesetzt werden. 
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Für das Teilgebiet 3 liegt aufgrund einer ursprünglich anderen, konkreteren Planung 
bereits ein Artenschutzgutachten des Büros Bioplan vor. Der Vollständigkeitshalber 
wird das Gutachten hier aufgeführt. Die artenschutzrechtlichen 
Vermeidungsmaßnahmen sind bei konkreteren Plänen zur Erweiterung des 
Klärwerks auf verbindlicher Planungsebene zu berücksichtigen. 

Die Untersuchungen zum Teilgebiet 3 haben Vorkommen von artenschutzrechtlich 
relevanten Arten aus den Gruppen der Fledermäuse, der Gehölzbrüter und 
Bodenbrüter ergeben.  

Um die Zugriffsverbote des § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden, dürften nach dem 
gegenwärtigen Kenntnisstand die folgenden Vermeidungs- und artenschutzrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden: 

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (AV) 

AV 1 – Bauzeitregelung Brutvögel (Bodenbrüter): 

Eine Baufeldfreimachung ist nur außerhalb der sommerlichen Aktivitätszeiten der 
bodenbrütenden Vögel vom 01.09. – 28./29.02 durchzuführen. Würde aus 
verfahrensspezifischen Gründen eine Baufeldfreimachung außerhalb dieses 
Zeitraumes erforderlich werden, wäre vorher durch Besatzkontrollen oder spezifische 
Vergrämungsmaßnahmen (z.B. „Abflattern“ des Baufeldes) sicherzustellen, dass dort 
keine Vögel (mehr) brüten. 

AV 2 – Vermeidung von Baustellenbeleuchtung und nächtlichen Arbeiten:  

Zum Schutz von lichtempfindlichen Fledermausarten (Myotis-Arten, Braunes Langohr) 
sind nächtliche Arbeiten, bzw. eine nächtliche Baustellenausleuchtung zu vermeiden. 

Nicht vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (AA) 

AA1 – Knickausgleich für Funktionsverlust (Brutvögel): 

Durch das Heranrücken der Bebauung an den Knick kommt es zu einer funktionellen 
Beeinträchtigung für die Gilde der Gehölzbrüter, welche im Verhältnis 0,5:1 
auszugleichen ist. Diese Maßnahme ist zu einem späteren Zeitpunkt zu spezifizieren, 
sobald die genaue Länge des beeinträchtigten Knicks vorliegt.  

Unter Berücksichtigung der Bauzeitenregelungen und bei Umsetzung der aufgeführten 
Vermeidungs- sowie Ausgleichsmaßnahmen sind die Zulassungsvoraussetzungen für 
das geplante Vorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht gegeben. 

5.7 Baugeologisches Gutachten (GSB, 2023) 
 
Für das Teilgebiet 3 liegt aufgrund einer ursprünglich anderen, konkreteren Planung 
bereits ein Baugrundgutachten des Büros GSB GrundbauINGENIEURE GmbH vor. 
Der Vollständigkeitshalber wird das Gutachten hier aufgeführt. Die Erkenntnisse zum 
Baugrund sind bei konkreteren Plänen zur Erweiterung des Klärwerks auf 
verbindlicher Planungsebene zu berücksichtigen. 
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Die zusammenfassenden Ergebnisse dieses Gutachtens werden im Folgenden 
aufgeführt. 
Baugrund 
 
Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse wurden auf dem Grundstück 20 
Kleinrammbohrungen bis in eine Tiefe von max. 8,00 m unter Geländeoberfläche 
niedergebracht.  
 

 
Abbildung 8: Bohrplan für den Geltungsbereich des B-Plans Nr. 65 

Grundlegend sind die Baugrundverhältnisse im Gebiet überwiegend durch 
Mutterböden, gefolgt von Geschiebeböden und Sanden in Wechsellagerung 
gekennzeichnet. 
 
Versickerung 
 
Generell ist aufgrund der relativ undurchlässigen Bodenschichten eine Versickerung 
gemäß DWA A-138 nicht möglich. Lediglich im Bereich der BS 6, 11, 13-15 sind lokale 
Versickerungen möglich. 
 
Gründungsbeurteilung 
Allgemeine Bebaubarkeit 
 
Die Oberböden (Mutterböden) sind als Gründungsträger generell ungeeignet. 
 
Die unterhalb der Oberböden vorhandenen Sande, Geschiebelehme bzw. 
Geschiebemergel sind sofern die bindigen Böden in wenigstens steifer Konsistenz 
anstehen, als Gründungsträger für Flachgründungen prinzipiell geeignet. 
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Die angetroffenen Sande sind wenig zusammendrückbar und somit für die Bebauung 
mit üblichen Geschossigkeiten/Lasten von Einfamilienhäusern prinzipiell geeignet. 
 
Die aufgeweichten sandigen Geschiebeböden sind je nach abzutragender Last und 
erbohrter Tiefenlage bedingt tragfähig. 
 
Generell sind somit Flachgründungen ggf. verbunden mit einem partiellen 
Kiessandersatz (Austausch aufgeweichter Geschiebeböden in ca. 30 – 50 cm 
Mächtigkeit) bzw. einer Komplettsanierung der weichen Schluff möglich.  
 
Grundsätzlich gilt jedoch im Rahmen der vorliegenden allgemeinen Bewertung: Die 
vorgenannte Beurteilung entbindet nicht von der Notwendigkeit der Überprüfung der 
Baugrundverhältnisse im Einzelfall (DIN EN 1997 bzw 1054) und der danach 
notwendigen Beurteilung der Wechselbeziehung von Baugrund zu Bauwerk. 
 
Verkehrsflächen 
 
Die Höhenlagen der Straßen liegen annähernd in Geländeoberfläche. Grundsätzlich 
bestehen nach Abtrag der Mutterbodendecke gegen die Flachgründung der Straße 
keine Bedenken. Es wird die Wahl eines mind. 0,6 m mächtigen, frostfreien Oberbau 
empfohlen. 
 
Die Höhenlagen der Straßen liegen annähernd in Geländeoberfläche. Grundsätzlich 
bestehen nach Abtrag der Mutterbodendecke gegen die Flachgründung der Straßen 
keine Bedenken. Wir empfehlen, einen mind. 0,6 m mächtigen, frostfreien Oberbau zu 
wählen. 
 
Die anstehenden bindigen steifen Geschiebeböden sind tragfähig, weisen allerdings 
Verformungsmoduln von Ev2 < 45 MN/m² auf. Generell können diese Böden, sobald 
sie in steifer Konsistenz anstehen, bei Anordnung eines mind. 0,8 m mächtigen, 
frostfreien Oberbaus, überbaut werden. Mit geringen Mehrsetzungen in diesem 
Bereich (rd. 1,0 cm - 1,5 cm) ist dann allerdings zu rechnen. 
 
Der Nachweis der erreichten Verdichtungsgrade sollte dann über einen 
Proctorversuch in der jeweiligen Schicht und nicht über Lastplattendruckversuche 
erbracht werden. Sind o. g. zusätzliche Setzungen nicht in Kauf zu nehmen, wird 
eine Untergrundverbesserung im Bereich angeschnittener Geschiebeböden (rd. 
0,4 - 0,8 m Kiessandbodenersatz) erforderlich. 
 
Die Sande weisen Ev2 > 45 MN/m² auf, sind allerdings frostempfindlich. 
 
Ver- und Entsorgungsleitungen 
 
In einer Höhenlage zwischen 1,0 m und 3,0 m unter Geländeoberfläche liegen die 
geplanten Leitungen in den guttragfähigen Sanden und Geschiebeböden. Eine 
Flachgründung kann wie folgt vorgenommen werden: 
 
- Die unterhalb der Oberböden vorhandenen Sande, Geschiebelehme bzw. 
Geschiebemergel sind, sofern die bindigen Böden in wenigstens steifer Konsistenz 
anstehen, als Gründungsträger für Flachgründungen prinzipiell geeignet. 
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- Bei Anschnitt aufgeweichter bindiger Böden ist unterhalb der Leitung ein 
Stabilisierungspolster in einer Mächtigkeit von mind. 40 cm (Material 
Schottertragschicht 0-45/0-36 oder Betonrecycling 0-45/0-36) anzuordnen. 
Für die Verlegung der Leitungen sind je nach Höhenlage und Lage der Leitungen 
Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich. Im Bereich der bindigen Böden kann die 
Wasserhaltung durch eine offene Wasserhaltung, d. h. Pumpensumpf und Dränagen 
erfolgen. 
 
Die Baugruben können gemäß DIN 4124 bei entsprechenden Platzverhältnissen frei 
abgeböscht hergestellt werden. Im Sandbereich sind Böschungsneigungen von β = 
45° und im Geschiebeboden von β = 50 - 60° (je nach Konsistenz) möglich. 
 
5.6 Geruchsimmissionen 
 
Im Teilgebiet 1 + 2 sind keine Geruchsimmissionen zu berücksichtigen. Im Teilgebiet 
3 sind Geruchsimmissionen zu berücksichtigen. Die bestehenden 
Geruchsimmissionen sind im Zuge einer angrenzenden Planung vom Büro 
Lairmconsult GmbH im August 2024 ermittelt wurden. Die Fläche des Teilgebiets 3 ist 
durch die angrenzende Kläranlage geruchsbelastet. Die Berücksichtigung der 
Geruchsbelastung auf der Erweiterungsfläche Klärwerk im Sinne von gesunden 
Arbeitsverhältnissen wird über den Arbeitsschutz der Kläranlage geregelt. 
  

 
Abbildung 9: Auszug aus der Geruchsimmissionsprognose zur 15.FNPÄ mit Überlagerung des B-Plans Nr. 58 und 
Lage der Vorratsfläche Erweiterung Klärwerk 
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Die Erweiterungsfläche für das Klärwerk soll für eine 4. Reinigungsstufe vorgehalten 
werden. Hierbei geht es vor allem um das Herausfiltern von Spurenstoffen, d.h. 
Mikroschadstoffen wie etwa Medikamentenresten.  
 
Im Zuge eines konkreten Bauvorhabens ist zu prüfen, ob sich möglicherweise von den 
Erweiterungsflächen ausgehende Geruchsemissionen auf die Gesundheit und die 
Arbeits-/Wohnqualität von Bürger:innen im engeren Umfeld auswirken können. Dies 
ist in der verbindlichen Planung zu prüfen und ggf. entsprechende Maßnahmen zu 
treffen. 
  



Gemeinde Hohenwestedt - 10. Änderung des Flächennutzungsplans – Begründung April 2025 - 31 
 
 

6. Teil II Umweltbericht zur 10. F-Planänderung 
 
6.1 Vorbemerkung 
 
Der Umweltbericht wird auf der Basis einer Umweltprüfung gemäß der Anlage 1 zu § 
2 Abs. 4 und § 2a sowie § 4c BauGB erstellt. Er dient der Bündelung, sachgerechten 
Aufbereitung und Bewertung des gesamten umweltrelevanten Abwägungsmaterials 
auf der Grundlage geeigneter Daten und Untersuchungen. 
 
Gemäß § 2 (4) BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Nr. 7 
BauGB und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-
lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht nach 
der Anlage zum BauGB beschrieben und bewertet werden. Dabei ist gemäß § 2 (4) 
Satz 4 BauGB das Ergebnis der Umweltprüfung in der Abwägung zu berücksichtigen.  
 
Der Umweltbericht ist in der Gliederung und den Inhalten gemäß Anlage 1 zu § 2(4) 
sowie § 2a und § 4c BauGB zu erstellen. 
 
6.2 Kurzbeschreibung der Ziele und Inhalte des F-Planes 
(gemäß Anlage 1 Abs. 1a zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
6.2.1 Ziele des Flächennutzungsplanes 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenwestedt hat am 04.04.2023 den 
Aufstellungsbeschluss für die 10. Änderung des F-Planes und parallel dazu die 
Aufstellung folgender Bebauungspläne gefasst: 

• vorhabenbezogener B-Plan Nr. 59 „PV-Freiflächenanlage am Wasserwerk“ 
• vorhabenbezogener B-Plan Nr. 62 „SO PV-Freiflächenanlage Hohenwestedt 

südlich der Bahnlinie Neumünster-Heide“ 
 

Der zunächst angedachte B-Plan Nr. 65 „Herstellung von Energien - Holzkraftwerk“ 
südlich der Kläranlage wird an diesem Standort nicht weiterverfolgt. Stattdessen soll 
die Fläche für eine Erweiterung der Kläranlage vorgehalten werden. Die Planungen 
werden daher entsprechend angepasst. 
 
Die 10. Änderung des F-Plans wird aufgestellt, um die Inhalte der B-Pläne sowie eine 
Kläranlagenerweiterung zu ermöglichen. Solaranlagen im Außenbereich sind nach § 
35 (1) BauGB keine privilegierten Vorhaben. 

Die Gemeinde Hohenwestedt muss Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen 
vorhalten, um ihrer Funktion als Unterzentrum im ländlichen Raum gerecht zu werden. 
Bei den ersten beiden Teilgebieten handelt es sich um erneuerbare Energie-Projekte, 
die einer nachhaltigen Energieversorgung dienen. Bei dem Gebiet südlich der 
vorhandenen Kläranlage wird eine vorsorgliche Erweiterungsfläche für die 4. Reini-
gungsstufe der Kläranlage vorgehalten.  
 
Ziel der Planungen ist damit zunächst die Schaffung der bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen (Nr. 59 und 
62) und die Vorhaltung von zugehörigen Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen 
sowie für die zu einem späteren Zeitpunkt potentiell geplante Erweiterung der 
Kläranlage.   
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Im Bereich des Wasserwerkes (B-Plan Nr. 59) soll die gewonnene Energie in die 
vorhandene Trafostation des Wasserwerkes direkt eingespeist werden. Im Bereich des 
B-Planes Nr. 62 soll sie in das örtliche Stromnetz im nahgelegenen Umspannwerk 
eingespeist werden und dient damit der kommunalen Energieversorgung und der 
Verbesserung der CO2-Bilanz der Gemeinde. 
Des Weiteren kann die Versorgungssicherheit im Falle eines Katastrophenfalls 
hierdurch vorrübergehend sichergestellt werden.  
 
Als Vorhabenträger für die Solaranlagen tritt die „Gemeindewerke Hohenwestedt 
GmbH“ auf, welche die geplanten Anlagen errichten lässt und betreiben wird.  
 
6.2.2 Inhalte der 10. Flächennutzungsplanänderung  
 
Teilgebiet 1 (B-Plan Nr. 59 PV-Freiflächenanlage am Wasserwerk) 
Im Teilgebiet 1 wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaikanlagen“ dargestellt sowie entlang des im Norden begrenzenden Knicks 
eine Schutz- und  Pufferzonen als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft. Das Gebiet ist ca. 0,3 ha groß. Die 
Erschließung erfolgt über die Straße „Am Wasserwerk“ mit vorhandener Zufahrt auf 
das Wasserwerksgelände. 
 
Teilgebiet 2 (B-Plan Nr. 62 PV-Freiflächenanlage Hohenwestedt südlich der Bahnlinie 
Neumünster-Heide) 
In Teilgebiet 2 werden ebenfalls Sonstige Sondergebiete (SO) mit der Zweckbestim-
mung „Photovoltaikanlagen" dargestellt, des Weiteren Grünflächen mit der Zweck-
bestimmung Abstandsgrün/Abstandsflächen sowie Maßnahmenflächen.  
Die nachrichtlich übernommenen vorhandenen Knicks werden mit Schutz- und  
Pufferzonen als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft ergänzt. 
Nachrichtlich übernommen wurden ebenfalls die geschützten Bodendenkmäler nach 
§ 12 Abs. 2 S. 6 DSchG und die Anbauverbotszonen zur K 84. Des Weiteren werden 
die im Bestand vorhandene Gashochdruckleitung und 110 kV-Hochspannungsleitung 
nachrichtlich dargestellt. 
 
Das Gebiet ist ca. 20,5 ha groß. Die Haupterschließung hier wird über das 
südlich/östlich angrenzende B-Plangebiet Nr. 58 (Firma LESER) erfolgen. 
 
Teilgebiet 3 (Erweiterung Kläranlage) 
Im Teilgebiet 3 werden Flächen für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung 
„Erweiterung Kläranlage“ ausgewiesen. Das Gebiet soll voraussichtlich als Vorrats-
fläche für die 4. Reinigungsstufe dienen und umfasst eine Fläche von ca. 0,82 ha. Die 
Erschließung erfolgt über die Straße „Glüsing“ am Ostrand. 
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Abbildung 10: Inhalt der 10. F-Planänderung  
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6.3 Ziele des Umweltschutzes  
(gemäß Anlage 1 Abs. 1b zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
Die Ziele des Umweltschutzes, die sich aus den einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen ergeben und zu beachten sind sowie die Art und der Umfang der 
Berücksichtigung im Bauleitplanverfahren, werden im Folgenden dargestellt.  
 
6.3.1 Gesetzliche Grundlagen 
Die Fachgesetze für den Bereich Natur und Umwelt enthalten grundlegende 
Vorgaben, die in der Umweltprüfung zu berücksichtigen sind. Hierzu zählen 
insbesondere folgende Gesetze:  
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vor allem: 

− § 1: Allgemeine Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

− § 5: Verhältnis zur Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 

− § 14 und 15: Regelungen zu Eingriff, Ausgleich und Ersatz in Natur und 
Landschaft (Eingriffsregelung) 

− § 21: Biotopverbund 

− § 30: Gesetzlich geschützte Biotope 

− § 44: Vorschriften für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten. 
 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
In § 1 Abs. 1 BNatSchG, auf das sich der § 1 Abs.1 des Landesnaturschutzgesetzes 
Schleswig-Holstein bezieht, sind die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege definiert: 
„Natur und Landschaft sind (...) im besiedelten und unbesiedelten Raum nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln 
und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, dass: 
• die biologische Vielfalt 
• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes einschließlich der 

Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 
• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und 

Landschaft auf Dauer gesichert sind.“ 
Aus den gesetzlichen Grundlagen ergibt sich als primäres Ziel die nachhaltige Siche-
rung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes. 
 
Baugesetzbuch (BauGB) vor allem:  

− §1a Abs. 2 BauGB: Sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
− §1a Abs. 3 BauGB: Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheblicher 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes. 

 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)  
(Bodenfunktionen gemäß §§ 2, 7 BBodSchG) 
• Nach § 1 sind die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder wiederher-

zustellen, sowie schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden und 
Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und 
Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. 
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• In § 4 (Pflichten zur Gefahrenabwehr) heißt es: Jeder, der auf den Boden einwirkt, 
hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorge-
rufen werden. 

• Grundsätzlich gilt der schonende Umgang mit Grund und Boden.  
• Der Versiegelungsgrad von neu in Anspruch genommener Flächen ist auf ein 

Minimum zu begrenzen.  
 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Landeswassergesetz von 2020  
Hier sind insbesondere der § 40 LWG Abs. 5-7 sowie bezüglich der Kläranlagen-
erweiterung vor allem die §§ 54 bis 61 WHG von Bedeutung. Im LWG heißt es: 
• (5) Wer Erdarbeiten oder Bohrungen vornimmt, ist für dadurch verursachte 

nachteilige qualitative und quantitative Veränderungen eines Gewässers sowie 
dadurch verursachte Schäden verantwortlich.  

• (6) Die Wasserbehörde hat die Arbeiten zu untersagen und die Einstellung begon-
nener Arbeiten anzuordnen, wenn eine Verunreinigung oder nachteilige quan-
titative Veränderung von Gewässern zu besorgen oder eingetreten ist und die 
Schäden nicht durch Inhalts- und Nebenbestimmungen verhütet, beseitigt oder 
ausgeglichen werden können. Die Wasserbehörde kann die Wiederherstellung des 
früheren Zustands verlangen, wenn Rücksichten auf den Wasserhaushalt dies 
erfordern.  

• (7) Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser haben der Vorhaben-
träger sowie der mit den Arbeiten Beauftragte der Wasserbehörde unverzüglich 
mitzuteilen. Die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, sind einstweilen 
einzustellen. Die Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen.“ 

• Verschlechterungsverbote gemäß §§ 27, 49 WHG. 
• Die §§ 54 bis 61 WHG regeln den Umgang mit Abwasser und die erforderlichen 

Maßnahmen und Genehmigungen zur Abwasserbeseitigung. Abwasserbehand-
lungsanlagen müssen demnach nach dem Stand der Technik bzw. den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden. 

 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  
Nach § 1 BImSchG hat das Bundes-Immissionsschutzgesetz den Zweck, die Schutz-
güter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen 
schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen.  
Nach § 3 BImSchG zählen zu den Immissionen Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlen sowie ähnliche Umwelteinwirkungen. 
Von Bedeutung ist hierbei die möglicherweise von den Solarflächen ausgehende 
Blendwirkung durch Lichtreflexe und im Bereich der Kläranlagenerweiterung die 
mögliche Belastung durch Geruchsemissionen. 
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Denkmalschutzgesetz (DSchG, § 15) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hier sind insbesondere die §§ 12 bis 15 DSchG (genehmigungspflichtige Maßnahmen, 
Verfahren bei genehmigungspflichtigen Maßnahmen, Kostenpflicht bei Eingriffen und 
Funde) von Bedeutung.  
 
Die Teilgebiete 1 und 2 liegen vollständig innerhalb von großräumigen archäologi-
schen Interessensgebieten mit den archäologischen Gebietsnummern 4 und 6 (s. Abb. 
9). Für das Teilgebiet 2 wurde das Archäologische Landesamt vorzeitig im Rahmen 
der B-Planaufstellung (Nr. 62) beteiligt.  
 
In der Stellungnahme vom 19.10.2023 teilte es hierzu mit, dass hier Bereiche 
vorliegen, von denen bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich 
dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten bedürfen demnach gem. § 12 Abs. 2 S.6 
DSchG der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes. 
 
Denkmale sind gem. § 8 Abs. 1 DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste 
erfasst sind oder nicht, gesetzlich geschützt. Auf die Beachtung der Vorschriften des 
§ 15 DSchG wird hingewiesen. 
 
 
 
 

Abbildung 11: Auszug aus dem Archäologie Atlas 



Gemeinde Hohenwestedt - 10. Änderung des Flächennutzungsplans – Begründung April 2025 - 37 
 
 

Grundsätze zur Planung von großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im 
Außenbereich (PV-Erlass), Stand Sept. 2021 
Aufgrund der geringen Größe von Teilgebiet 1 greift der PV-Erlass dort nicht. 
 
Für Teilgebiet 2 ist Folgendes zu beachten: 
• Mit einem Rahmenkonzept soll eine einseitige Be- und Überlastung von Teilräumen 

vermieden werden. Der fortschreitenden Zersiedelung der Landschaft kann durch 
bewusste Planung entgegengewirkt werden. 

• Sind nur wenige Vorhaben wahrscheinlich, kann sich die gemeindliche Planung auf 
Teilbereiche des Gemeindegebietes beschränken. Das gilt insbesondere dann, 
wenn sich bestimmte Teilbereiche aus sachlich begründbaren Erwägungen der 
Gemeinde von vornherein objektiv als nicht geeignet darstellen. 

• „Die Entwicklung von raumbedeutsamen Photovoltaik-Freiflächenanlagen soll 
möglichst freiraumschonend sowie raum- und landschaftsverträglich erfolgen. 

• Für größere raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 
Hektar soll in der Regel ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden.“ 

 
Am 13.09.2022 hat das Kabinett entschieden, auf Raumordnungsverfahren (ROV) für 
Freiflächen-Solaranlagen bei einer Einzelplanung oder bei Agglomerationsplanungen 
von Gemeinden zu verzichten. Hier zeichnet sich zu Teilgebiet 2 (B-Plan Nr. 62) laut 
Stellungnahme vom 28.08.2023 (zum B-Plan 62) des zuständigen Ministeriums für 
Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport kein besonders starker Raumnutzungs-
konflikte ab. Für diese Planung der Gemeinde Hohenwestedt wird daher kein ROV 
erforderlich. 

 
Auch für die Potenzialflächen mit besonderer Eignung sind „bei der weiteren 
Prüfung die fachrechtlichen Rahmenbedingungen zu beachten. Das Abwägungsgebot 
des § 2 Absatz 3 BauGB bleibt auch bei grundsätzlich geeigneten Flächen bestehen.“ 
Raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen dürfen nicht in: 

− Vorranggebieten für den Naturschutz und Vorbehaltsgebieten für Natur und 
Landschaft,  

− Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren sowie  
− Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und Kernbereichen für 

Tourismus und/Erholung ausgewiesen werden.  
 
Dies gilt nicht für vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener 
Infrastrukturen, insbesondere an Autobahnen, Bahntrassen und Gewerbegebieten, ein 
eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen.  
 
Im Erlass als bedingt geeignet genannt werden u.a.: 
• Flächen zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des 

Erholungswertes von Natur und Landschaft im Sinne § 1 Abs. 4 BNatSchG 
(insbesondere historisch gewachsene Kulturlandschaften mit ihren historisch 
überlieferten Landschaftselementen, wie z.B. Knicks, Beet- und Grüppenstrukturen 
sowie strukturreiche Agrarlandschaften).  

• Geplante Siedlungsentwicklungen.  
Tabuflächen sind u.a.:  
• Waldflächen gemäß § 2 LWaldG sowie Schutzabstände zu Wald gemäß § 24 

LWaldG (30 Meter) 
• Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG.  
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Knicklandschaften, wie sie hier vorliegen, sind von der Überplanung nicht grund-
sätzlich ausgeschlossen, sie gelten aber nach Solarerlass als Flächen mit beson-
derem Abwägungs- und Prüfungsbedarf. 
 
Bei den Belangen des Umwelt- und Naturschutzrechts sind besonders zu beachten: 

− die Aussagen der Landschaftsplanung (Landschaftsrahmenplanung, kommunale 
Landschaftsplanung) gemäß § 9 ff. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. §§ 
5 ff. Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 

− Biotopverbund und Schutzgebiete gemäß § 20 ff. BNatSchG i. V. m. § 12 ff. 
LNatSchG 

− Artenschutzrecht gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG: Artenschutzrechtliche 
Anforderungen gemäß § 44 ff. BNatSchG 

− Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG 
− Netz Natura 2000 gemäß § 31 ff. BNatSchG i. V. m. § 22 ff. LNatSchG (insbesondere 

§ 34 Absatz 1 BNatSchG) 
− Bundes-Bodenschutzgesetz (Bodenfunktionen gemäß §§ 2, 7 BBodSchG) 
− Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz (z. B. Verschlechterungsverbot 

gemäß §§ 27, 47 WHG, Bauverbote in von Hochwasser bedrohten Gebieten gemäß 
§ 78 WHG, §§ 76, 82 LWG) 

− Wald und Waldabstände gemäß Landeswaldgesetz (LWaldG). 
 
Zusammenfassung und Berücksichtigung in der 10. F-Planänderung 
 

Gesetz/Verordnung 
  

Bedeutung für den F-Plan/ Berücksichtigung  

Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG  

§ 1: Allgemeine Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege  
§ 5: Verhältnis zur Land-, Forst- und Fischerei-
wirtschaft  

- werden grundsätzlich beachtet 
 
- planungsrelevant, hier insbesondere die 
Landwirtschaft  

§§ 14 und 15: Regelungen zu Eingriff, Ausgleich 
und Ersatz in Natur und Landschaft 
(Eingriffsregelung)  

- im F-Plan nicht relevant 
→ Ermittlung im Umweltbericht zum B-Plan 

§ 21: übergeordneter Biotopverbund  
§ 30: Gesetzlich geschützte Biotope  

– hier nicht relevant 
→ insbesondere Knicks werden nachrichtlich 
übernommen und berücksichtigt 

§ 39: Schonfristen für Arbeiten an Gehölzen 
 

→ Hinweise auf Vorschriften zu Zeitfenstern für 
Rodungs- und Fällarbeiten für den nachfolgen-
den B-Plan 

§ 44: Vorschriften für besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten  

→ Hinweise auf Vorschriften zu Zeitfenstern für 
Rodungs- und Fällarbeiten und zur Baufeld-
räumung für den nachfolgenden B-Plan 
 

Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG  

§ 1 Abs.1 Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege  
§ 21 (1), Nr. 4 Weitere gesetzlich geschützte 
Biotope im Sinne des § 30 Abs. 2 Satz 2 
BNatSchG sind Knicks 
  

- werden grundsätzlich beachtet 
 
- planungsrelevant,  
→ die vorhandenen Knicks werden 
nachrichtlich übernommen und berücksichtigt 
 

Baugesetzbuch - BauGB  

§ 1 Abs.6 u.a.: allgemeine Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 
Berücksichtigung der Belange des Denkmal-
schutzes, des Umwelt- und Naturschutzes, der 
Land- und Forstwirtschaft und die ausreichende 
Versorgung mit Grün- und Freiflächen  

- im F-Plan nicht relevant  
→ wird berücksichtigt durch Hinweise zum 
nachfolgenden B-Plan  
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§ 1a Abs. 2: Sparsamer Umgang mit Grund und 
Boden 

- im F-Plan nur grundsätzlich zu berücksichtigen, 
→ wird im Detail im nachfolgenden B-
Planverfahren berücksichtigt  

§ 1a Abs. 3 BauGB: naturschutzrechtliche 
Eingriffs- und Ausgleichsregelung.  
§ 1a Abs. 4 zwingende Berücksichtigung der FFH- 
und Vogelschutzrichtlinie 
§ 1a Abs 5 Berücksichtigung des Klimaschutzes 

- im F-Plan nicht relevant 
→ Ermittlung im Umweltbericht zum B-Plan 
– wurde geprüft, nicht relevant 
 
- wird berücksichtigt 

Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG  

§ 1 die Funktionen des Bodens sind nachhaltig zu 
sichern oder wiederherzustellen, schädliche 
Bodenveränderungen sind abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte 
Gewässerverunreinigungen sind zu sanieren und 
es ist Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen 
auf den Boden zu treffen. 
§ 4 Pflichten zur Gefahrenabwehr 
§ 6 Auf- und Einbringung von Materialien auf oder 
in den Boden 
§ 7 Vorsorgepflicht gegen das Entstehen 
schädlicher Bodenveränderungen.  

- im F-Plan nur grundsätzlich zu berücksichtigen,  
→ wird im Detail im nachfolgenden B-Planver-
fahren berücksichtigt (hier nur Hinweise zum B-
Plan) 

Der Versiegelungsgrad von neu in Anspruch 
genommener Flächen ist auf ein Minimum zu 
begrenzen. Grundsätzlich gilt der schonende 
Umgang mit Grund und Boden. 

 

Wasserhaushaltsgesetz WHG und 
Landeswassergesetz von 2020  

 

Abschnitte 2 und 3 WHG Abwasserbeseitigung 
und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
§ 40 LWG Abs. 5-7 Erdaufschlüsse: 
Verursacherprinzip, Mitteilungspflicht bei 
Verunreinigungen durch Erdaufschlüsse, 
Einstellung von Arbeiten bei Verunreinigungen 
§§ 44 ff Abwasserbeseitigung; hier Klärung der 
Frage, wie die Ableitung von Niederschlags-
wasser erfolgen soll. 
§§ 27, 49 WHG Verschlechterungsverbote. 
§§ 54 bis 61 WHG Regelungen zum Umgang mit 
Abwasser und zu Genehmigungen zur Abwasser-
beseitigung  

- im F-Plan nur grundsätzlich zu berücksichtigen  
→ wird im Detail im nachfolgenden B-Planver-
fahren berücksichtigt (hier nur Hinweise zum B-
Plan) 

Bundesimmissionsschutzgesetz – BImSchG  

§ 1 BImSchG: Schutz der Schutzgüter und 
Vorbeugung vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
§ 3 BImSchG: Immissionen wie Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlen sowie ähnliche Umwelteinwirkungen.   

- im F-Plan nur grundsätzlich zu berücksichtigen 
bedeutsam sind hier möglicherweise Blendwir-
kungen (Solarflächen) und Luftverunreinigun-
gen, ggf Schalleffekte (Kläranlage).  
→ wird im Detail im nachfolgenden B-Planver-
fahren berücksichtigt (hier nur Hinweise zum B-
Plan) 

Denkmalschutzgesetz - DSchG  

§ 8 Abs. 1 DSchG: Denkmale sind unabhängig 
davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst sind oder 
nicht, gesetzlich geschützt. 
§§ 12 bis 15 DSchG: genehmigungspflichtige 
Maßnahmen (hier vor allem Erdarbeiten), 
Verfahren bei genehmigungspflichtigen 
Maßnahmen, Kostenpflicht bei Eingriffen und 
Funde. Beachtung ggf. auftretender 
Kulturdenkmale. 

- im F-Plan nur grundsätzlich zu berücksichtigen 
→ wird im Detail im nachfolgenden B-Planver-
fahren berücksichtigt (hier nur Hinweise zum B-
Plan) 
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PV-Erlass: Grundsätze zur Planung von groß-
flächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außen-
bereich, Sept. 2021 

 

Grundsätze zur Errichtung von PV-Anlagen, 
hier nur Teilgebiet 2 als Raum mit besonderem 
Prüf- und Abwägungsgebot   

planungsrelevant,  
→ wurde geprüft durch Standortkonzept für 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen der Gemeinde 
Hohenwestedt (24.01.2024)  
→ Bereich wurde als geeignet ausgewiesen 
(vgl. Kap. 6.3.2) 
→ vertiefende Alternativenprüfung und 
Beachtung ist erfolgt im Umweltbericht  

Biotopverordnung des Landes SH vom 
22.1.2009  

planungsrelevant, 
→ wird berücksichtigt 
Erfassung der vorh. Biotope/ Strukturen im 
Rahmen der Biotoptypenkartierung 

 

Tabelle 1: Rechtliche Grundlagen 

6.3.2 Übergeordnete Fachplanungen 
 
Inhalte des Landschaftsrahmenplans (Stand 2020) 
• Lage im Naturraum der Schleswig-Holsteinischen Geest, hier der Heide-Itzehoer 

Geest. Als potenziell natürliche Vegetation würde sich vor allem ein 
Drahtschmielen-Buchenwald örtlich mit Flattergras-Buchenwald entwickeln. 
 

• Die Darstellungen der Hauptkarte IIa weisen den gesamten Raum um die 
Siedlungsflächen von Hohenwestedt als ein Trinkwassergewinnungsgebiet aus.  
Das Grundwassereinzugsgebiet um das gemeindeeigene Wasserwerk an der 
Straße „Am Wasserwerk“ (Teilbereich 1) weist jedoch eine günstige hydrogeo-
logische Situation und weniger wassergefährdende Nutzungen auf, so dass hier 
„Maßnahmen im Rahmen des allgemeinen flächendeckenden Grundwasser-
schutzes als ausreichend erachtet“ werden. Die so dargestellten Gebiete haben 
darüber hinaus keine unmittelbar rechtliche Bindung. 

• Die oberflächennahen Grundwasserkörper des gesamten Raumes weisen laut 
LRP nur geringmächtige Deckschichten und damit eine sehr hohe Empfindlichkeit 
für Stoffeintrag auf. Hier liegen hohe Nitratgehalte vor verursacht durch die 
landwirtschaftlichen Bodennutzungen.  

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
  

 
• In der Hauptkarte IIb mit den Schutzgebieten und Erholungsfunktionen ist der 

gesamte Planungsraum als Historische Kulturlandschaft – hier Knickland-
schaft – ausgewiesen. Die Erhaltung historischer Kulturlandschaften gehört zu den 

Abbildung 12: Ausschnitt aus dem LRP Hauptkarte IIa 
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Grundsätzen der Raumordnung (§ 2 Absatz 2 Ziffer 5 ROG) und zu den Zielen des 
Naturschutzes.  
Sie dienen gleichzeitig dem Schutz des kulturellen Erbes der Gesellschaft und 
können auch für den Erhalt der biologischen Vielfalt von großer Bedeutung sein. 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Dem Knicknetz im Planungsraum kommt daher eine besondere Bedeutung zu. Die 
Knicks unterliegen darüber hinaus nach § 30 BNatSchG i. Verb. m. § 21 Abs. 1 
Nr. 4 LNatSchG dem besonderen gesetzlichen Schutz.  
 

Diese Zielsetzungen werden durch die Lage des Teilbereiches 2 zwar nicht berück-
sichtigt, jedoch liegt das gesamte westliche Gemeindegebiet in dieser historischen 
Kulturlandschaft. 
 
In der Hauptkarte IIc zum Klima und Klimaschutz sind keine Darstellungen zum 
Planungsraum enthalten. Klimaschutzrelevante Böden liegen hier nicht vor. 
 
Zusammenfassung:  
 

Karte Themenkomplex Bedeutung für den Planungsraum 
 

Hauptkarte IIa - Trinkwassergewinnungsgebiet 
- Hohe Empfindlichkeit für das Grund-
wasser 
 

- Keine rechtliche Bindung 
- planungsrelevant, 
grundwasserschonende Nutzungen. 
Grundsätzlich sind Beeinträchtigungen 
des Grundwassers zu unterlassen. 
 

Hauptkarte IIb Historische Knicklandschaft 
 

- planungsrelevant, Maßnahmen zur 
Erhaltung, zum Schutz ggf. zur 
Kompensation erforderlich   

Hauptkarte IIc - - 
 

 

Tabelle 2: Inhalte des Landschaftsrahmenplanes 

Regionalplan für den Planungsraum III 
Das Plangebiet liegt laut Regionalplan in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung 
für den Grundwasserschutz, hier einem Vorbehaltsgebiet für den Grund-
wasserschutz (hellblau gestrichelte Linie. „Bei der Abwägung mit anderen Nutzungs-
ansprüchen kommt dem Gesichtspunkt des vorbeugenden Grundwasserschutzes ein 
besonderes Gewicht zu.“  
Bei der Planung von Maßnahmen in Trinkwassergewinnungsgebieten ist von der 
Wasserbehörde im Rahmen der wasserrechtlichen Genehmigung zu prüfen, ob die 

Abbildung 13: Ausschnitt aus dem LRP Hauptkarte IIb 
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vorgesehenen Planungen dem Schutz der Trinkwassergewinnungsanlage (hier WW 
Hohenwestedt) zuwiderlaufen oder welche Maßnahmen zum Schutz des 
Grundwassers getroffen werden müssen.  
 

 
    

 

 

 

 

 
 
 
 

Die Teilgebiete 2 und 3 liegen zusätzlich in einem als baulich zusammenhängendes 
Siedlungsgebiet eines zentralen Ortes dargestellten Raum (rote Schraffur). Hier soll 
eine Teilhabe an der Entwicklung des zentralen Ortes durch die Siedlungsteile und 
Nachbargemeinden ermöglicht werden. Dies erfordert bei überörtlichen Planungen 
und Maßnahmen eine enge Abstimmung in der interkommunalen Zusammenarbeit 
und ein enges kommunales Zusammenwirken.  
Dargestellt sind des Weiteren die Hauptverkehrsträger (Bahnlinie und Straßen). 
 
Zusammenfassung: 
 

Themenkomplex Bedeutung für den Planungsraum 
 

- Gebiet mit besonderer Bedeutung für den 
Grundwasserschutz  
 
 
- Lage in baulich zusammenhängendem 
Siedlungsgebiet  
 

- planungsrelevant, besondere Berücksichtigung 
des Grundwassers. Grundsätzlich sind Beein-
trächtigungen des Grundwassers zu unterlassen. 
 
- planungsrelevant, Berücksichtigung der Nachbar-
gemeinden erforderlich,  
→ die Abstimmung mit den Nachbargemeinden 
ergab keine Einschränkungen 
  

 

Tabelle 3: Inhalte des Regionalplanes 

Landschaftsplan der Gemeinde Hohenwestedt 
Im Bestandsplan zum Landschaftsplan der Gemeinde Hohenwestedt aus dem Jahre 
2001 (Bestandserfassung 1999) sind für die 3 Teilgebiete damals Ackerflächen und 
intensiv genutzte Grünländer sowie die Knickstrukturen dargestellt. Der Biotopwert 
wurde für alle drei Bereiche insgesamt als mäßig (Stufe 2) bzw. gering (Stufe 1) 
eingeordnet. 
Als Konflikte wurden in Teilgebiet 2 die potentielle Bebauung auf den östlichen Acker-
flächen dargestellt und die Zerschneidungseffekte durch die Bahntrasse. Ausgewiesen 
wurde auch noch eine geplante Ortsumgehung, die heute jedoch nicht mehr 
vorgesehen ist. 
In der Karte Zielsetzung – Raumgliederung (vgl. Abb.15 unten) wurden für Teilgebiet 
2 der östliche Bereich als potenzieller Siedlungsraum analog zum damaligen Flächen-
nutzungsplan der Gemeinde von 2002 ausgewiesen.  

Abbildung 14: Ausschnitt aus dem Regionalplan 
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Im Übrigen werden als Ziele für alle drei Bereiche die landwirtschaftliche Nutzung mit 
der Erhaltung und Pflege des Knicknetzes angegeben sowie ggf. Naherholung (betrifft 
Teilgebiet 2, B-Plan Nr. 62). Die für lokale Biotopvernetzung vorgesehenen Achsen 
liegen entlang der Fließgewässer Barmbek im Süden und am Bocksberggraben 
südlich der Straße „Am Wasserwerk“ sowie an dominanten Knickstrukturen (vgl. 
Abbildung 14). 
 
Im Entwicklungsteil des Landschaftsplanes wurden zum einen die seinerzeit geplante 
Siedlungsentwicklung und die landwirtschaftlichen Nutzungen (Acker und intensiv 
genutztes Grünland) dargestellt sowie das bestehende Knicknetz und prägende 
Bäume (siehe Abb. 15).  
 

 

 

 

Abbildung 15: Ausschnitt aus der Karte Raumgliederung des LPs 



Gemeinde Hohenwestedt - 10. Änderung des Flächennutzungsplans – Begründung April 2025 - 44 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

Abbildung 16: Ausschnitt aus der Karte Zielkonzept des Landschaftsplanes 

Abbildung 17: Ausschnitte aus dem Entwicklungsteil des Landschaftsplanes 
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Zielsetzung im Entwicklungsteil des Landschaftsplanes ist dort außerhalb der Flächen 
für Siedlungsentwicklung der Erhalt der landwirtschaftlichen Nutzungen sowie die 
Beibehaltung der traditionellen Knickpflege und Aufwertung der vorhandenen Knicks 
und im Teilbereich VIII „Ackerflächen westlich der Ortslage“ auch die Entwicklung für 
Naherholung. 
 
Hingewiesen wird noch auf den Tatbestand, dass alle Knicks unabhängig von ihrem 
Ausgangszustand gesetzlich besonders geschützt sind (heute nach § 30 BNatSchG 
i.V.m. § 21 LNatSchG). 
 
Nachrichtlich übernommen wurden die Archäologische Kulturdenkmäler. 
 

Für den Ortsrand und entlang von Hauptverkehrsstraßen wurden Begrünungs-
maßnahmen wie die Anlage von Baumreihen und Knicks vorgeschlagen, hier entlang 
der Bahntrasse und der Kreisstraße K 84. Weitere planungsrelevante Aussagen sind 
im Landschaftsplan der Gemeinde nicht enthalten.  
 
Die Aussagen des Landschaftsplanes sind für die Planungsvorhaben vor allem 
hinsichtlich der besonderen Bedeutung des Knicknetzes und der geplanten Siedlungs-
erweiterungsflächen zu beachten. 
 
Zusammenfassung: 
 

Themenkomplex Bedeutung für den Planungsraum 
 

- Ausweisung von Flächen für die 
Siedlungsentwicklung (Teilgebiet 2) 
 
 

- planungsrelevant  
Die Planungsabsichten der Gemeindehaben sich 
geändert zugunsten der Erzeugung alternativer, 
erneuerbarer Energien  

- Ausweisung von Flächen für die 
Landwirtschaft (Bereiche 2 und 3) 

- planungsrelevant 
Die Planungsabsichten der Gemeindehaben sich 
geändert zugunsten der Erzeugung alternativer 
erneuerbarer Energien und zur Erweiterung der 
Kläranlage 

 

- Erhaltung von Knicks 
 
 

 

- planungsrelevant, Maßnahmen zur Erhaltung, 
zum Schutz, ggf. Kompensationsmaßnahmen 
erforderlich 
 

- Erhaltung von Landschafts-
/Ortsbildprägenden Bäumen 
 

- planungsrelevant, Maßnahmen zur Erhaltung, 
zum Schutz und ggf. zur Kompensation 
erforderlich 

 

Tabelle 4: Inhalte des Landschaftsplanes 

Aktueller Flächennutzungsplan 
Im noch gültigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hohenwestedt von 2002 werden 
im Teilbereich 1 (B-Plan Nr. 59) Flächen für Versorgungsanlagen – hier Wasser-
versorgung, Brunnen und Wasserwerk dargestellt.  
 
Im westlichen Teil von Teilgebiet 2 (B-Plan Nr. 62) werden Flächen für die Landwirt-
schaft und im östlichen Bereich dort angrenzend an die vorhandene Siedlung 
Siedlungsentwicklungsflächen - hier Wohnbauflächen ausgewiesen. Hier liegen somit 
Reserveflächen für die wohnbauliche Entwicklung des Unterzentrums Hohenwestedt 
vor.  
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Die Zentralen Orte haben laut LEP von 2021 eine besondere Verantwortung für die 
bedarfsgerechte Bereitstellung von Flächen u.a. für Wohnen. Die Landesplanung regt 
in Ihrer Stellungnahme vom 23.11.2023 an, dass die Gemeinde prüfen soll, an welcher 
Stelle im Gemeindegebiet die wohnbaulichen Bedarfe gedeckt werden sollen. Durch 
die vorliegenden Planungen im Bereich des B-Planes Nr. 62 fallen große Teile der im 
ursprünglichen Flächennutzungsplan dort als Wohnbauflächen dargestellten Flächen 
weg.  
 
Die Flächen von Teilgebiet 3 (B-Plan Nr. 65) sind als Flächen für die Landwirtschaft 
dargestellt.  
 

Zusammenfassung: 
 

Themenkomplex Bedeutung für den Planungsraum 
 

- Ausweisung von Wohnbauflächen, Misch-
gebietsflächen und für Versorgungsanlagen 
 

 
 

- planungsrelevant 
Die Planungsabsichten der Gemeindehaben sich  
geändert zugunsten der Erzeugung alternativer, 
erneuerbarer Energien  

- Ausweisung von Flächen für die 
Landwirtschaft (Bereich 2 und 3) 

- planungsrelevant 
Die Planungsabsichten der Gemeinde haben sich  
geändert zugunsten der Erzeugung alternativer 
erneuerbarer Energien und für die Erweiterung der  
Kläranlage (voraussichtlich 4. Reinigungsstufe) 

 

Tabelle 5: Inhalte des z.Zt. gültigen F-Planes 

Studien zur Alternativenprüfung 
1. Potenzialstudie zu Freiflächen-Photovoltaikanlagen für das Amt Mittelholstein und 

die Gemeinde Wasbek  
Vom Amt Mittelholstein wurde eine amtsweite Potenzialanalyse zur Standortfindung 
und Alternativenprüfung für Photovoltaik-Freiflächenanlagen aus dem Jahr 2020 
(Elbberg Stadtplanung, 2020) beauftragt. Hierdurch wurden Potenzialflächen für 
Freiflächen-PV-Anlagen identifiziert, mit den Nachbargemeinden abgestimmt und 
festgelegt, welche Flächen letztlich für PV-Anlagen besonders geeignet sind.  
Zusätzlich wurde eine weitere eigenständige Potentialstudie für Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen („Weißflächenkartierung“) von der Gemeinde Hohenwestedt beauftragt 
(siehe unten). Die Studien dienen einer abgestimmten Planung und sind als 
Grundlagen zur Standortbeurteilung trotz z.T. geänderter Rahmenbedingungen gut 
geeignet.  
In der Studie des Amtes Mittelholstein wurden vor allem Bereiche für Freiflächen-PVA 
ausgewiesen, die in einem 500 m breiten Abstand zu Straßen und Bahngleisen liegen, 
wobei darauf hinzuweisen ist, dass es sich hier nicht um übergeordnete 
Verkehrsachsen handelt. Der Teilbereiche 2 dieser F-Planänderung liegt in diesem 
Raum und wird aus gutachterlicher Sicht als günstig eingeschätzt (Flächen B5.2 der 
Potentialstudie des Amtes Mittelholstein).  
 
Nicht eingeflossen in die Eignungsprüfung und als vorab definiertes mögliches 
Ausschlusskriterium ist hier allerdings die Bedeutung des Raumes als historische 
Knicklandschaft sowie zusätzlich im östlichen Bereich von Teilgebiet 2 (B-Plan Nr.  62) 
die Ausweisung im F-Plan für Siedlungsentwicklung.  
In der Studie wird explizit darauf hingewiesen, dass „in der Potenzialstudie keine 
absoluten Ergebnisse bezüglich geeigneter Flächen ermittelt werden. Auf 
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Planungsebene können standortspezifische Faktoren eine Rolle spielen, die die 
Eignung weiter einschränken können.“ 
 
2. Standortkonzept für Freiflächen-Photovoltaikanlagen der Gemeinde Hohen-

westedt (Stand 24.01.2024) 
Im überarbeiteten Standortkonzept für Freiflächen-Photovoltaikanlagen der Gemeinde 
Hohenwestedt sind 2 Räume als geeignet für die Planung von Freiflächen-Photovol-
taikanlagen ausgewiesen. 
 
Die Auswahl erfolgte auf Grundlage des gemeinsamen Beratungserlassen des Innen- 
und des Umweltministeriums (Grundsätze zur Planung von großflächigen 
Solarenergie-Freiflächenanlagen im Außenbereich, Februar 2022, vgl. Kap. 3.1.8).  
Durch die Standortvorauswahl anhand der Potentialstudien wurden die folgenden 
Ausschlusskriterien berücksichtigt:  

• Schutzgebiete gem. § 21 BNatSchG i.V.m. § 12 LNatSchG (Biotopverbund), § 
23 BNatSchG i.V.m. § 13 LNatSchG (Naturschutzgebiete), § 25 BNatSchG 
i.V.m. § 14 LNatSchG (Biosphärenreservat), § 27 BNatSchG i.V.m. § 16 
LNatSchG (Naturparke), § 28 BNatSchG i.V.m. § 17 LNatSchG 
Naturdenkmäler), § 29 BNatSchG i.V.m. § 18 LNatSchG (geschützte 
Landschaftsbestandteile) 

• Netz Natura 2000-Gebiete gemäß § 31 ff. BNatSchG i.V.m. § 22 ff. LNatSchG 
• Lebensraumtypen nach Anhang I der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-

Richtlinie 92/43/EWG) und landesweit bedeutsame Rast- und 
Nahrungsgebiete für Zug- und Rastvögel oder Brutgebiete 

• Gebiete mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft, die als 
Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft gelten,  

• Waldflächen gemäß Landeswaldgesetz (LWaldG), 
• Schwerpunktbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems  
• und im Zusammenhang mit der Eingriffsregelung stehende Kompensations‐ 

und Ökokontoflächen 
• Fließgewässer, Gewässerschutzstreifen und Talräume, 
• Gesetzlich geschützte Biotope und Knicks gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG 

und § 21 LNatSchG.  
• In Archäologischen Interessengebieten wird eine frühzeitige Beteiligung 

des Archäologischen Landesamtes empfohlen. 
• Ausgeschlossen werden auch Siedlungsbereiche. 

 
Mittlerweile wurde bei der aktuellen Fassung auch die Lage der Planungsgebiete 1 
und 2 in einer Historischen Kulturlandschaft – hier Knicklandschaft sowie die 
Ausweisung eines Teilbereiches vom Planungsgebiet 2 im bestehenden F-Plan als 
Wohnbauflächenerweiterungsraum berücksichtigt. Dies betrifft hier eine Größen-
ordnung von ca. 10 ha. 
 
Als Flächen mit besonderem Abwägungs- und Prüfungserfordernis und damit 
„bedingt geeignet“ unter dem Vorbehalt einer Einzelfallprüfung werden daher durch 
die aktualisierte Fassung genannt: 

• Landschaftsschutzgebiete (LSG) gem. § 26 BNatSchG (einschließlich 
Gebieten, die die Voraussetzungen für eine Ausweisung als LSG erfüllen) 

• Historisch gewachsene Kulturlandschaften 
• Verbundbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0043&qid=1476873236505&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31992L0043&qid=1476873236505&from=DE
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• Moorböden und Anmoorböden gemäß Dauergrünlanderhaltungsgesetz 
(DGLG) (Moorkulisse) sowie Moore 

• Geotop-Potenzialgebiet  
• und die Ertragsfähigkeit des Bodens.  

 
Es ergaben sich die hier dargestellten 2 Suchräume beiderseits der Bahnlinie 
Neumünster-Heide, auch wenn dies keine Hauptstrecke ist und damit kein bevorzugter 
Suchraum. Berücksichtigt wurden hierbei auch die vorhandenen Vorbelastungen für 
das Landschaftsbild. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

In der Studie wird darauf hingewiesen, dass standortbezogen:  
• in beiden Eignungsräumen Landschaftsfenster zwischen benachbarten 

Photovoltaikanlagen entlang von Verkehrsträgern freizuhalten sind (bei 
Gesamtlänge der Anlagen von max. 1.000 m), damit sich die Solarparks nicht 
bandartig durch die ganze Landschaft ziehen. 

• die Eigentümerinteressen zu berücksichtigen sind, 
• die Netzkapazitäten der Umspannwerke ggf. ausgebaut werden müssen, 
• die Topographie die Eignung weiter einschränken kann. 

 
Die Studie empfiehlt daher, eine Entwicklung von der Bahn ausgehend zu verfolgen.  
Hier wurden bereits eine Reihe von Solarparks gebaut bzw. sind in Planung und 
wurden laut Studie landesplanerisch positiv beurteilt und für geeigneter gehalten als 
Flächen in der freien Landschaft. 
 
Suchraum 1 ist zusätzlich durch die vorhandene Freileitung und die Bahnstrecke 
vorbelastet. Die beiden vorhabenbezogenen B-Pläne Nr. 59 „PV-Freiflächenanlage 
am Wasserwerk“ und Nr. 62 „SO PV-Freiflächenanlage Hohenwestedt südlich der 
Bahnlinie Neumünster-Heide“ liegen beide innerhalb des Suchraumes 1. 
 „Hier wird es für sinnvoll gehalten, den großen Stromverbraucher Wasserwerk in die 
Überlegungen einzubeziehen…. Der Bau von PV-Anlagen auf dem Grundstück würde 
zur Eigenversorgung des Wasserwerks beitragen.“ 
 

Abbildung 18: Eignungsräume 1 und 2 in Hohenwestedt 
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Der Suchraum 2 wurde dabei als weniger gut geeignet eingestuft, da hier mehrere 
Waldflächen angrenzen, die die zur Verfügung stehende Fläche einschränken.  
Ergänzend wird auch die Eigenversorgung des Freibades der Gemeinde Hohen-
westedt mit Eigenstrom und Wärme betrachtet (B-Plan Nr. 67), die hier ebenfalls als 
geeignet eingeschätzt wird (gute städtebauliche Anbindung, räumliche Nähe zum 
Verbraucher) „Sie können daher auch außerhalb der Suchräume für große PV-
Anlagen errichtet werden. Die räumliche Nähe zum Wärme- und Stromverbraucher 
Schwimmbad wird als sehr günstig angesehen.“ 
 
Die Abstimmung der Planungen mit den Nachbargemeinden ergab keine Einschrän-
kungen der Ergebnisse. 
 
6.4 Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft 
 
Hier liegen keine Netz Natura 2000 gemäß § 31 ff. BNatSchG i. V. m. § 22 ff. LNatSchG 
Natura oder andere Schutzgebietskategorien sowie Vertragsnaturschutzflächen vor.  
 
Waldflächen gemäß Landeswaldgesetz (LWaldG) treten hier nicht auf. 
 
6.4.1 Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG 
Östlich von Teilgebiet 1 am Wasserwerk liegt ein als geschütztes Biotop ausgewie-
sener Bereich, der als Biotoptyp 11b „Mesophile Flachlandmähwiese trockener 
Standorte“ und Lebensraumtyp 6510 in der landesweiten Biotoptypenkartierung 
erfasst ist. Gleichzeitig sind sie als „Wertgrünland“ nach dem Dauergrünlanderhal-
tungsgesetz erfasst. 
In der ursprünglichen Planung war dieser Bereich zum großen Teil ebenfalls für 
Photovoltaikfreiflächenanlagen vorgesehen. Hiervon hat die Gemeinde zwischen-
zeitlich aufgrund der Ausweisung als Biotop Abstand genommen. Es verbleibt daher 
nur eine vergleichsweise kleine Fläche im unmittelbaren Nahbereich des Wasser-
werkes für das Teilgebiet 1. 
 
Die Knicks in den Plangebieten 1 und 2 sind nach § 30 BNatSchG i.v.m. § 21 
LNatSchG besonders geschützte Biotope.  
Andere gesetzlich besonders geschützte Biotope treten nicht auf. 
 
6.4.2 Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem gemäß § 20 ff. BNatSchG i. V. m. 
§ 12 ff. LNatSchG 
Die drei Teilgebiete liegen außerhalb des landesweiten Schutzgebiets- und Biotop-
verbundsystems. Die Knickstrukturen in/an den Rändern der Teilgebiete sind als 
örtliche Biotopverbundstrukturen anzusehen. 
 
6.4.3 Artenschutzrecht gemäß § 44 Abs. 1 ff. BNatSchG  
Nach § 44 BNatSchG sind die möglichen Auswirkungen von Eingriffen in Natur und 
Landschaft durch die vorliegenden Planungen auf den besonderen Artenschutz für die 
streng geschützten Arten zur Beurteilung gesondert zu betrachten. Hierzu wurden ein 
artenschutzrechtliches Gutachten für das Teilgebiet 2 und eine artenschutzrechtliche 
Potentialabschätzung für das Teilgebiet 3 in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse sind in 
das Planverfahren mit eingeflossen. Sie werden/wurden detaillierter im B-
Planverfahren betrachtet und dort soweit möglich berücksichtigt.  
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6.4.4 Historische Knicklandschaft 
Der gesamte Raum westlich der 
Ortslage liegt in einer als historische 
Knicklandschaft ausgewiesenen Kultur-
landschaft mit besonderer Bedeutung 
für Naturschutz und Landschaftspflege. 
Die Knicks besitzen neben ihrer Lebens-
raumfunktion gleichzeitig wichtige 
örtliche Vernetzungsfunktion im Biotop-
verbundsystem.  
 
 
 
 
 
 
 

(Quelle Umweltportal SH, Ausschnitt aus der 
Karte Kulturlandschaften mit besonderer 
Bedeutung für Naturschutz und Landschafts-
pflege) 
 

 
6.4.5 Immaterielles Kulturerbe Knicks - Anerkennung durch die UNESCO 
Die UNSECO als Sonderorganisation der Vereinten Nationen hat Knicks als 
Immaterielles Kulturerbe am 15. März 2023 anerkannt. Knicks haben neben ihrer 
Bedeutung für den Natur- und Klimaschutz in Schleswig-Holstein auch eine wichtige 
Bedeutung als Kulturgut, von dem Schleswig-Holstein auch als Tourismus- und 
Erholungslandschaft enorm profitiert. Sie prägen heute das Landschaftsbild 
Schleswig-Holsteins und bilden ein artenreiches Ökosystem. 
 
6.5 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes und Prognose 
(Nr. 2a und b der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
6.5.1 Methodik  
Die Beschreibung und die Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt nach einzelnen 
Schutzgütern. Die Beurteilung sowohl des Ausgangszustandes auf der Grundlage der 
Potentialanalyse, der vorhandenen Beeinträchtigungen als auch der Umweltauswir-
kungen durch die Vorhaben erfolgt dabei verbal argumentativ.  
Es werden eine Bestandsbeschreibung sowie eine Einschätzung über die Entwicklung 
des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung des Vorhabens (Nullvariante) voran-
gestellt.  
 
Die Bewertung des jeweiligen heutigen Zustandes erfolgt in zwei Stufen: Bereiche/ 
Strukturen mit allgemeiner und Bereiche/Strukturen mit besonderer Bedeutung für das 
jeweilige Schutzgut. Die Bewertung der Umweltauswirkungen wird ebenfalls in zwei 
Stufen unterteilt: geringe und erhebliche Beeinträchtigung für das jeweilige Schutzgut. 

Abbildung 19: Historische Kulturlandschaft 
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Es werden die folgenden Schutzgüter betrachtet: Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft und Klima, Landschaftsbild und Kultur- sowie Sachgüter, ggf. werden 
Wechselwirkungen mit betrachtet. 
 
Bei der Prüfung kann im Einzelfall die Betrachtung einzelner Schutzgüter entfallen, 
wenn hierauf keine Auswirkungen zu erwarten sind. 
 

Schutzgut Bewertungskriterien 
 

Mensch - Bedeutung für die Wohnfunktion der ansässigen Bevölkerung, 
- für die menschliche Gesundheit (hier vor allem Berücksichtigung von 

Immissionen und ggf. Lärm) 
- die Erholungsfunktion  

Tiere - die Seltenheit und Gefährdung des Lebensraums 
- die landesweite oder regionale Bedeutung für die Tierwelt, (Potential-

ermittlung) 
- Vorkommen gefährdeter Tierarten (soweit bekannt) 

Pflanzen - Naturnähe, Alter und Ersetzbarkeit des Biotoptyps 
- Seltenheit des Biotoptyps sowie ggf. gesetzlicher Schutzstatus  
- Vorkommen seltener Arten (soweit Daten vorhanden) 

Boden u. Fläche - Naturnähe und Seltenheit  
- ggf. natur- und kulturhistorische Bedeutung, 
- die natürliche Ertragsfähigkeit/Bedeutung als landwirtschaftlicher Produk-

tionsstandort   
- die Wasserhaltefähigkeit, ggf. besondere Standortverhältnisse 

Wasserhaushalt - Oberflächengewässer sind durch die Planungen nicht betroffen. 
- Bedeutung des Grundwasserkörpers für die Trinkwassergewinnung  
- Anreicherungspotential anhand der Versickerungsfähigkeit des Bodens und 

der Ausprägung der Vegetation 

Luft/Klima - raumbedeutsame lufthygienische Funktionen (Frischluftproduktion, Kaltluft-
entstehung, Kaltluftleitbahnen, Abfluss von Kaltluft) 

- Klimafunktionen (kleinklimatische Besonderheiten, Wärmeinseln und 
Brandgefahr). 

Landschaftsbild 
und Erholungs-
potential 

- Reichhaltigkeit, Ausstattung und Strukturvielfalt der Landschaft 
- Erlebbarkeit und Erreichbarkeit 
- das Erholungspotential durch natürliche Faktoren und Ausstattung mit 

Erholungsinfrastruktur 

Kultur- und Sach-
güter 

- Vorkommen von Archäologische Denkmalen und Baudenkmalen und  
- Vorkommen sonstiger Sachgüter 
Die Planbereiche liegen innerhalb einer Historischen Knicklandschaft und 
großenteils in einem Archäologischen Interessensgebiet.  
 

 
Tabelle 6: Bewertungskriterien - Methodik 

Die Teilgebiete werden aufgrund der unterschiedlichen Ausgangssituationen teilweise 
einzeln betrachtet. 
  



Gemeinde Hohenwestedt - 10. Änderung des Flächennutzungsplans – Begründung April 2025 - 52 
 
 

6.5.2 Schutzgut Mensch 
 
Ausgangszustand 
Zu den Grundbedürfnissen des Menschen gehören das Wohnen und Arbeiten unter 
gesunden Umweltbedingungen sowie die Ausübung von Freizeit- und Erholungs-
aktivitäten. Hier sind insbesondere das Plangebiet selbst sowie die im Wirkungsumfeld 
weiter östlich liegenden Wohn- und Gewerbeflächen zu betrachten. 
Nach § 50 BImSchG sind raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen so anzu-
ordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die dem Wohnen dienende und 
sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden.  
 
Die Flächen der drei Teilgebiete liegen im Westen der Gemeinde Hohenwestedt 
westlich der vorhandene Wohn- und Gewerbebebauung auf landwirtschaftlich intensiv 
genutzten Flächen, die durch Knicks gegliedert sind. 
 

Teilgebiet 1 vorhabenbezogener B-Plan Nr. 59 „PV-Freiflächenanlage am Wasser-
werk“ 
Die Fläche liegt unmittelbar am Wasserwerk der Gemeinde Hohenwestedt nördlich der 
Straße „Am Wasserwerk“ im Nordwesten der Gemeinde. Sie wird als Grünland genutzt 
und gepflegt. Der Bereich ist allseits umzäunt und nicht erschlossen. 
Die Fläche wird im Norden durch einen Knick begrenzt. Östlich und westlich schließen 
Flächen mit Brunnenanlage/Versorgungsanlagen an.  
Die Straße „Am Wasserwerk“ ist eine untergeordnete Erschließungsstraße für die 
nachfolgende Feldflur und ist daher kaum frequentiert. Sie wird z.T. für Erholungs-
zwecke (vor allem „Gassigehen“ mit Hunden) im Zusammenspiel mit nachfolgenden 
Wegen genutzt. 
 
Teilgebiet 2 vorhabenbezogener B-Plan Nr. 62 „SO PV-Freiflächenanlage 
Hohenwestedt südlich der Bahnlinie Neumünster – Heide“ 
Der Raum liegt westlich der Bebauung der Itzehoer Straße in der Landschaft und wird 
im Norden von der Bahnlinie Heide-Neumünster und der Kreisstraße K 84 begrenzt. 
Er ist für Erholungszwecke nicht erschlossen oder ausgestattet.  
Zwischen der vorhandenen Wohnbebauung und dem Plangebiet liegt am Nordostrand 
eine Ackerfläche, die als Puffer- und Abstandsfläche in der landwirtschaftlichen 
Nutzung verbleibt.  
 
Das Gebiet wird weitgehend von Knicks gesäumt, lediglich von der Bahnlinie und der 
K 84 aus ist der Raum streckenweise einsehbar. Ganz im Süden fehlt eine Eingrünung. 
Hier schließt das B-Plangebiet Nr. 58 (Erweiterung Firma Leser) an.  
 
Teilgebiet 3 Erweiterungsflächen für die Kläranlage 
Die Teilfläche liegt an der Stichstraße „Glüsing“ unmittelbar südlich anschließend an 
die Kläranlage der Gemeinde Hohenwestedt. Die Straße endet z.Z. am Klärwerk bzw. 
als Feldweg in einer nachfolgenden Ackerfläche.  
Die Fläche selbst ist Teil eine größeren Ackers und wird z.Z. als Wechselgrünland 
intensiv genutzt. Die übrige Ackerfläche wird im B-Plan Nr. 58 für Erweiterungsflächen 
der Firma LESER überplant. Parallel zur Straße Glüsing verläuft ein ruderaler Saum 
mit wenig Gehölzbewuchs. 
Die Straße Glüsing dient lediglich als Zubringer zur Kläranlage und den nachfolgenden 
Ackerflächen im Norden. 
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Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch ergeben sich in den Teilgebieten z.Z. 
kaum. Der Teilbereich 2 ist durch die Bahnlinie und die Kreisstraße 84 durch Verkehr 
geringfügig vorbelastet. 
In Teilgebiet 3 am Klärwerk sind bedingt durch die Nähe zum Klärwerk gewisse 
Geruchsbelastungen zu verzeichnen.  
 
Bewertung des Ausgangszustandes für alle drei Teilgebiete 
Alle drei Teilgebiete haben für die Wohn- und Erholungsfunktion der ortsansässigen 
Bevölkerung eine allgemeine Bedeutung und sind nur durch Stichstraßen bzw. Feld-
erschließungswege überhaupt erlebbar. 
Die Bereiche selbst sind für Erholungszwecke insgesamt nicht geeignet und besitzt 
auch für die jeweils weiter östlich folgenden Wohngebiete keine/kaum weitere 
Funktion. 
 
Baustellenbedingte Auswirkungen bei Plandurchführung in allen 3 Teilgebieten 
Baustellenbedingt entsteht während der Bauphase Baustellenverkehr verbunden mit 
Lärm und Emissionen für die Flächen selbst sowie die zuführenden Wege/Straßen und 
ist unvermeidbar. Diese Phase ist jedoch zeitlich begrenzt und wird daher als nicht 
erheblich für das Schutzgut Mensch eingestuft. 
Nach Abschluss der Bauarbeiten ergibt sich anders als z.B. für Wohn- oder 
Gewerbegebiete für die Flächen der Photovoltaikanlagen kein Ziel- und Quellverkehr, 
abgesehen von gelegentlichen Kontrollfahrten und für Reinigungsarbeiten.  
 

Betriebsbedingte Auswirkungen in den Teilgebieten 1 und 2 
Nach § 3 Abs. 3 Bundes- Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist eine mögliche 
Blendwirkung (Lichtreflexion des Sonnenlichtes) - hier ausgelöst durch Solarmodule - 
als Emission zu werten. Insbesondere dort, wo abschirmender Gehölzbewuchs fehlt, 
sind geeignete Maßnahmen vorzusehen, die sicherstellen, dass vor allem der Verkehr 
in Teilgebiet 2 auf der K 84 und entlang der Bahnlinie durch Blendung ausgehend von 
den Photovoltaikanlage nicht beeinträchtigt wird. Dies ist in der verbindlichen 
Bauleitplanung entsprechend zu regeln.  
Risiken für die menschliche Gesundheit (Immissionen, Lärm) gehen von dem 
Vorhaben in den Teilgebieten 1 und 2 nicht aus.  
 
Betriebsbedingte Auswirkungen in Teilgebiet 3 (Kläranlagenerweiterung) 
Bezüglich der Kläranlagenerweiterung ist keine signifikante Zunahme des Verkehrs 
gegenüber der heutigen Situation zu erwarten. 
 
Die Erweiterungsflächen für die Kläranlage sollen voraussichtlich für den Einbau einer 
4. Reinigungsstufe vorgehalten werden. Hierbei geht es vor allem um das Herausfiltern 
von Spurenstoffen, d.h. Mikroschadstoffen wie etwa Medikamentenresten.  
Hier ist zu prüfen, ob sich möglicherweise von den Erweiterungsflächen ausgehende 
Geruchsemissionen auf die Gesundheit und die Arbeits-/Wohnqualität von Bürgern im 
engeren Umfeld auswirken können, insbesondere für die südlich anschließenden 
geplanten Gewerbeflächen der Firma LESER (evtl. Verwaltungsgebäude). Auch die 
nächstgelegenen Siedlungseinheiten im Bereich „Glüsing“ sind hier ggf. näher zu 
betrachten.  
Durch geeignete Maßnahmen sind betriebsbedingte zusätzliche und erhebliche 
Geruchsbelastungen zu vermeiden, so dass die Grenzwerte auf angrenzenden 
Flächen eingehalten werden können. Dies ist in der verbindlichen Bauleitplanung 
entsprechend festzusetzen. 
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Zusammenfassung und Minimierungsmaßnahmen 
Die Auswirkungen der Vorhaben auf das Schutzgut Mensch sind überwiegend positiv 
zu bewerten. Mit Umsetzung der Vorhaben wird ein Beitrag zur Sicherung der 
Energieversorgung der Gesellschaft geleistet. Nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen 
durch vorhabenbedingte oder von den Plangebieten ausgehende erhebliche Belastun-
gen für das Schutzgut Mensch sind nicht zu erwarten, wenn die Aspekte zur 
Vermeidung/Minimierung von Lichtemissionen und in Teilgebiet 3 von Geruchsemis-
sionen in der verbindlichen Bauleitplanung geregelt werden. Hierbei gilt es insbeson-
dere: 

• Maßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte bezüglich Geruchs-Emissionen 
festzusetzen 

 
Grundsätzlich ist darauf zu achten, dass die Anlagen in Teilgebiet 3 nach den 
Bestimmungen des WHG und des BImSchG sowie den sonstigen zu berücksichti-
genden Vorschriften und Regelwerken und damit nach dem Stand der Technik zu 
errichten und zu betreiben sind. 
 
Die langfristige Sicherung der Energiegewinnung für den Menschen über erneuerbare 
Ressourcen dient der Umsetzung gesunder Umweltbedingungen.  
 

Anlage 1 
BauGB Abs 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Beitrag zur Sicherung der Energieversorgung 
und zur Abwasserentsorgung 

nicht erheblich bzw. positiv 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  nicht relevant 
Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen nicht erheblich 
Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht relevant im F-Plan bzw. 

nicht erheblich oder nicht 
bekannt 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle usw. nicht relevant im F-Plan  bzw. 
nicht erheblich oder nicht 
bekannt 

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und kulturelles 
Erbe 

nicht relevant 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

Solarparks nicht relevant 
Kläranlage nicht erheblich 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit 
im Klimawandel 

nicht relevant bzw. positiv 

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan bzw. 
nicht bekannt 

 

6.5.3 Schutzgut Tiere 
Das Bundesnaturschutzgesetz bezeichnet einige seltene und vom Aussterben 
bedrohte Arten als besonders und streng geschützt (§ 7 BNatSchG). Für diese Arten 
gelten nach § 44 BNatSchG bestimmte Zugriffsverbote.  
 
Für das Teilgebiete 1 liegen keine Daten vor. Hier wird für das Gebiet eine 
Potentialabschätzung durchgeführt. Für den Bereich der Teilgebiet 2 wurde ein 
umfangreiches Artenschutzgutachten erstellt. Das Teilgebiet 3 grenzt unmittelbar an 
das B-Plangebiet Nr. 58 der Gemeinde Hohenwestedt an, für das ebenfalls ein 
umfangreiches Artenschutzgutachten erarbeitet wurde. Für das Gebiet 3 selbst wurde 
zusätzlich eine artenschutzrechtliche Potentialanalyse und Bewertung seitens der 
Gutachter durchgeführt. 
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Ausgangszustand 
In allen drei Teilgebieten treten im Wesentlichen zwei unterschiedliche Lebensräume 
auf, zum einen offenes Acker- und Grünland, z.T. mit begleitenden ruderalen Gras- 
und Staudensäumen sowie zum zweiten die gliedernden Knicks. Daneben treten 
Gehölzstrukturen an den Verkehrswegen und wenige Einzelbäume auf. 
 
Die Acker- und Grünlandflächen bieten in Abhängigkeit von der Nutzungsintensität und 
den angebauten Feldfrüchten nur bedingt Potenzial für geschützte Vogelarten aus der 
Gruppe der Offenlandarten und Bodenbrüter.  
 
Die vorhandenen Knickstrukturen und Gehölzbestände insbesondere mit markanten 
Überhältern bieten Potenzial für das Vorkommen geschützter Vogelarten aus der 
Gruppe der Gehölz- und Höhlenbrüter und für Fledermausarten, ggf. für Kleinsäuger 
und Amphibien. Die offenen Flächen werden dann überflogen/durchstreift und als 
Jagdrevier genutzt.  
„Relevante, dauerhaft negative Auswirkung des Vorhabens (für Teilgebiet 2) auf die 
Gruppe der Fledermäuse können jedoch weitgehend ausgeschlossen werden.“ 
(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom 12.09. 2023) Gleiches dürfte auch für das 
Teilgebiet 1 gelten. 
Dauerhaft negative Auswirkungen auf diese Tierartengruppen werden hier daher nicht 
erwartet. Zur Vermeidung von möglichen Beeinträchtigungen sind Eingriffe in Vegeta-
tionsstrukturen nur außerhalb des Brutzeitraumes (1.3. - 30.9.) durchzuführen. 
 
Teilgebiet 1 
Vorkommen von Rehwild, größeren Niederwildarten und größeren Kleinsäugern ist in 
Teilgebiet 1 kaum zu erwarten, da das Gebiet vollständig bis zum Boden eingezäunt 
ist. 
Als besonders geschützte Arten sind alle europäischen Vogelarten zu nennen. 
Insbesondere die Knicks sind als potentielle Teillebensraum anzusprechen.  
Hier sind außer im Knick keine geschützten Artenvorkommen bekannt und auch nicht 
zu erwarten.  
 
Vorkommen von sonstigen Amphibien sind hier nicht gänzlich auszuschließen, da im 
Nordwesten in einer feuchten Niederung ein nährstoffreiches Nassgrünland und 
angrenzende Entwässerungsgräben vorliegen. Allerdings sind keine geeigneten 
Laichgewässer in der Umgebung vorhanden. Die Fläche selbst besitzt als Grünland 
mit extensiver Pflege eine gewisse Habitateignung. Der vorhandene Zaun kann von 
diesen Arten problemlos durchquert werden. 
 
Teilgebiet 2 
Als europaweit geschützte Arten treten in Teilgebiet 2 die Waldohreule, der 
Feldsperling und die Wachtel, Fledermausarten sowie die Haselmaus auf. Eine 
Gefährdung des dort ebenfalls beobachteten Kiebitz wurde vom Gutachter „bereits im 
Vorfelde ausgeschlossen.“ (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom 12.09. 2023) 
Der Raum ist Teillebensraum von Rehwild, Hase und Fuchs. Vorkommen von 
weiterem Niederwildarten und Kleinsäugern sind hier ebenfalls zu vermuten.  
Amphibienvorkommen sind hier nicht zu erwarten, da auch in der weiteren Umgebung 
keine geeigneten Laichgewässer vorhanden sind. 
 
Vorkommen von Niederwild (Fuchs, Hase), Kleinsäugern und vor allem Rehwild sind 
bekannt. Der Bereich gehört zu einem Teillebensraum von Rehwild. Hier wird vermehrt 
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der Forst- und Gehölzbestand auf östlich und südlich angrenzenden Flächen im B-
Plangebiet Nr. 58 sowie entlang der Barmbek aufgesucht. Diese Bereiche dienen 
neben den vorhandenen Knicks als Wildeinstand. 
 
Teilgebiet 3 
In Teilgebiet 3 sind keine geschützten Artenvorkommen zu erwarten, ein potentielles 
Vorkommen von Amphibien in den Randstrukturen (Durchwanderung des Raumes) ist 
hier jedoch auch nicht vollständig auszuschließen.  
Vorkommen von Vögeln, Fledermäusen, Kleinsäugern und Wildarten werden hier nur 
im Zusammenspiel mit angrenzenden Flächen vermutet. Nahrung und Deckung 
bietende Strukturen sind hier kaum vorhanden, das Lebensraumpotential ist entspre-
chend gering. Hier ist daher kaum mit Tierartenvorkommen zu rechnen. 
 
Beeinträchtigungen für die Tierwelt ergeben sich zum einen durch die intensive 
landwirtschaftliche Nutzung verbunden mit Störungen, Stoffeintrag usw. 
In Teilgebiet 1 kommt die vollständige Einzäunung hinzu, die dort für größere nicht 
flugfähige Tierarten Barrierewirkung entfaltet.  
 
Im Teilgebiet 2 besteht durch den Verkehr auf der Kreisstraße K 84 und die Bahnlinie 
ein Kollisionsrisiko verbunden mit Verletzungs- und Tötungsgefahr. Hier sind 
Wildwechsel nachgewiesen, die vor allem in der Dämmerung oder nachts erfolgen.  
Die Verkehrswege bewirken einen Zerschneidungs- und Barriereeffekt für wandernde 
Tierarten und grenzen Lebensräume ein.  
 
Bewertung des Ausgangszustandes 
Das Teilgebiete 1 und 3 besitzen eine allgemeine Bedeutung für die Tierwelt. 
Der Teilbereich 2 hat für einige besonders geschützte Tierarten nach § 44 
BNatSchG (Wachtel, Waldohreule, Feldsperling, Fledermäuse und Haselmaus) eine 
besondere Bedeutung als Lebensraum und ist auch Teillebensraum von Rehwild, 
Fuchs und Hase. Für die übrige Tierwelt hat der Raum eine allgemeine Bedeutung.  
 
Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung 
Hier sind bauphasenbedingte und betriebs- bzw. anlagenbedingte Auswirkungen zu 
unterscheiden: 
 
Bauphasen bedingte Auswirkungen 
Teilgebiet 1  
Die während der Bauphase durchgeführten Arbeiten sind nur vorübergehend und lokal 
wirksam. Bei Durchführung des Vorhabens kann ein Eintreten von Verbotstat-
beständen nach § 44 (1) 3 BNatSchG ausgeschlossen werden, wenn die Baufeld-
räumung außerhalb der weiter unten genannten Zeiträume erfolgt und/oder 
Vergrämungsmaßnahmen durchgeführt werden. 
Hier wird nach der Bauphase der Ausgangszustand im Wesentlichen wiederhergestellt 
sein, so dass keine nachhaltigen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 
 
Teilgebiet 2 
Auch hier sind die Bauarbeiten zeitlich vorübergehend und lokal beschränkt wirksam. 
Um hier Störungen während der Brutzeit bzw. im Bereich von Sommernestern und 
Winterquartieren der betroffenen Arten auszuschließen, sind die Bauarbeiten auf 
bestimmte, spezifische Zeitfenster zu beschränken und/oder es sind Vergrämungs-
maßnahmen durchzuführen. Dadurch wird verhindert, dass die Vogelarten, Fleder-
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mäuse und die Haselmaus vor Baubeginn in den Plangebieten mit dem Brutgeschäft 
beginnen. Für die Haselmaus besteht eine unmittelbare Gefährdung durch Arbeiten 
für die Knickdurchbrüche. Hier ist eine besondere Bauzeitenregelung erforderlich.  
 
Der mögliche Verlust von potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44(1)3 
BNatSchG) ist dann vermeidbar.  
 
Teilgebiet 3 
Die durch die Bauphase eingeleiteten Störungen und negativen Auswirkungen auf die 
Tierwelt sind hier nicht nur vorübergehend, sondern dauerhaft wirksam. Eine Unter-
scheidung erfolgt hier daher nicht. Der Bereich geht als potentieller Lebensraum 
dauerhaft verloren. 
 
Anlagen- bzw. Betriebsphasen bedingte Auswirkungen 
Für alle drei Teilgebiete (Solarfelder, Kläranlage) werden keine Lärmemissionen und 
kein Ziel- und Quellverkehr erwartet. Störungen durch Wartungsarbeiten werden als 
nicht relevant angesehen. An Störungen sind die im Umfeld vorkommenden 
geschützten Arten nach § 44 (1) 2 BNatSchG bereits angepasst. Ebenso sind die 
Einflüsse von Lichteffekten und Spiegelungen als gering relevant anzusehen. 
(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom 12.09. 2023)  
Für die Grünland-/Knickpflege sind geeignete Zeitfenster vorzusehen, so dass die 
hierdurch ausgelösten Störungen ebenfalls minimiert werden können.  
 
Habitatverluste für die vorkommenden geschützten Arten sind nicht zu erwarten bei 
Einhaltung von Schutzzeitfenstern während der Bau- und Pflegearbeiten und einer an 
die Bauphase anschließenden extensiven Nutzung der Flächen.  
 
Hier sind daher jeweils geeignete Zeitfenster zur Durchführung von Maßnahmen und 
eine extensive Nutzung/Pflege der Flächen vorzusehen. Entlang der vorhandenen 
Knicks sind Schutz- und Pufferzonen einzurichten. 
 
Durch eine Extensivierung der Nutzung im Bereich der geplanten Photovoltaikanlagen 
kann sich die Situation für die meisten Tierarten voraussichtlich maßgeblich 
verbessern. Es können hier neue, hochwertige Brutplätze, Nahrungsflächen und 
Habitatstrukturen entstehen. Dadurch wird sich die Artenvielfalt voraussichtlich positiv 
entwickeln. Die Details zu Schutz-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen  
sowie ggf. weiter Maßnahmen sind in der verbindlichen Bauleitplanung entsprechend 
zu regeln. 
 

Die erforderliche Einzäunung von Solarfeldern entfaltet eine Zerschneidungs- und 
Barrierewirkung für viele Tierarten. Hierbei können Fluchtwege und regelmäßig 
genutzte Wanderkorridore abgeschnitten werden.  
 
In Teilgebiet 1 ist ein Zaun bereits vorhanden. Aufgrund der Kleinflächigkeit des 
dortigen Planungsraumes sind hier keine Maßnahmen erforderlich. 
 
Zur Minimierung der Auswirkungen durch Zäune ist in Teilgebiet 2 die Durchlässigkeit 
des Gebietes für wandernde, nicht flugfähige Tierarten möglichst weitgehend durch 
geeignete Maßnahmen (Zaunabstand zum Boden, Einrichtung von Korridoren) zu 
erhalten. Korridore innerhalb des Gebietes entfaltet jedoch eine mögliche Lenkfunktion 
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für Großsäuger, ggf. auch andere Tierarten. Diese Aspekte sind in der verbindlichen 
Bauleitplanung entsprechend zu berücksichtigen. 
Weitgehend entfallen wird das Teilgebiet 2 als Lebensraum für Rehwild. Für die 
größeren Säugetiere entsteht hier eine Barriere, die sie nicht überwinden können. Dies 
ist eine erhebliche Auswirkung. Dieser Lebensraumverlust ist durch Bereitstellung 
entsprechender Ablenkflächen außerhalb des Sondergebietes zu kompensieren, 
damit die Tiere in andere Bereiche gelockt werden und ausweichen können.  
 
Teilgebiet 3 
Das Teilgebiet 3 an der Kläranlage geht als potentieller Lebensraum für die Tierwelt 
dauerhaft verloren. Diese Auswirkung ist jedoch wegen der nur allgemeinen 
Bedeutung des Raumes für die potentiell vorkommende Tierwelt als nicht erheblich 
einzustufen.  
 
Zusammenfassung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut Tiere (zu Anlage 1 
BauGB Abs. 2b) 

Anlage 1 
BauGB Abs. 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Verlust bzw. Beeinträchtigung von natürlichen 
Lebensräumen 

nicht erheblich bzw. im Teil-
gebiet 2 durch Minimierungs- 
und Kompensationsmaß-
nahmen ausgleichbar (Bau-
zeitenfenster, Vergrämungs-
maßnahmen) 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  nicht relevant 
Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen erheblich bezüglich Wild im 

Bereich Solarpark (Teilg. 2), 
im B-Planverfahren durch 
Korridore und Ausgleichs-
flächen minimiert 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht relevant im F-Plan 
Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle usw. nicht relevant im F-Plan 
Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und kulturelles 

Erbe 
nicht relevant  

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant im Teilgebiet 1 
erheblich in den Gebieten 2 
und 3, durch umfangreiche 
Minimierungsmaßnahmen 
(Korridore, Ausgleichsflächen 
u.a.) minimier- und 
ausgleichbar 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit 
im Klimawandel 

nicht relevant bzw. positiv 

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan 
 
Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen 
Zur Vermeidung von möglichen Beeinträchtigungen und insbesondere Verbots-
tatbeständen nach § 44 BNatSchG sind vor allem Zeitfenster in der verbindlichen 
Bauleitplanung festzusetzen: 
• Durchführung von Eingriffen in Vegetationsstrukturen nur außerhalb des 

Brutzeitraumes zwischen dem 01.10. – 28/29.02. eines jeden Jahres. Sollten 
umsetzungsbedingt Eingriffe in die Vegetationsstruktur zu anderen Zeiten erfolgen 
müssen, so ist ein fachkundiger Nachweis zu erbringen, dass keine Brutstätten 
besetzt sind (ökologische Baubetreuung). 
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• Evtl. erforderliche Fällungen von Gehölzen mit einem Stammdurchmesser von 
mehr als 20 cm nur vom 01.12. bis zum 28./29.02.  

• Zum Schutz der Haselmaus in Teilbereich 2 Rodung von Knicks nur in zwei 
Schritten. 

• Entwicklung der unversiegelten Bereiche in den Teilgebieten 1 und 2 als Extensiv-
grünland und Pflege durch Mahd oder alternativ in Teilgebiet 2 durch eine extensive 
Beweidung mit Schafen. In Teilgebiet 1 ist eine Schafbeweidung zum Schutz des 
Grundwassers auszuschließen. 

• Einrichtung von Knickschutzstreifen in allen Gebieten als naturnahe, feldrainartige 
Wildkrautstreifen.  

• Zur Erhaltung der Durchlässigkeit für die meisten Tierarten sollte der erforderliche 
Zaun in Teilgebiet 2 mit Mindestabstand der Zaununterkante von 20 cm zum Boden 
erstellt werden. 

• Einrichtung eines Korridors in Teilgebiet 2 für wandernde Tierarten und auch zur 
weiteren Unterbrechung der Großflächigkeit des Gebietes. 

• Beteiligung der zur Jagdausübung berechtigten Personen in Teilgebiet 2 und 
Abstimmung bezüglich entsprechender Ablenkflächen außerhalb des 
Sondergebietes. 

• Zur Steigerung der Attraktivität für viele Arten und damit Erhöhung der Artenvielfalt 
sind in den Teilgebieten 1 und 2 kleinräumige Habitatstrukturen herzustellen 
(Lesesteinhaufen, Altholz, Kleingewässer, Rohbodenstellen).  

• Die der Orientierung dienenden Landschaftsstrukturen (z.B. Knicks, Gehölze und 
Einzelbäume) sind darüber hinaus in der verbindlichen Bauleitplanung als zu 
erhalten festzusetzen.  

 
Bei Einhaltung der aufgelisteten Regelungen sind Verbotstatbestände nach §44 
BNatSchG für die besonders geschützten Arten nicht zu erwarten und auch der 
Lebensraumverlust für Rehwild kann kompensiert werden.  
 
6.5.4 Schutzgut Pflanzen und Biodiversität 
 
Ausgangszustand 
Teilgebiet 1 
Die ausgewiesene Fläche wird als Wirtschaftsgrünland genutzt. Sie ist incl. des im 
Osten folgenden Brunnenbereiches sowie den baulichen Anlagen des Wasserwerkes 
im Westen allseits eingezäunt mit einem ca. 2m hohen Stabmattenzaun. Am Nordrand 
des Flurstücks verläuft ein mittelwertiger Knick, der auf diesem Teilstück in das 
Plangebiet integriert ist. Zur Straße „Am Wasserwerk hin folgt ein ruderaler 
Gräsersaum, der regelmäßig gemäht wird. Es handelt sich hier um ein artenarmes 
Wirtschaftsgrünland. Der Knick wird dominiert von Eiche, Schlehe, Hasel, Hainbuche, 
Erle und vereinzelt auch später Traubenkirsche. Seltene und besonders geschützte 
Pflanzenartenvorkommen sind im Plangebiet nicht bekannt und auch nicht zu 
erwarten. 
 

Teilgebiet 2 
Bei den ausgewiesenen Flächen handelt es sich um intensiv genutzte Ackerflächen, 
die durch Knicks gegliedert sind. Die Knicks weisen unterschiedlich dichten 
Gehölzbewuchs auf, der teilweise auch fehlt und kleinflächig mit gebietsfremdem 
Flieder bewachsen ist.  
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Als Gehölzarten in den Knicks dominieren Hainbuche, Hasel, Stieleiche und Schlehe. 
Als Besonderheiten treten einzelne Ilex und Apfelbäume hinzu. Darüber hinaus 
werden einige der Knicks durch markante Überhälter geprägt (hier Eichen). Die 
ursprünglich artenreichen Brombeervorkommen und typischen Krautschichten treten 
nur noch partiell auf. Es gibt bereits etliche Knickzufahrten zu den Ackerflächen, die 
soweit möglich für Zufahrten und Zaunziehungen zu nutzen sind. 
Als weitere Gehölzstrukturen treten sowohl auf der Böschung zur Kreisstraße und am 
Bahndamm als auch entlang des Feldweges einzelne Feldgehölze sowie 2 
Kirschbäume und eine Eiche auf und als gebietsfremde Laubgehölze ein Flieder-
Pfeifenstrauchgebüsch. 
 
Östlich außerhalb des Planungsraumes befindet sich eine in Nord-Südrichtung 
verlaufende Forst- und Waldfläche (östlicher Teil der Flurstücke 73 und 74 sowie 11/1 
der Flur 2), zu der der gesetzliche Waldabstand gemäß §24 LWaldG einzuhalten ist. 
Diese Flächen werden im Zuge der Planaufstellung zum B-Plan Nr. 58 der Gemeinde 
Hohenwestedt anderweitig überplant, verbunden mit einer geplanten Waldfällung und 
-entfernung. 
 
Die Böschungen entlang der Kreisstraße und am Bahndamm, die nicht mit Gehölzen 
bewachsen sind, werden extensiv unterhalten. Es überwiegen neben Gräsern ruderale 
Hochstaudenarten mit Himbeere und Brombeere. Gleiches gilt für den kaum genutzten 
Feldweg. 
 
Seltene und besonders geschützte Pflanzenarten treten im Plangebiet nicht auf. 
 
Teilgebiet 3 
Teilgebiet 3 an der Kläranlage ist eine sehr artenarme Grünlandfläche. Zum Straßen-
rand hin ergibt sich ein ruderaler Gräsersaum mit wenigen Gehölzstrukturen – hier 
Himbeere und Brombeere sowie 2 kleinen Eichen, im weiteren Verlauf nach Süden 
außerhalb des Plangebietes auch Schlehe und Holunder.  
Am Nordrand zum Klärwerk hin stehen auf einer kleinen Böschung eine große und 
eine weitere kleine Eiche, die allerdings schon außerhalb des Geltungsbereiches steht. 
Auch diese Böschung ist als ruderaler Gräsersaum entwickelt. Weiter im Westen geht 
die Böschung in einen Knick über, der hier mit einem kurzen Teilstück in den 
Planungsraum hineinreicht. Dort treten neben der dominanten Schlehe auch Hasel, 
Holunder, Pfaffenhütchen und Eiche auf. 
 
Beeinträchtigungen ergeben sich in allen drei Plangebieten für die Knicks und 
Gehölzstrukturen vor allem durch Stoffeintrag aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
und in geringem Maße den Verkehr sowie durch falsche oder fehlende/übermäßige 
Pflege, ggf. auch durch Verbiss durch Rehwild. 
Die Acker- und Grünlandflächen sind durch Stoffeintrag und die landwirtschaftliche 
Nutzung als Pflanzenlebensraum ebenfalls beeinträchtigt. 
 
Bewertung des Ausgangszustandes 
Die Acker- und Grünlandfläche und die Verkehrssäume besitzen aufgrund ihrer 
intensiven Nutzungen bzw. Pflege und Stoffeintrag eine allgemeine Bedeutung für 
das Schutzgut Pflanzen.  
Die vorhandenen Knicks in den Gebieten dagegen besitzen eine besondere 
Bedeutung. Eingriffe in Knicks sind unzulässig und bedürfen in Ausnahmefällen einer 
gesonderten Genehmigung. 
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Diesem Aspekt kommt vor dem Hintergrund der Bedeutung des Raumes als 
Historische Knicklandschaft zusätzlich eine besondere Bedeutung zu. Die Knicks sind 
die wertgebenden Lebensraumtypen innerhalb dieser Räume und dienen gleichzeitig 
der örtlichen Vernetzung innerhalb des jeweils örtlichen Verbundsystems. 
 
Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung 
Artenschutzrechtlich relevante Pflanzenarten sind von den jeweiligen Vorhaben nicht 
betroffen.  
 
Im Übrigen sind die Eingriffe hier – abgesehen von Eingriffen in Knicks – aufgrund der 
allgemeinen Bedeutung der betroffenen Flächen als nicht erheblich für das Schutzgut 
Pflanzenwelt und die biologische Vielfalt einzuordnen.  
 
Teilgebiet 1 
Nach Beendigung der Bauphase sollte das Gelände extensiv als Grünland gepflegt 
werden, so dass sich diesbezüglich kaum Änderungen ergeben. Durch die Einsaat mit 
autochthonem landschaftsraumtypischem Saatgut kann die Artenvielfalt hier jedoch 
signifikant erhöht werden.  
 
Die Überstellung des Grünlandes mit Modulflächen bewirkt eine kleinflächige 
Veränderung der Standortbedingungen. Die Belichtung und Beschattung der Fläche 
verändert sich, ebenso werden sich unterschiedliche Feuchtegrade und 
Temperaturbereiche ergeben auf einer vorher weitgehend einheitlich strukturierten 
Fläche. Dadurch werden voraussichtlich kleinräumige Artenverschiebungen 
stattfinden einhergehend mit einer geringen Erhöhung der Biodiversität.  
 
Der Knick am Nordrand ist als zu erhalten festzusetzen und mit einer Schutz- und 
Pufferzone zu ergänzen. Dadurch kann sich der Zustand des Knicks in der Folgezeit 
ebenfalls verbessern. 
 
Teilgebiet 2 
Hier ist nach Beendigung der Bauphase eine Extensivierung der Nutzungen 
anzustreben. Im Bereich von Ackerflächen entfällt dann nach der Bauphase die 
Bodenbewirtschaftung, was sich positive auf das Schutzgut Pflanze auswirkt. Durch 
die „Überschirmung“ der Flächen mit Solarmodulen entstehen darüber hinaus wie in 
Teilgebiet 1 bei ausreichendem Abstand der Modulreihen untereinander unter-
schiedliche Standortbedingungen (trockenere und feuchtere Bodenflächen, schattige 
und besonnte Bereiche, warme und kühlere Flächen), die kleinflächig die Artenvielfalt 
und Biodiversität erhöhen können.  
 
Für die Ackerflächen im Plangebiet können sich dadurch, gemessen am Ist-Zustand, 
die Strukturvielfalt und damit auch die Biodiversität erhöhen. 
 

Die Knicks und der angrenzende Gehölzbewuchs an der Bahn- und Straßenböschung 
hier sind als zu erhalten festzusetzen soweit sie innerhalb des Plangeltungsbereiches 
liegen. Eingriffe in Knicks (z.B. für Zufahrten und Zäune) sind soweit möglich zu 
minimieren. Die Knickbeseitigung ist ein Verbotstatbestand gemäß § 30 Absatz 2 
BNatSchG. Zur Minimierung sind die vorhandenen Zufahrten zu nutzen. Zwingend 
erforderliche Knickdurchbrüche sind durch Kompensationsmaßnahmen 
(Knickneuanlage) zu ersetzen. Dies ist in der vertiefenden Bauleitplanung genauer zu 
ermitteln und zu regeln. 
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Teilgebiet 3 
Der Knick am Nordwestrand ist als zu erhalten festzusetzen ebenso die Eiche am 
Rand zur Kläranlage. Der Knick ist mit einer Schutz- und Pufferzone zu ergänzen.  
 
Zusammenstellung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut Pflanzen und 
Biodiversität (zu Anlage 1 BauGB Abs. 2b) 
 

Anlage 1 
BauGB Abs. 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Verlust bzw. Beeinträchtigung von natürlichen 
Lebensräumen 

Im Wesentlichen nicht erheb-
lich 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  Im Wesentlichen nicht 
erheblich bzw. nicht relevant 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen Hier in allen Gebieten nicht 
erheblich, kleinflächig 
bezüglich Knicks erheblich, 
durch Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen 
ausgleichbar  

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht relevant im F-Plan 
Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle usw. nicht relevant im F-Plan 
Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und kulturelles 

Erbe 
nicht relevant 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant bzw. bei den 
Teilgebieten 2 und 3 nicht 
erheblich 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit 
im Klimawandel 

nicht relevant  

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan 
 
Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen 
Zur Vermeidung von möglichen Beeinträchtigungen und Verbotstatbeständen nach § 
30 Absatz 2 BNatSchG sind folgende Maßnahmen vorzusehen: 
• Festsetzung der vorhandenen Knicks als zu erhalten  
• Einrichtung von Schutz- und Pufferzone entlang der Knicks  
• In Teilgebiet 2 Nutzung vorhandener Feldzufahrten soweit möglich für Kabel-

führungen, notwendige Zufahrten und sonstige erforderliche Verbindungen 
• Festsetzung der vorhandenen Eiche in Teilgebiet 3 im Geltungsbereich als zu 

erhalten  
• Bepflanzung lückiger Knicks insbesondere in Teilgebiet 2 mit standortgerechten 

heimischen Gehölzen.  
Durch den Zaunbau und für evtl. Erschließungsmaßnahmen unvermeidbare Eingriffe 
in Knicks sind entsprechend der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auszu-
gleichen. Dies ist in der verbindlichen Bauleitplanung zu ermitteln und es ist ein 
entsprechender Kompensationsbedarf vorzusehen. Weitere Details sind ebenfalls in 
der verbindlichen Bauleitplanung zu regeln. 
 
6.5.5 Schutzgut Fläche und Boden 
 
Eine Prämisse der Umweltschutzgesetzgebung ist, den Boden zur dauerhaften 
Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts so zu erhalten, 
dass er seine Funktion im Naturhaushalt erfüllen kann. Die Flächen des Plangebietes 
sind bisher landwirtschaftlich genutzt worden und nicht versiegelt.  
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Ausgangszustand 
Die Böden in den Teilgebieten 1 und 2 haben sich aus glazigenen und glazifluviatile 
Ablagerungen von Geschiebedecksanden über tieferem Geschiebelehm, teilweise 
Geschiebemergel der Saale-Eiszeit entwickelt. Als Bodenarten liegen hier 
überwiegend Lehmsande über Lehm vor (Umweltportal SH, Bodenkarte 1: 25.000). 
 
Teilgebiet 1 
Als Leitbodentyp ist hieraus in Teilgebiet 1 Pseudogley-Braunerde entstanden.  
Die natürliche Ertragsfähigkeit wird überwiegend als mittel eingeordnet mit einer 
mittleren Wasserrückhaltefähigkeit und höheren Sickerwasserrate sowie geringen 
Gesamtfilterwirkung. Die Standortverhältnisse werden als schwach frisch bis schwach 
trocken eingestuft, für intensive Grünlandnutzung als zu trocken. 
Die Erosionsgefahr durch Wassererosion wird aufgrund des geringen Gefälles (max. 
3%) als gering eingestuft. Die Winderosionsgefahr ist vor allem durch das enge 
Knicknetz gering. Das Gelände fällt von Osten nach Westen mit schwachem Gefälle 
von Höhen um +32m NN im Osten auf + 29m NN im Westen ab. 
 
Teilgebiet 2 
Im Teilgebiet 2 stehen neben obigen Böden auf den östlichen und südlichen Flächen 
Geschiebedecksande über Geschiebesand an, die sich zu podsolierter Braunerde 
entwickelt haben. Kleinräumig liegen im Nordteil hier auch kolluviale Ablagerungen 
(Abschlämmmassen) aus Sanden bis Schluffen über sandiger Fließerde und tiefem 
Geschiebelehm vor. Daraus haben sich als Bodentyp Gley-Kolluvisole entwickelt. 
 
Die natürliche Ertragsfähigkeit wird hier überwiegend als mittel (Bodenzahlen 
zwischen 25 und 37), kleinflächig höher eingeordnet mit einer mittleren 
Wasserrückhaltefähigkeit und höheren Sickerwasserrate sowie daraus resultierend 
geringen Gesamtfilterwirkung. Die Standortverhältnisse werden als schwach frisch bis 
schwach trocken, im Sommer eher zu trocken eingestuft.  
Die Erosionsgefahr durch Wassererosion wird aufgrund des geringen Gefälles (max. 
2%) als gering eingestuft. Die Winderosionsgefahr ist vor allem durch das enge 
Knicknetz sehr gering bis gering. Das Gelände fällt von Osten nach Westen mit 
schwachem Gefälle von Höhen um +47m NN im Osten auf + 38m NN im Westen ab 
sowie von dort zur Kreisstraße hin auf Werte bis +33 m NN.  
 
Teilgebiet 3 
Die Böden in Teilgebiet 3 am Klärwerk haben sich aus Ablagerungen des Glazials und 
Periglazials entwickelt. Hier verläuft entlang der heutigen Barmbek eine Entwässe-
rungsrinne aus Talsanden, zum Teil Schmelzwassersanden. Im südlichen Bereich 
liegen Flugsand bis Geschiebedeckböden oder Talsande in Wechsellagerungen vor. 
Hieraus sind podsolierte Gleyböden bis Gley-Podsole entstanden.  
 
Die natürliche Ertragsfähigkeit wird hier ebenfalls überwiegend als mittel (Bodenzahlen 
zwischen 25 und 37, Grünlandzahl zwischen 32 und 40) angegeben, mit einer mittleren 
Feldkapazität und geringer Gesamtfilterwirkung. Die Standortverhältnisse werden als 
schwach frisch bis schwach trocken angegeben, die Abtrocknung im Frühjahr ist oft 
etwas verzögert. Das für den B-Plan durchgeführte Baugrundgutachten kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Böden hier als Gründungsträger für Flachgründungen ggf. 
verbunden mit einem partiellen Bodenaustausch prinzipiell geeignet bzw. bedingt 
geeignet sind.  
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Die vorliegenden Bodenschichten sind für eine Versickerung von Niederschlags-
wasser weitgehend ungeeignet.  
Die Erosionsgefahr durch Wassererosion wird aufgrund des geringen Gefälles (max. 
2,7%) als gering eingestuft. Die Winderosionsgefahr ist sehr gering.  
Das Gelände fällt von Süden nach Nordwesten zur Kläranlage hin mit schwachem 
Gefälle von Höhen um +36 m NN im Osten auf + 33 m NN ab. 
 
Bewertung den Ausgangszustandes 
Die betrachteten Böden sind durch die landwirtschaftliche Nutzung in ihrer Natürlich-
keit bereits überformt. Die Böden in Teilgebiet 3 sind darüber hinaus vermutlich 
drainiert. Klimatisch wirksame Böden gibt es hier nicht. 
Die Böden sind insgesamt in all ihren Funktionen sowie ihrer Bedeutung als Ertrags-
standorte für die Landwirtschaft als Fläche/Böden mit allgemeiner Bedeutung einzu-
ordnen. Besonderheiten liegen hier nicht vor.  
 
Das Knicknetz jedoch besitzt unter dem Gesichtspunkt der Winderosionsschutz-
funktion für sandige-lehmige Böden eine besondere Bedeutung. 
 

Als Vorbelastung liegen aktuell keine Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte 
oder sonstige schädliche Bodenveränderungen vor. 
 
Prognose zu den Auswirkungen der Planungen 
Bei Durchführung der Planungen werden unvermeidbare Eingriffe in das Schutzgut 
Boden erfolgen.  
 
Teilgebiete 1 und 2  
Vorhabenbedingt sind Eingriffe in den Boden für die Errichtung der Solarmodule und 
Anschlusstechnik notwendig (Bodenaustausch und Vermischungen). Auch das 
Befahren der Flächen mit Baufahrzeugen kann zu weiteren Bodenverdichtungen 
führen. Die Bodenarbeiten zur Verlegung von Kabeln führen punktuell zu einer 
Durchmischung des Bodens. Anlagebedingt sind auch punktuelle Vollversiegelungen 
(Fundamente, Rammpfosten) für technische Anlagen sowie kleinflächige Voll- und 
Teilversiegelungen für die Trafostationen und ggf. die notwendige Zufahrt erforderlich.  
 
Diese Eingriffe sind als erheblich einzustufen, da auf diesen Flächen die Boden-
strukturen und -eigenschaften völlig verändert werden. Diese Eingriffe sind 
auszugleichen.  
 
Im Übrigen sind die Auswirkungen in den beiden Teilgebieten als nicht erheblich für 
das Schutzgut Boden zu bewerten, da durch die landwirtschaftliche Nutzung ohnehin 
anthropogen überformte Böden vorliegen.  
Eine „Überschirmung“ der Flächen durch die Solarmodule stellt keinen Eingriff im 
Sinne der Eingriffsregelung dar. Der Boden unter den Modulen wird auch zukünftig 
seine Funktionen als Lebensraum für Bodenorganismen und Pflanzenstandort sowie 
seine Speicher-, Filter- und Pufferfunktionen gegenüber Schadstoffen erfüllen. 
 
Teilbereich 3 
Für das Teilgebiet 3 zur Erweiterung der Kläranlage sind noch keine genaueren 
Planungen bekannt. Hier ist in gewissem Umfang mit Vollversiegelungen (Becken, 
Zugänge, Zufahrten u.a.) zu rechnen. Hinzu kommen ggf. Bodenaustausch, 
Höhenangleichungen, Leitungsverlegungen und weitere Nivellierungen des Bodens 
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sowie Teilversiegelungen für weitere Flächen. Auch das Befahren von Flächen mit 
Baufahrzeugen kann zu Bodenverdichtungen und Bodenarbeiten generell zu einer 
Durchmischung des Bodens führen. 
Diese Eingriffe sind als erheblich einzustufen, da auf diesen Flächen die Boden-
strukturen und -eigenschaften völlig verändert werden bzw. zukünftig entfallen. Diese 
Eingriffe sind im Rahmen der naturschutzfachlichen Eingriffsermittlung im B-
Planverfahren zu ermitteln und durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren.  
 
Zusammenstellung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut Boden (zu Anlage 
1 BauGB Abs. 2b) 

Anlage 1 
BauGB Abs. 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Eingriffe in Bodenbildungsfunktionen und den 
Boden-Wasserhaushalt 

z.T. erheblich, durch 
Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen 
ausgleichbar 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  erheblich, durch 
Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen 
ausgleichbar 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen erheblich, durch 
Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen 
ausgleichbar 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht erheblich bzw. nicht 
relevant im F-Plan 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle usw. nicht erheblich bzw. nicht 
relevant im F-Plan  

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und kulturelles 
Erbe 

nicht relevant 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant bzw. bei den 
Teilgebieten 2 und 3 nicht 
erheblich 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit 
im Klimawandel 

nicht relevant  

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan 
 
Minimierungsmaßnahmen und Kompensation von Eingriffen  
Die unvermeidbaren Eingriffe in den Boden sind durch geeignete Kompensations-
maßnahmen entsprechend der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auszu-
gleichen. Sie sind in der verbindlichen Bauleitplanung zu ermitteln und zu benennen. 
• Zur Minimierung der Eingriffe sind die notwendigen Versiegelungen nach 

Möglichkeit als Teilversiegelungen (z.B. Stellplatzbereiche) vorzusehen. Details 
hierzu sind in der vertiefenden Bauleitplanung zu regeln. 

• Darüberhinausgehend ist für die offenen Flächen im jeweiligen Planungsraum die 
Wiederherstellung von Funktionsleistungen nach Abschluss der Bauarbeiten durch 
tiefgründige Lockerung vorzusehen. Erhebliche und nachhaltige Funktionsbeein-
trächtigungen des Bodens im Rahmen der Bauabwicklung sind auf den unversie-
gelten Flächen vor diesem Hintergrund vermeidbar. 

• Die Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 202 BauGB - Schutz des humosen 
Oberbodens), der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV, §§ 
6-8), des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG u.a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) sind einzuhalten. Der 
Boden ist gemäß §§ 4 bis 7 BBodSchG vor Durchmischung zu schützen und 
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gemäß Gesetz zwischenzulagern. Bei unsachgemäßem Umgang ist die 
Ersatzbaustoffverordnung anzuwenden. 

• Sollten bei der Bauausführung organoleptisch Auffälligkeiten angetroffen werden, 
ist die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde umge-
hend zu informieren.  

 
6.5.6 Schutzgut Wasser 
 
Ausgangssituation 
Oberflächengewässer gibt es in allen Teilgebieten nicht. Bezüglich des Grundwasser-
potentials liegen folgende Verhältnisse vor (Quelle: Umweltportal Schleswig-Holstein): 
 
Teilgebiete 1 und 2 
Der Grundwasserstand wird hier für das Teilgebiet 1 und den größten Teil von 
Teilgebiet 2 als > 2m unter Flur angegeben. Im Bereich von Abschlämmmassen (vgl. 
Kap. 6.5.5) steht das Grundwasser zeitweise < 80 cm unter Flur an.  
 
Die Gesamtfilterwirkung der oberflächennahen Bodenschichten ist für beide Gebiete 
gering bis mittel (Stufe 2-3.5), die Gefahr für Stoffeintrag ins Grundwasser ist 
entsprechend mittel bis erhöht. Die Sickerwasserrate ist hier aufgrund der Bodenart 
hoch.  
Die Schutzwirkung bindiger Deckschichten für den oberflächennahen Grundwasser-
leiter wird im Teilgebiet 1 und dem gesamten nördlichen Bereich von Teilgebiet 2 als 
mittel eingestuft (>10-20 m Stärke). Die südlich gelegenen Flächen im Teilgebiet sind 
nicht abgedeckt und damit für Stoffeintrag empfindlich. 
 

Teilgebiet 3 
Der Grundwasserstand wird hier auf den im Nordteil zu findenden podsolierten 
Gleyböden zeitweise mit < 40 cm unter Flur angegeben und steigt nach Süden auf 
zeitweise < 80 cm unter Flur an. Das vorliegende Baugrundgutachten hat zum 
Zeitpunkt der Untersuchungen (25. und 26.09.2023) Grundwasserstände zwischen 
2,3m und 3,9m unter Gelände angetroffen. Im Januar 2024 (18.01.2024) wurden auf 
unmittelbar angrenzenden Flächen (B-Plangebiet 58, Teilbereich 2) Grundwasser-
stände bis 40 cm unter Gelände angetroffen. Hier ist mit Schwankungen, um rund 1 
bis 1,5 m zu rechnen. Weiterhin ist lokal und zeitweise mit einem Aufstau über dem 
Geschiebeboden bis an die Geländeoberfläche zu rechnen.  
Die Feldkapazität ist mittel, die Sickerwasserrate ist hoch und die Gesamtfilterwirkung 
aufgrund der Bodenart gering. Die Gefahr für Stoffeintrag ins Grundwasser ist hoch, 
da der obere Grundwasserleiter nicht abgedeckt und damit für Stoffeintrag empfindlich 
ist. 
Als Vorbelastungen ergeben sich hier Stoffeinträge durch die landwirtschaftliche 
Nutzung sowie möglicherweise durch Drainage in Teilgebiet 3. Aussagen hierzu liegen 
nicht vor. 
 
Bewertung des Ausgangszustandes 
Die Teilgebiete liegen alle innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes (Ebene 1) 
/ Gebiet mit besonderer Bedeutung für den Grundwasserschutz - hier einem 
Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz (vgl. LRP und Regionalplan) und haben 
daher diesbezüglich eine besondere Bedeutung für das Schutzgut Wasser.   
„Bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen kommt dem Gesichtspunkt des 
vorbeugenden Grundwasserschutzes hier ein besonderes Gewicht zu.“  
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Die Böden sind auch aufgrund der höheren Sickerwasserrate für Niederschlagswasser 
in den Teilgebieten 1 und 2 als Bereiche mit besonderer Bedeutung für die Grund-
wasserneubildungsfunktion einzuordnen.  
Im Teilgebiet 3 liegt eine besondere Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeintrag in 
den Grundwasserhaushalt vor. 
 
Prognose zu den Auswirkungen der Planungen 
Teilgebiete 1 und 2 
Bei Durchführung der Planungen sind Eingriffe in das Schutzgut Wasser vor allem 
durch punktuelle Minderungen der Grundwasseranreicherungsfunktion durch klein-
flächige Flächenversiegelungen (Trafostation, Zufahrten) möglich sowie ggf. durch 
Stoffeintrag. Der potenziell natürliche Wasserhaushalt soll sich durch die Planungen 
jedoch insgesamt nicht verändern. 
 
Anlagebedingt sind punktuelle Vollversiegelungen (Fundamente, Rammpfosten) für 
technische Anlagen erforderlich. Dies kommt in beiden Gebieten nur sehr kleinflächig 
zum Tragen und kann hier durch die Nutzung vorhandenen Wege und Zufahrten sowie 
die Ableitung des Niederschlagswassers auf angrenzende unversiegelte Flächen 
minimiert bzw. ausgeschlossen werden.  
Die „Überschirmung“ der Flächen mit Solarmodulen bewirkt keine nennenswerte 
Veränderung der Versickerungsleistung für anfallenden Niederschlag, da dieser von 
den Modulen ungehindert ablaufen und im Boden versickern kann. Gleichwohl wird 
sich die Bodenfeuchte unter den Modulen und entlang der Abtropfkanten kleinflächig 
verändern. Die Gesamtleistung der Niederschlagszufuhr für den Grundwasser-
haushalt bleibt jedoch erhalten. 
 
Derartige Eingriffe sind hier als nicht erheblich einzustufen. 
 

Gleichzeitig werden sich in diesen Bereichen bei Durchführung der Planungen die 
Stoffeinträge in das Grundwasser gegenüber der heutigen intensiven landwirtschaft-
lichen Nutzung reduzieren, was sich positiv auf den Gütezustand der Grund-
wasserleiter vor allem in Teilgebiet 2 auswirken dürfte. 
 
Teilgebiet 3 
Das Gelände in Teilgebiet 3 ist weitgehend eben und fällt geringfügig nach Norden 
Richtung Kläranlage ab (ca. 1-1,5 m). Aufgrund des dort höher anstehenden 
Grundwassers ist bei der Errichtung von Becken möglicherweise mit Eingriffen in den 
Grundwasserhaushalt zu rechnen (ggf. Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich).  
Grundsätzlich ist auch mit einer reduzierten örtlichen Grundwasserneubildungsrate 
und ggf. mit dem zusätzlichen Aufkommen von Oberflächenwasser zu rechnen. Der 
potentiell natürliche Wasserhaushalt wird hierdurch voraussichtlich geschädigt. 
Darüberhinausgehend sind potentiell auch Stoffeinträge möglich. Dies alles kann zu 
erheblichen Eingriffen in das Schutzgut Wasser führen.  
Zur Vermeidung dieser negativen Auswirkungen sind Vorkehrungen/Maßnahmen zum 
Schutz vor Verunreinigungen des Grundwassers in der verbindlichen Bauleitplanung 
festzulegen. 
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Zusammenstellung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut Wasser (zu Anlage 
1 BauGB Abs. 2b) 

Anlage 1 
BauGB Abs. 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Eingriffe in den Grundwasserhaushalt potentiell erheblich in Teilgebiet 3, 
durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen reduzierbar,  
- im Teilgebiet 2 und 1 nicht erheblich 
bzw. eher positiv (Reduzierung von 
Stoffeinträgen) 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  potentiell erheblich in Teilgebiet 3, 
durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen reduzierbar  

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen potentiell erheblich in Teilgebiet 3, 
durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen reduzierbar 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht erheblich bzw. nicht relevant im 
F-Plan 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle 
usw. 

potentiell erheblich in Teilgebiet 3, 
durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen reduzierbar 

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und 
kulturelles Erbe 

potentiell erheblich in Teilgebiet 3, 
durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen vermeidbar 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant bzw. nicht erheblich 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und 
Anfälligkeit im Klimawandel 

nicht erheblich bzw. nicht relevant im 
F-Plan 

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan 
 
Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
Teilgebiet 1 und 2 
Zur Minimierung in beiden Teilgebieten sind die vorhandenen Wege und Zufahrten zu 
nutzen, so dass keine neuen Teilversiegelungen erforderlich werden. Die Versickerung 
von Niederschlagswasser von den notwendigen technischen Anlagen ist auf den 
benachbarten Flächen zu ermöglichen. 
Um eine Verunreinigung des Untergrundes und ggf. des Grundwassers zu verhindern, 
sind in der verbindlichen Bauleitplanung Auflagen bzgl. Reinigungsarbeiten festzu-
schreiben. 
Da hier laut Grundstückseigentümer keine Binnenentwässerungen (Drainagen) 
vorliegen, ist ein Rückbau nicht erforderlich. 
Teilgebiet 3  
In Teilgebiet 3 sind voraussichtlich umfangreichere Vorkehrungen zum Schutz des 
Grundwassers erforderlich. Zur Zeit liegen noch keine konkreten Planungsabsichten 
vor, so dass hier noch keine weitergehenden Aussagen getroffen werden können.  
Details zu diesen Aspekten sind in der verbindlichen Bauleitplanung genauer zu 
untersuchen und durch geeignete Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers zu 
regeln. 
Darüber hinaus sind bei der Planung, Ausführung und dem Betrieb der Kläranlage die 
einschlägigen Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung sowie ergänzende Rechtsverordnungen zu beachten. 
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6.5.7 Schutzgut Luft und Klima 
 
Ausgangszustand 
Teilgebiete 1 und 2 
Bei den ausgewiesenen Flächen in beiden Teilgebieten handelt es sich um Acker- und 
Grünlandstandorte mit angrenzenden Knicks bzw. Säumen mit und ohne Gehölz-
bewuchs. Ackerstandorte und eher trockene Grünländer haben eine sehr geringe 
Funktion für die Entstehung von Kaltluft. Knicks und Gehölzflächen stellen Barrieren 
für den Kaltluftabfluß in Abhängigkeit vom Gefälle dar.  
Das Gefälle ist in beiden Gebieten zu gering (bis zu 3%) für einen nennenswerten 
Kaltluftabfluß und überdies wäre der von der Siedlung weg in die Landschaft nach 
Westen gerichtet. Bedeutung für die Kaltlufttentstehung haben daher beide Gebiete 
nicht.  
 

Gehölze und Knicks besitzen Windschutzfunktion und tragen zur Lufthygiene und 
Temperaturregelung für die Umgebungsluft bei.  
 
Böden mit klimaschutzrelevanten Funktionen liegen hier nicht vor. Emissionen im 
Sinne von Luftverschmutzungen gehen von den Flächen nicht aus. 
 

Teilgebiet 3 
Ein Wärmeausgleich zwischen Siedlungs- und offenem Landschaftsraum ist insbeson-
dere im Umfeld von größeren Siedlungsräumen von Bedeutung. Das hier vorliegende 
Grünland wirkt als schwaches Kaltluftentstehungsgebiet. Es liegt hier jedoch kein 
nennenswertes Gefälle für Kaltluftbewegungen vor. Die in der unmittelbaren Umge-
bung verlaufenden Knicks und Redder an den Wegen und auch die vorhandene 
Überbauung der Kläranlage im Norden bremsen zusätzlich jeglichen Kaltluftabfluß.  
Bedeutung für die ortsnahe Kaltluft-/Frischluftentstehung hat der Bereich daher nicht. 
 

Vorbelastungen sind in geringem Umfang durch die Verkehrsträger gegeben, in 
Teilgebiet 3 ergeben sich Geruchsbelastungen durch die vorhandene Kläranlage. 
  
Bewertung  des Ausgangszustandes 
Die Bereiche in beiden Teilgebieten sind insgesamt als Flächen mit allgemeiner 
Bedeutung für die Schutzgüter Luft und Klima einzuordnen.  
 
Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung 
Teilgebiete 1 und 2 
Kleinklimatisch betrachtet werden die Flächen in beiden Teilgebieten ihre Funktion von 
bisherigem offenen Freiluftklima mit sehr geringer Kaltluftbildungsfunktion weitgehend 
verlieren und durch die Überstellung mit Solarmodulen ihre Funktion in Richtung 
Wärmebildung verschieben. Diese Auswirkungen auf das Schutzgut Luft/Klima werden 
jedoch aufgrund der geringen Bedeutung der Flächen für die Klimafunktion als nicht 
erheblich eingestuft. 
 
Teilgebiet 3 
Auch Teilgebiet 3 wird seine Funktion mit allgemeiner Bedeutung zur Kaltluftbildung 
verlieren. Diese Auswirkungen auf das Schutzgut Luft/Klima werden jedoch aufgrund 
der geringen Bedeutung der Flächen für die Klimafunktion als nicht erheblich 
eingestuft. 
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Zur Zeit liegen noch keine konkreten Planungsabsichten vor, so dass darüber hinaus 
hierzu noch keine weitergehenden Aussagen getroffen werden können. In der 
verbindlichen Bauleitplanung sind zu einem späteren Zeitpunkt geeignete Maßnah-
men zur Minimierung von möglichen Auswirkungen vorzusehen.  
 
Grundsätzlich ist dort auch nachzuweisen, dass die Emissionsgrenzwerte eingehalten 
werden, so dass bei fachgerechter Planumsetzung und ordnungsgemäßem Anlagen-
betrieb keine erheblichen Umweltbelastungen für das Schutzgut Luft/Klima zu 
erwarten sind.  
 
Zusammenstellung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut  Klima/Luft (zu 
Anlage 1 BauGB Abs. 2b) 

Anlage 1 
BauGB Abs. 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Veränderungen der örtlichen Kleinklimas Weniger erheblich in allen 3 Teilge-
bieten, durch Minimierungsmaßnah-
men reduzierbar 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  nicht erheblich, durch Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen weiter 
reduzierbar  

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen nicht erheblich , durch Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen weiter 
reduzierbar 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht erheblich  
Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle 

usw. 
nicht erheblich bzw. nicht relevant 

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und 
kulturelles Erbe 

nicht erheblich bzw. nicht relevant 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und 
Anfälligkeit im Klimawandel 

nicht erheblich  

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant  
 
Minimierungsmaßnahmen  
Insbesondere in Teilgebiet 3 sind ggf. Anpflanzungen zur Minimierung von Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Klima vorzusehen. Details sind in der verbindlichen Bauleitpla-
nung entsprechend zu regeln. 
In den beiden Teilgebieten 1 und 2 sind die vorhandenen Gehölzstrukturen durch Fest-
setzung zu erhalten. Weitere Flächen zur Anpflanzung von Gehölzen dort tragen 
ebenfalls zur Verbesserung der Funktionen für das Kleinklima bei. 
Details sind in der verbindlichen Bauleitplanung entsprechend zu regeln. 
 
6.5.8 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Nach § 1 Abs. 1 BNatSchG (3) sind die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer zu schützen, zu pflegen, zu 
entwickeln und bei Bedarf wiederherzustellen. Für das Schutzgut Landschaftsbild 
ergeben sich Wechselwirkungen mit dem Schutzgut Mensch bezüglich seines 
Wohlbefindens und der Erholungsfunktion des Raumes. Weitere Wechselwirkungen 
bestehen zu den Schutzgütern Pflanzenwelt (Lebensraumfunktion und ökologischer 
Zustand) und den Kultur- und Sachgütern (Landschaftsbild prägende Elemente und 
Kulturlandschaften).  



Gemeinde Hohenwestedt - 10. Änderung des Flächennutzungsplans – Begründung April 2025 - 71 
 
 

Ausgangssituation in allen 3 Teilbereichen 
Das Landschaftsbild wird hier von überwiegend landwirtschaftlich intensiv genutzten 
Flächen mit kleinräumiger Gliederung durch die Knicks geprägt. Von besonderer 
Bedeutung für das Landschaftsbild sind neben den Knicks auch die Überhälterbäume 
und vorhandene Einzelbäume. Erholungseinrichtungen gibt es in keinem der Bereiche. 
 
Die Teilgebiete 1 und 3 sind jeweils von den angrenzenden Stichstraßen („Am 
Wasserwerk“ und „Glüsing“) direkt einsehbar. Die Straßen werden für die Erholungs-
nutzung nur sehr gering frequentiert, da sie in Teilgebiet 1 eher abseits der Siedlungs-
flächen liegen, in Teilgebiet 3 am Klärwerk vorbeiführen und in beiden Gebieten im 
Acker/Grünland enden.  
 
Das Teilgebiet 2 ist nicht für eine Erholungsnutzung erschlossen. Von der K 84 aus 
und der Bahnlinie ist das Gebiet nur kleinräumig einsehbar. Im Süden verläuft dort eine 
Hochspannungsleitung, die allerdings nur von den Ackerflächen aus in Erscheinung 
tritt. 
 

Vorbelastungen ergeben sich in den Teilgebieten 1 und 2 (bis auf die nicht erlebbare 
Hochspannungsleitung) nicht.  
In Teilgebiet 3 wirkt sich die angrenzende Kläranlage optisch und auch durch Geruchs-
entwicklung negativ auf das Landschaftsbild und eine potentielle Erholungsfunktion 
aus.  
 
Bewertung des Ausgangszustandes 
Dem Landschaftsbild in den Teilgebieten und ihrer jeweiligen Umgebung wird trotz der 
vorhandenen, gliedernden Knicks und Gehölzstrukturen insgesamt eine allgemeine 
Bedeutung beigemessen, da die Bereiche gleichförmig strukturiert sind und keine 
besonderen Landschaftserlebnisse vermitteln. Hinzu kommt in Teilgebiet 2, dass der 
Raum nicht erschlossen ist und alle drei Bereiche keine Erholungsinfrastruktur 
besitzen. Die Bereiche haben daher nur eine allgemeine Bedeutung für eine potentielle 
Erholungsnutzung. 
 
Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung 
Die Durchführung der Planung bewirkt für das Landschaftsbild lokale, sehr starke 
Veränderungen. Durch die Etablierung von großflächigen technischen Einrichtungen 
in beiden Teilgebieten 1 und 2 ändert sich das Landschaftsbild grundlegend. Die 
Auswirkungen in Teilgebiet 1 sind dabei vergleichsweise sehr kleinflächig wirksam. 
 
In Teilgebiet 2 sind diese Auswirkungen als erheblich einzustufen. Sie sind insbeson-
dere durch Eingrünungen zu minimieren und auszugleichen.  
Durch die Standortwahl der Gebiete werden jedoch keine Gebiete mit besonderer 
Bedeutung für das Landschafts- und Ortsbild in Anspruch genommen.  
Von der Anlage der Solarmodule in den Teilgebieten selbst gehen keine optisch 
störenden Fernwirkungen aus. Sie sind nur untergeordnet partiell sichtbar. 
 
In Teilgebiet 3 ist zu berücksichtigen, dass zum einen hier bereits die vorhandenen 
baulichen Anlagen der Kläranlage auf der benachbarten Fläche den Landschaftsraum 
beeinflussen und zum anderen durch die Planungen auf den angrenzenden Flächen 
(B-Plangebiete Nr. 58 und 43, Planungen für LESER) der Raum zukünftig stark 
verändert wird und hier ein durch Gewerbebauten geprägter Ortsrand neu entstehen 
wird. Die Erweiterungsfläche für die vorhandene Kläranlage liegt hier mitten innerhalb 
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dieser überplanten Bereiche und tritt insgesamt nur unterschwellig in Erscheinung. Die 
Auswirkungen in Teilgebiet 3 auf das Landschafts-/Ortsbild werden daher als nicht 
erheblich eingeordnet. 
Es wird durch die Planungen auch kein neu entstehender Ziel- und Quellverkehr 
hinzukommen. 
 
Zusammenfassung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut Landschafts- 
/Ortsbild (zu Anlage 1 BauGB Abs. 2b) 

Anlage 1 
BauGB Abs 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Einbindung in das Ortsbild und in den 
Landschaftsraum 

Erheblich bei den Teilgebie-
ten 1 und 2, nicht erheblich 
bei der Kläranlagenerweite-
rung, 
minimierbar durch Eingrünun-
gen und Durchgrünungsmaß-
nahmen 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  wie oben in den Teilgebieten 
1und 2 erheblich, minimierbar 
durch Ein- und Durchgrü-
nungsmaßnahmen  

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen nicht erheblich 
Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht relevant  
Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle usw. nicht relevant im F-Plan  bzw. 

nicht erheblich 
Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und kulturelles 

Erbe 
nicht  erheblich 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit 
im Klimawandel 

nicht relevant  

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan 
 
Minimierungsmaßnahmen 
Zur Minimierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind in allen Teilgebieten 
insbesondere Eingrünungsmaßnahmen zur Einbindung in das Landschaftsbild 
vorzusehen. Details hierzu sind in der verbindlichen Bauleitplanung zu regeln. 
 
6.5.9 Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
 
Ausgangszustand für Archäologische Kulturgüter 
Definiert als Kulturgüter werden beständige Zeugnisse der menschlichen Siedlungs-, 
Kultur- und Entwicklungsgeschichte. Dazu gehören u.a. auch archäologische 
Fundstellen und Verdachtsflächen oder historische Landnutzungsformen und ganze 
Kulturlandschaften.  
 
In den Teilgebiet 1 und 3 sind z.Zt. kein Archäologischen Denkmäler bekannt. 
Teilgebiet 1 liegt jedoch innerhalb eines Archäologischen Interessensgebieten, 
Teilgebiet 3 ist für archäologische Voruntersuchungen registriert, die mittlerweile 
stattgefunden haben. Damit sind Funde bei Erdarbeiten möglich und entsprechend zu 
melden. Das Archäologische Landesamt wurde daher frühzeitig bei den Planungen 
beteiligt.  
Darüber hinaus wird auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmal-
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schutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder 
den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des 
Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 
oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben 
das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit 
es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
 
Das Teilgebiet 2 liegt ebenfalls innerhalb eines archäologischen Interessensgebietes. 
Hier liegen bekannte Kulturdenkmäler vor. Der Schutz von Kulturgütern gilt auch für 
die Umgebung geschützter oder schützenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler, 
sofern dies für die Erhaltung der Eigenart und Schönheit des Denkmals erforderlich ist.  
Für alle Kulturdenkmale besteht die Pflicht zur Erhaltung, Pflege und Schutz vor 
Gefährdungen (§ 16 DSchG SH). Eine besondere Bedeutung hat außerdem der 
Schutz des Umfeldes der Kulturgüter. 
Die vom Archäologische Landesamt ausgewiesenen Bereiche nach § 12 Abs. 2 (6) 
DSchG wurden in Teilbereich 2 in die Planunterlagen nachrichtlich übernommen. 
 
Bewertung für Archäologische Kulturgüter 
Die Planungsbereiche besitzen aufgrund der oben dargestellten Ausgangssituation 
eine besondere Bedeutung für Archäologische Kulturgüter. 
 
Auswirkungen bei Plandurchführung  
Bei Durchführung der Planungen wird in Teilbereich 2 in ein Denkmal eingegriffen, im 
Teilgebiet 1 wird dies vermutet. Diese Auswirkungen sind daher erheblich. Das gilt 
insbesondere, wenn Bodeneingriffe über die Pflugsohle hinausgehen oder der Abtrag 
von Mutterboden erfolgt. 
 
Hier sind vorab gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich, die 
zwischenzeitlich durchgeführt wurden. Das Archäologische Landesamt wurde 
frühzeitig im Planungsprozess beteiligt. Eine nähere Abstimmung mit dem ALSH ist 
zwischenzeitlich für die beiden Gebiete erfolgt. Im Teilgebiet 1 und 3 haben im 
Frühjahr/Sommer 2024 archäologische Untersuchungen stattgefunden. 
 
Ausgangssituation und Bewertung der Historischen Kulturlandschaft 
Der gesamte Raum westlich der Ortslage Hohenwestedt ist als Historische 
Kulturlandschaft – hier Knicklandschaft ausgewiesen. Hier gilt daher ein besonderes 
Prüfungs- und Abwägungsgebot für Solaranlagen, da diese Bereiche nur bedingt 
für Freiflächen-Solaranlagen geeignet sind. Die wertgebenden Elemente und 
Strukturen sind hier die Knicks. Sie sind zu erhalten, zu schützen und soweit 
erforderlich wiederherzustellen oder zu ergänzen. Dieser Aspekt ist bei den Planungen 
besonders zu berücksichtigen. 
 
Auswirkungen bei Plandurchführung 
Die Auswirkungen der Planungen sind insbesondere in Teilgebiet 2 erheblich, da der 
typische Charakter der historischen Kulturlandschaft dort grundlegend verändert wird 
und durch die Überstellung der Ackerflächen mit Solarmodulen verloren geht. Die 
Knicks sind hier das wertgebende Landschaftselement.  
 
Im Teilgebiet 1 sind keine Eingriffe ins Knicknetz vorgesehen. 
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Auch im Teilbereich 2 sind die vorhandenen Knicks möglichst vollständig zu erhalten, 
Eingriffe sind auf das zwingend erforderliche Maß zu beschränken. Darüber hinaus 
sollte das gesamte Knicknetz dort durch die Anpflanzungen mit standortgerechten 
heimischen Gehölzarten auf lückigen Knicks revitalisiert und gestärkt werden. Diese 
Maßnahme trägt in hohem Maße zur Erhaltung dieser wertgebenden Elemente der 
Kulturlandschaft bei.  
In Teilgebiet 3 sollte der vorhandene Knickrest ebenfalls vollständig erhalten werden. 
Die Details sind in der verbindlichen Bauleitplanung entsprechend festzusetzen. 
 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

• Erhaltung der Knicks, Minimierung der Eingriffe für Knickdurchbrüche 
• Nachpflanzung lückiger Knicks. 

 
Sonstige Sachgüter 
Im Teilgebiet 2 verlaufen Gasleitungen in Nord-Südrichtung und am Südrand eine 
Hochspannungsleitung in Ost-Westrichtung. Die Leitungen sind nachrichtlich zu 
übernehmen. 
 
Für die Leitungen ist in der verbindlichen Bauleitplanung eine Schutzzone vorzusehen. 
 
Zusammenfassung zur voraussichtlichen Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planungen bezogen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter (zu 
Anlage 1 BauGB Abs. 2b) 

Anlage 1 
BauGB Abs 2b 

Aussagen zum Thema Einstufung der 
Umweltauswirkungen 

grundsätzlich Archäologische Interessensgebiet und Denk-
mäler 
Historische Kulturlandschaft 
Sonstige Sachgüter 

Erheblich bei allen Teilgebie-
ten, minimierbar durch: 
- vorab durchzuführende 
archäologische Untersuchun-
gen, 
- Erhaltung und Wiederherstel-
lung  des Knicknetzes 
- Berücksichtigung vorhande-
ner Leitungen u.a. 

Nr. aa)  Bau der Vorhaben  in  allen Teilgebieten erheb-
lich, minimierbar wie oben 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Ressourcen nicht erheblich 
Nr. cc) Art und Menge an Emissionen u.a. nicht relevant  
Nr. dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle usw. nicht relevant im F-Plan  bzw. 

nicht erheblich 
Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt und kulturelles 

Erbe 
nicht  erheblich 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen durch 
benachbarte Vorhaben 

nicht relevant 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und Anfälligkeit 
im Klimawandel 

nicht relevant  

Nr. hh) Eingesetzte Stoffe und Techniken nicht relevant im F-Plan 
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6.6 Nullvariante und Prognose über weitere Auswirkungen der Planungen 
 
6.6.1 Nullvariante 
(gemäß Nr. 2a der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
Bei Nichtdurchführung der Vorhaben würde sich der Zustand der Flächen in den  
Teilbereichen 1 und 3 voraussichtlich nicht ändern. Für den Teilbereich 3 wäre auch 
eine anderweitige gewerbliche Nutzung – dann ebenfalls mittels F-Planänderung 
denkbar (vgl. auch Kap. Alternativenprüfung). 
 
Im Teilbereich 2 gilt dies, solange die Inhalte des F-Planes nicht umgesetzt werden. 
Hier ist zu berücksichtigen, dass durch die hier vorliegenden Planungen Flächen in 
einer Größenordnung von rund 10 ha entfallen, die bislang für weitere Wohnbau-
entwicklungen vorgesehen sind. Diese müssten ggf. an anderer Stelle neu ausge-
wiesen werden oder entfallen. 
 

Die Lebensräume der vorkommenden Tierarten und für die Pflanzenwelt blieben in 
beiden Teilbereichen im bisherigen Umfang uneingeschränkt/unverändert erhalten. 
Die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung sowie die Barrierewirkung der 
Verkehrsstränge wären weiterhin limitierende Faktoren für die Ansiedlung geschützter 
Tierarten bzw. die vorhandenen Artenvorkommen. 
 
Die vorhandenen Belastungen blieben bestehen, insbesondere die landwirtschaftliche 
Intensivnutzung verbunden mit einem möglichen Stoffeintrag in den Boden und Grund-
wasserkörper. Es kämen voraussichtlich keine erkennbar neuen Auswirkungen hinzu. 
Das Landschaftsbild bliebe so erhalten. 
 
Zusätzlich gilt für die Bereiche 1 und 2, dass für die Bereitstellung von Flächen zur 
Energiegewinnung an anderer Stelle als hier vorgesehen voraussichtlich mit höheren 
Beeinträchtigungen für die Umwelt zu rechnen ist (vgl. Kap. 6.8 Alternativenprüfung). 
Vergleichbares gilt auch für die Erweiterung der Kläranlage. 
 
6.6.2 Prognose zu Wechselwirkungen 
 
Das Schutzgut Mensch ist mit den meisten anderen Schutzgütern eng verknüpft. 
Genannt seien hier die Schutzgüter Boden (z.B. Produktionsstandort für hochwertige 
Nahrungsmittel, Standort für Wohn- und Gewerbebebauung), Wasser (Grundwasser-
anreicherung zur Trinkwasserbereitstellung) und das Landschaftsbild (Erholungs-
funktion). 
 
Das Schutzgut Boden stellt gleichzeitig die Grundlage als Lebensraum für die 
Pflanzen- und Tierwelt, die vielfältigen Beziehungsgefüge für den gesamten Natur-
haushalt (Wasser- und Nährstoffkreislauf, Filter-, Puffer- und Speicherfunktionen) und 
die Lebensgrundlage für den Menschen dar.  Hier kommt auch noch ihre Bedeutung 
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte hinzu. 
 
Das Schutzgut Wasser ist ein lebensnotwendiger Bestandteil des Naturhaushalts für 
Menschen, Tiere, Pflanzen und die Bodenlebewesen und erfüllt vielzählige Funktio-
nen. Es ist nicht ersetzbar. 
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Es sind hier keine weiteren darzustellenden Wechselwirkungen bekannt, die über die 
bereits erfolgte Betrachtung der einzelnen Schutzgüter hinaus planungsrelevante 
Auswirkungen besitzen könnten.  
 
6.6.3 Art und Menge der anfallenden/eingesetzten Stoffe, Emissionen, Abfälle 
und angewandten Techniken 
(gemäß Nr. 2b Abs. cc), dd) und hh) der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) 
BauGB) 
 
Qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht genauer bekannten 
Maßnahmen während der Bauphase und der Art und Menge erzeugter Abfälle und 
deren Auswirkungen durch das Vorhaben selbst auf die Umwelt sowie der einge-
setzten Stoffe und Techniken können auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
nicht getroffen werden.  
 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass im Rahmen der zukünftigen baulichen 
Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein häufig verwendete Techniken und 
Stoffe angewandt beziehungsweise eingesetzt werden. Ebenso ist die genaue Art und 
Menge an entstehenden Emissionen und Abfälle auf F-Planebene nicht quantifizierbar. 
 
6.6.4 Störfallrelevanz    
(gemäß Nr. 2b Abs. ee) und 2e der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
Gemäß Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie (2012) ist dem Erfordernis Rechnung zu 
tragen, dass zwischen störfallrelevanten Betriebsbereichen und schutzbedürftigen 
Umgebungsnutzungen ein angemessener Sicherheitsabstand gewahrt bleibt, um 
schwere Unfälle zu verhüten und der Zunahme einer Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt entgegenzuwirken. Dieser Abstand ist sowohl bei der 
Planung von störfallrelevanten Betriebsbereichen als auch im Rahmen der Bauleit-
planung für schutzbedürftige Nutzungen im Umfeld vorhandener störfallrelevanter 
Anlagen zu berücksichtigen.  
 
Schutzbedürftige Nutzungen sind hier vor allem Wohngebiete. Die EU-Richtlinie wurde 
mit dem § 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der 12. BImSchV 
(Störfall-Verordnung) in deutsches Recht umgesetzt.  
Bei bestehenden Bebauungssituationen sind zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, 
um eine Zunahme der Gefährdung der Nachbarschaft zu vermeiden. 
Alle 3 Teilgebiete fallen nicht unter diese Verordnung. Hier sind auch keine störfall-
relevanten Betriebe in der Umgebung bekannt. 
Grundsätzlich ist bei der Erweiterung der Kläranlage darauf zu achten, dass die Anlage 
nach den Bestimmungen des WHG, des LWG und des BImSchG sowie den sonstigen 
zu berücksichtigenden Vorschriften und Regelwerken und damit nach dem neuesten 
Stand der Technik zu errichten und zu betreiben sind. 
 

6.6.5 Prognose zu kumulierenden Auswirkungen durch benachbarte B-Pläne 
(gemäß Nr. 2b Abs. ff) der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
Neben allen bislang dargestellten Auswirkungen ist hier gleichzeitig auch zu berück-
sichtigen, dass durch die Planungen auf benachbarten Flächen (B-Plan Nr. 58 und 43) 
kumulierende Auswirkungen für die Teilgebiete 2 und 3 entstehen. Hier sind insbeson-
dere zu nennen: 
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• die großräumige Barrierewirkung und Lebensraumverlust für manche Tierart der 
Gebiete zusammen  

• die grundlegende Veränderung des Landschaftsbildes in einem großen Bereich am 
Ortsrand 

• das Entfallen größerer Bereiche als Flächen für die Landwirtschaft.  
 

6.6.6 Auswirkungen und Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 
(gemäß Nr. 2b Abs. gg) der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB 
 
Mit der Umsetzung der Vorhaben ist keine planungsrelevante Zunahme von Treib-
hausgasen zu erwarten. In den Plangebieten 1 und 2 ist eine Pflicht zur Anbringung 
von Photovoltaikanlagen vorgesehen. Durch diese Maßnahme zur alternativen Strom-
gewinnung und damit verbundener CO2-Einsparung wird ein positiver Beitrag zum 
Klimaschutz geleistet. 
  
Grundsätzlich ist aufgrund des Klimawandels insbesondere mit veränderten 
Temperatur- und Niederschlagsverhältnissen zu rechnen. Eine diesbezüglich beson-
dere Anfälligkeit der beiden Planungsräume und der geplanten Vorhaben gegenüber 
den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht zu erkennen. Hinzuweisen ist in diesem 
Zusammenhang insbesondere auf Starkregenereignisse, die durch den Klimawandel 
verstärkt zunehmen.  
Dies ist in der verbindlichen Bauleitplanung ggf. zu berücksichtigen. 
 

6.7 Schutz,- Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
(gemäß Nr. 2c Abs. der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB 
 
Die nachfolgend beschriebenen Maßnahmen sind vor allem als Hinweise für die nach-
folgende verbindliche Bauleitplanung anzusehen, zu beachten und dort verbindlich 
festzusetzen. 
Zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Umweltauswir-
kungen   sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 
6.7.1 Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen 

• Durchführung von Eingriffen in Vegetationsstrukturen nur außerhalb des Brut-
zeitraumes zwischen dem 01.10. – 28/29.02. eines jeden Jahres (ggf. 
ökologische Baubetreuung). 

• Evtl. erforderliche Fällungen von Gehölzen mit einem Stammdurchmesser von 
mehr als 20 cm nur vom 01.12. bis zum 28./29.02.  

• Zum Schutz der Haselmaus in Teilbereich 2 Rodung von Knicks nur in zwei 
Schritten (oder ÖBB ökologische Baubetreuung) 

• Begrenzungen der zulässigen Höhe der Modulflächen in den Teilgebieten 1 und 
2 zum Schutz des Landschaftsbildes 

• Erhaltung der Knicks  
• Einrichtung von Schutz- und Pufferzonen (Knickschutzstreifen) entlang der 

Knicks als naturnahe, feldrainartige Wildkrautstreifen. 
• Teilgebiet 3: Maßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte bezüglich Geruchs-

emissionen und Stoffbelastungen im B-Plan festsetzen 
• In Teilgebiet 3 sind voraussichtlich umfangreichere Vorkehrungen zum Schutz 

des Grundwassers erforderlich. Zur Zeit liegen noch keine konkreten Planungs-
absichten vor, so dass hier noch keine weitergehenden Aussagen getroffen 
werden können. 
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6.7.2 Minimierungsmaßnahmen 
• Nutzung des vorhandenen Wegesystems soweit möglich 
• Nutzung der vorhandenen Feldzufahrten und Knickdurchbrüche für die erforder-

lichen Querverbindungen zwischen den Modulflächen in Teilgebiet 2 
• Sicherung der Durchlässigkeit der Gebiete für Tiere (Zaunabstand mind. 20cm 

zum Gelände, Korridor in Teilgebiet 2) 
• Entwicklung der unversiegelten Bereiche den Teilgebieten für die Photovoltaik-

anlagen als Extensivgrünland und Pflege durch Mahd oder alternativ in Teilge-
biet 2 durch eine extensive Beweidung mit Schafen. In Teilgebiet 1 ist eine 
Beweidung zum Schutz des Grundwassers auszuschließen 

• Nachpflanzung lückiger Knicks insbesondere mit standortgerechten heimischen 
Gehölzen  

• tiefgründige Lockerung der offenen Flächen nach Abschluss der Bauarbeiten  
• Einhaltung der Vorgaben des Baugesetzbuches zum Bodenschutz, der 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung, des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes  

• das unbelastete Niederschlagswasser ist, soweit möglich, an geeigneter Stelle 
auf dem Gelände zu versickern 

• Festsetzung von Auflagen bzgl. Reinigungsarbeiten für die Phtovoltaikmodule  
• Darüber hinaus sind bei der Planung, Ausführung und dem Betrieb der Kläran-

lage die einschlägigen Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes in der 
jeweils gültigen Fassung sowie ergänzende Rechtsverordnungen zu beachten. 

 
6.7.3 Ausgleichmaßnahmen und sonstige Maßnahmen 

• weitere Anpflanzungen und Eingrünungsmaßnahmen 
• Nachpflanzung lückiger Knicks 
• Zur Steigerung der Attraktivität für viele Arten und damit Erhöhung der 

Artenvielfalt sind in beiden Teilgebieten für Photovoltaikanlegen kleinräumige 
Habitatstrukturen herzustellen. 
 

6.8 Planungsalternativen 
(gemäß Nr. 2d der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB 
 
6.8.1 Grundsätzliches zu den Suchräumen 1 und 2 der Potentialstudien für 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
Für die Standortsuche orientierte sich die Gemeinde Hohenwestedt an der 
vorliegenden Potentialstudie des Amtes Mittelholstein sowie der darauf aufbauende 
Potentialstudie für das eigene Gemeindegebiet. Ausgewiesen wurden in den 
Potentialstudien 2 Suchräume.  
 
Die in der F-Planänderung ausgewiesenen Flächen liegen alle in Eignungsraum 1 
dieser Studie (vgl. Abbildung 16), der sich entlang des westlichen Ortsrandes von der 
Kläranlage im Süden nach Norden bis etwa auf Höhe des Wasserwerkes erstreckt. 
Der Eignungsraum 2 ist deutlich kleiner und liegt im Osten der Gemeinde. An dieser 
Stelle erfolgt eine Prüfung von Standortalternativen in den dort ausgewiesenen 
Eignungsräumen. Die Eignungsräume selbst werden nicht mehr grundsätzlich in Frage 
gestellt. 
 
Der gesamte Bereich im Eignungsraum 1 ist überall ähnlich strukturiert als landwirt-
schaftlich intensiv genutzte Knicklandschaft und ist daher gleichzeitig auch als 
Historische Kulturlandschaft ausgewiesen. Die Boden- und Wasserverhältnisse sind 
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im Wesentlichen vergleichbar. Daher ist zu erwarten, dass dort überall vergleichbare 
Eingriffsintensitäten vorliegen würden.  
 
Der Suchraum 2 im Bereich der Straße Vaasbüttel bis zur Bahnlinie grenzt an die 
Siedlung im Osten an. Zusätzlich sind dort weitere Siedlungssplitter vorhanden. Hierzu 
wären daher ausreichend bemessene Abstände und Freiräume einzuhalten.  
 
Begrenzt wird der Raum z.T. durch Waldflächen, zu denen ebenfalls entsprechende 
Waldabstände eingehalten werden müssen. Zu vermuten sind hier auch Wander- und 
Wildwechselbeziehungen zwischen den beiden größeren Waldflächen, die möglicher-
weise beeinträchtigt werden/ bzw. zu berücksichtigen sind.  
 
Die Bodenverhältnisse sind ähnlich wie in Eignungsraum 1, jedoch wird die Sicker-
wasserrate hier als hoch eingestuft und die natürliche Ertragsfähigkeit als mittel bis 
sehr hoch angegeben. Die Böden sind damit für die landwirtschaftliche Nutzung besser 
geeignet und für die Produktion von Nahrungsmitteln wertvoller als im Suchraum 1.  
Zusätzlich ist das Gelände dort relativ stark bewegt, so dass eine mögliche Fern-
wirkung einer besonderen Beachtung bedarf. Hinzu kommt, dass die Entfernung zum 
Umspannwerk von dort deutlich größer ist als im Suchraum 1. 
 
Insgesamt wäre dieser Suchraum eher für kleinere Solar-Freiflächenanlagen geeignet. 
Großflächige Anlagen wie in Teilgebiet 2 geplant, sind hier vermutlich nicht sinnvoll 
oder mit geringeren Eingriffen unterzubringen. 
 
6.8.2 Alternativenprüfung für die Teilgebiete 1 und 2 im Suchraum 1 der 
Potentialstudie 
 
Teilgebiet 1 
Das Teilgebiet 1 am Wasserwerk liegt unmittelbar angrenzend an die Gebäude des 
Wasserwerkes. Die Leitungswege sind hier daher kurz und die vorhandene Infra-
struktur (Zuwegung, Zaun) kann mitgenutzt werden. Neue Eingriffe sind hier daher 
minimal.  
 
Die im Norden und Süden dort unmittelbar angrenzenden Ackerflächen stehen zum 
einen nicht zur Verfügung und zum anderen wären Planungen hier mit deutlich mehr 
Eingriffen verbunden z.B. für Leitungen, Zuwegung, neue Zaunziehungen usw.  
 
Die weiter östlich angrenzenden Flächen sind durch die landesweite Biotopkartierung 
als geschütztes Biotop erfasst (hier mesophiles Grünland) und sind bereits deshalb 
nicht geeignet. 
 
Im Westen angrenzend an das Wasserwerk folgt ein landwirtschaftlicher Weg mit 
begleitendem Redder, der hier laut Landschaftsplan eine lokale Verbundachse dar-
stellt und im Norden zu einem Bereich mit lokaler Bedeutung für den Biotopverbund 
führt (Quellgebiet westlich Papenhöhe). Hier ist daher ebenfalls mit höheren Eingriffen 
zu rechnen.  
 
Der gewählte Standort ist daher gesamtökologisch betrachtet, der hier am besten 
geeignete Bereich mit voraussichtlich den geringsten Eingriffen in Natur und 
Landschaft. 
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Teilgebiet 2  
Die Gemeinde weicht mit dieser Planung von den bisherigen Ausweisungen für eine 
wohnbauliche Entwicklung ab. Die Gründe hierfür sind folgende: 

- Erschwerte Erschließung aufgrund fehlender Zuwegung (Eingrenzung durch 
die Bahn) 

- geplante gewerbliche Entwicklung / Erweiterung durch die Firma Leser (BP 58) 
- Entwicklung der Hohenwestedter Werkstätten 
- vorhandene Gashochdruckleitung / Gashochspannungsleitung. 

 
Aus Sicht der Gemeinde ist es sinnvoller, hier am Ortsrand ergänzend zu den 
sonstigen Planungen in diesem Raum einen PV-Freiflächenstandort möglichst nah am 
Umspannwerk zu etablieren, da das Thema „Erneuerbare Energien“ ein wichtiges 
Thema in der Gemeinde ist und die diesbezügliche Potenzialanalyse eine grundsätz-
liche Eignung der Flächen ergab.  
 
Im F-Plan hält die Gemeinde an anderer Stelle ausreichend Flächen zur Wohnbebau-
ung vor, die prioritär bebaut werden sollen.  
 
Die Gemeindevertretung möchte sich grundsätzlich soweit wie möglich im Rahmen 
des vorhandenen Flächennutzungsplanes bewegen. In diesem Raum hier strebt sie 
jedoch nur kleinere Arrondierungen für eine Wohnbebauung an, der Fokus liegt hier 
auf der gewerbe- und infrastrukturtechnischen Entwicklung. Dennoch wird so weit wie 
möglich im angrenzenden B-Plan 58 der Ausbau des nördlich angrenzenden Wohn-
gebiets mitberücksichtigt, um das verbleibende wohnbauliche Entwicklungspotenzial 
in diesem Bereich auszuschöpfen. 
 
Das Plangebiet liegt relativ nahe zum Umspannwerk westlich der Itzehoer Straße und 
ist bereits durch die Verkehrsträger sowie die Hochspannungsleitung vorbelastet. Es 
schließt an den Siedlungsraum an und wird nur durch eine Ackerfläche vom 
Siedlungsraum getrennt. Diese soll als Pufferzone zum Siedlungsraum verbleiben.  
Für alle Flächen in größerer Entfernung zum Umspannwerk kämen voraussichtlich 
zusätzliche Eingriffe durch Leitungsverlegungen zum Umspannwerk hinzu. 
 
Die im Süden und Osten unmittelbar angrenzenden Ackerflächen wären potentiell 
ähnlich geeignet. Sie werden z.Z. anderweitig überplant als B-Plan Nr. 58 und stehen 
daher nicht zur Auswahl zur Verfügung. Die Flächen hier sind für Gewerbeentwicklung 
(Unternehmen Leser u.a.) und Wohnbebauung mit begleitender Infrastruktur 
vorgesehenen. 
 
Im Südwesten und Westen anschließende Flächen stehen nicht zur Verfügung. 
Hinzu kommt dort, dass im Süden der Verlauf des Fließgewässers Barmbek angrenzt, 
der weiter westlich als Biotopverbundachse im landesweiten Schutzgebiets- und 
Biotopverbundsystem ausgewiesen ist und entsprechend entwickelt werden soll/ 
entwickelt ist. Hier wären daher entsprechende Abstände einzuhalten und Entwick-
lungen im Sinne einer Renaturierung vorzusehen. Das Gelände dort fällt zusätzlich 
nach Süden ab, so dass der Einbindung in die Landschaft dort besondere Bedeutung 
zukommt. 
 
Andere Flächen im Westen in Richtung Wapelfeld und entlang der Bahnlinie bzw. 
der K 84 rücken immer weiter vom Siedlungsbereich ab und stoßen damit immer mehr 
in die Landschaft vor. Sie würden damit eine Zersiedlung der Landschaft bewirken, die 
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auf den vorliegenden Flächen vermieden werden kann. Hinzu kommt, dass voraus-
sichtlich ebenfalls weitere Eingriffe für die Anbindung an das Umspannwerk erfolgen 
müssten. 
 
Unmittelbar nördlich der Bahnlinie bis zum Wapelfelder Weg grenzen vergleichbar 
entwickelte und geeignete Flächen an, die gleichermaßen durch die Bahnlinie und die 
Straße K84 vorbelastet sind. Insgesamt ist dieser Bereich jedoch nur ca. 5,6 ha groß. 
Davon müssten noch Abstandsflächen, Knicks und Schutzflächen abgezogen werden, 
so dass dort ein deutlich kleinerer Bereich für Photovoltaikanlagen verbleiben würde 
und deutlich weniger Stromgewinnung möglich wäre. Der Bereich ist im F-Plan z.T. als 
Gewerbeerweiterungsfläche ausgewiesen, die dann entfallen würden. Hinzu kommt 
auch hier, dass die Entfernung zum Umspannwerk zunimmt. 
 
Flächen weiter nördlich der K 84 sind potentiell ähnlich geeignet wie das Planungs-
gebiet mit vergleichbaren Boden-, Wasser- und klimatischen Verhältnissen. Die Entfer-
nung zum Umspannwerk nimmt hier nach Norden jedoch deutlich zu. 
Die Realisierung der Planungsvorhaben an anderen Standorten im Gemeindegebiet 
wäre aus den genannten Gründen voraussichtlich nicht mit geringeren Auswirkungen 
auf Natur und Landschaft verbunden. Die Gemeinde hat sich daher für die vorliegen-
den Standorte entschieden.  
 
6.8.3 Alternativenprüfung für Teilgebiet 3 
 
Hier ist ein Standort gewählt, der an das vorhandene Klärwerk der Gemeinde 
unmittelbar angrenzt, was sich daher in idealer Weise ergänzt.  Hinzu kommt, dass die 
Fläche für andere gewerbliche Nutzungen wegen der bereits vorhandenen Geruchs-
belastungen voraussichtlich nur eingeschränkt nutzbar ist.  
Zusätzlich liegt die Fläche innerhalb eines großräumigen, neu überplanten Raumes für 
die Gewerbeentwicklung der Firma LESER.  
 
Alternativ für Erweiterungen denkbar wäre noch ein Standort nördlich des vorhande-
nen Klärwerks westlich im Anschluss an das Teilgebiet 1 des B-Plans Nr. 58 der 
Gemeinde. Die naturräumlichen Standortbedingungen sind ähnlich, die Eingriffsinten-
sität wäre voraussichtlich vergleichbar. Hier wäre eine Eingrünung zur Landschaft hin 
erforderlich. Die Flächen stehen jedoch z.Zt. nicht zur Verfügung. 
 
Weitere Standorte innerhalb der Gemeinde wären voraussichtlich mit erheblich 
größeren Eingriffen in den Naturhaushalt verbunden, da hierbei der gesamte Standort 
für die Kläranlage verlagert werden müsste oder weitreichende Leitungen verlegt 
werden müssten. 
Die Gemeinde hat sich daher für den vorliegenden Standort entschieden.  
 

6.9 Zusätzliche Angaben 
(gemäß Nr. 3a der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
Für die Umweltprüfung wurden neben dem Landschaftsrahmenplan des Planungs-
raums II, der Landesentwicklungsplan, der Regionalplan, der Landschaftsplan und der 
aktuell gültige Flächennutzungsplan sowie das „Standortkonzept für Freiflächen-
Photovoltaikanlagen der Gemeinde Hohenwestedt“ (Elbberg, Stand 2024) ausge-
wertet. Daneben wurden die verschiedenen vorliegenden Gutachten (Baugrundgut-
achten, artenschutzrechtliche Gutachten, Ermittlung der Wasserhaushaltsbilanz, 
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Verkehrsgutachten u.a.), die für die einzelnen B-Pläne erstellt wurden, berücksichtigt 
und die verschiedenen Karten des Umweltportals des Landes Schleswig-Holstein 
sowie des DANord.  
 
Besondere Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen ergaben sich 
nicht. Für die Beurteilung der Planänderungen im Sinne der Umweltprüfung wurden 
die Unterlagen im Wesentlichen als ausreichend erachtet.  
 
6.10 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen (Monitoring) 
(gemäß Nr. 3b der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB 
 
Die Gemeinde hat die erheblichen Umweltauswirkungen gemäß § 4c BauGB zu über-
wachen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu erkennen und ggf. geeig-
nete Maßnahmen zur Abhilfe zu veranlassen (Monitoring der planerischen Aussagen 
zu den prognostizierten Auswirkungen). Ggf. sind dann Korrekturen bei der Planung 
oder der Umsetzung vorzunehmen. 
 
Die Gemeinde regelt die Überwachung und Durchführung der festgesetzten 
Maßnahmen.  
 
Aussagen zur Überwachung der verschiedenen Vorhaben (Monitoring) liegen z.Zt. 
noch nicht vor. Diese werden im nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanverfahren 
benannt. 
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6.11 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
(gemäß Nr. 3c der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 
 
Der Umweltbericht ermittelt und beschreibt die Umweltauswirkungen bei Durchführung 
und Nichtdurchführung der Planungen. Er dient der Gemeinde als Entscheidungshilfe 
für die Konkretisierungen der Planung.  
 
Planungsziel der Gemeinde ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Errichtung zweier Photovoltaikfreiflächenanlagen, einmal zur Eigenversor-
gung des Wasserwerkes und zum anderen zur Ausweisung eines Sonstigen Sonder-
gebietes mit Zweckbestimmung Photovoltaikfreifläche zur anschließenden Errichtung 
einer PV-Freiflächenanlage und die jeweils zugehörigen Versorgungs- und 
Infrastruktureinrichtungen. Daneben soll eine Erweiterungsfläche für die Kläranlage 
vorgehalten werden, voraussichtlich um ggf. eine 4. Reinigungsstufe ergänzen zu 
können. 
 
Die Fläche in Teilgebiet 1 gehört bereits zum Gelände des Wasserwerks und wird als 
Grünland intensiv genutzt. Es umfasst ein Areal von knapp 0,3 ha. 
 
Es werden hier in den Teilbereich 2 und 3 landwirtschaftlich intensiv genutzte Flächen 
in Anspruch genommen, die durch ein kleinräumiges Knicknetz gegliedert sind. Das 
Planungsgebiet 2 umfasst ein Areal von 20,5 ha und erstreckt sich entlang der 
Bahnlinie Heide-Neumünster und entlang der K 84 im Westen der Gemeinde. Das 
Teilgebiet 3 zur Erweiterung der Kläranlage liegt südlich der vorhandenen Kläranlage 
und ist ca. 0,82 ha groß. 
 
Die drei Bereiche liegen innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes um das 
Wasserwerk Hohenwestedt und innerhalb von großräumigen archäologischen Interes-
sensgebieten. Gleichzeit ist der gesamte Raum als Historische Kulturlandschaft – hier 
Knicklandschaft ausgewiesen. Es gilt daher bei großflächigen Freiflächen-Solar-
anlagen ein besonderes Prüfungs- und Abwägungsgebot, da diese Bereiche nur 
bedingt für große Freiflächen-Solaranlagen geeignet sind.  
 
Bezüglich des Trinkwassergewinnungsgebietes hat der Grundwasserschutz eine 
besondere Bedeutung und es kommt dem vorbeugenden Grundwasserschutz ein 
besonderes Gewicht bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen zu.  
 
In Teilgebiet 1 ist die Fläche bereits durch die Brunnenanlagen und werkseigene Leit-
ungen überformt und allseits eingezäunt. Hier liegt es bereits im Eigeninteresse des 
Betreibers, mögliche Verschmutzungen zu verhindern. 
 

Wegen der Lage im archäologischen Interessensgebiet wurde das Archäologische 
Landesamt frühzeitig in die Planungen einbezogen, die notwendigen Maßnahmen 
wurden abgestimmt und in die Planungen einbezogen.  
Hinsichtlich der Knicklandschaft als Historische Kulturlandschaft gilt es insbesondere 
die wertgebenden vorhandenen Knickstrukturen zu erhalten, zu schützen und soweit 
erforderlich wiederherzustellen oder zu ergänzen.  
 
Bei den Plangebieten handelt es sich um einfach strukturierte Räume mit gleich-
förmigen Standortbedingungen und weitgehend allgemeiner Bedeutung für die Stand-
ortfaktoren Mensch, Tiere, Pflanzen und Biodiversität, Boden, Klima, Landschaftsbild 
und Erholungsfunktion.  
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Das Landschaftsbild erfährt durch die Planungen lokal jedoch eine grundlegende 
Veränderung insbesondere durch die geplanten Photovoltaikanlagen. Der Einbindung 
der Flächen in den Landschaftsraum kommt in beiden Teilgebieten 1 und 2 daher eine 
besondere Bedeutung zu. Hierzu sind die Wiederherstellung der vorhandenen 
Randknicks und weitere Bepflanzungsmaßnahmen vorzusehen. 
 
Bezüglich der Erweiterung des Klärwerkes ist darauf zu achten, dass durch geeignete 
Maßnahmen potentiell mögliche Beeinträchtigungen des Grundwassers sowie 
Geruchsbelastungen für Wohn- und Gewerbegebiete im näheren Umfeld minimiert 
und so weit wie möglich ausgeschlossen werden. Dies ist in der verbindlichen Bauleit-
planung entsprechend zu berücksichtigen und zu regeln. 
 
Die artenschutzrechtlich relevanten Tierartenvorkommen insbesondere in Teilgebiet 2 
sind insbesondere durch die Festsetzung von Zeitfenstern zur Ausführung von Bau-, 
Unterhaltungs- und Pflegemaßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Als voraussichtliche weitere erhebliche Umweltauswirkungen, die eine Kompensation 
erfordern, sind zu nennen: 
• Flächenversiegelungen bzw. -überdeckung und der damit einhergehende Verlust 

bzw. Modifizierung an Boden und Bodenfunktionen vor allem in Teilgebiet 3 
• Verlust und Änderung von Teillebensräumen für Flora und Fauna (hier vor allem 

Knicks) 
• Verlust eines Lebensraumes für Großsäuger (Rehwild) 
• Verlust von Siedlungserweiterungsflächen in einer Größenordnung von ca. 10 ha 

in Teilgebiet 2. Diese müssten ggf. an anderer Stelle neu ausgewiesen werden. 
• Flächenverlust für die landwirtschaftliche Nutzung in einer Größenordnung von 

insgesamt ca. 20 ha. 
 
In der verbindlichen Bauleitplanung sind umfangreiche Maßnahmen zur Vermeidung 
bzw. Minimierung der Eingriffe in Natur und Landschaft festzusetzen. Die verbleiben-
den unvermeidbaren Eingriffe sind soweit möglich durch Ausgleichsmaßnahmen 
innerhalb der Teilgebiete zu kompensieren, ggf. sind externe Flächen im räumlichen 
Zusammenhang für Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. 
 
Zusammenfassend bedeutet dies, dass unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zur Kompensation der zu erwartenden 
Eingriffe in Natur und Landschaft keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. 
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